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· 27. Sitzung, 8. Juli 1952 

Am Regierungstisch: 

Ministerpräsldeo.t Altmeler, die Staatsminister Becher, Dr. Finde, Dr. Nowack., 
Stübfnger, Dr. Zimmer, Che! der Staatskanzlei Staatssekretär Dr. Haberer, 
Staatssekretär Dr. Steinle in 

Es fehlten : 

E n t s c h u 1d1 g t : Die Abgeordneten Beckenbach, Böhm, Hartmann, Lorenz, 
Martenstein, Mieden, Tönges, Wolters 

Une n t s c h u 1 d i g t : Der Abgeordnete Hülser 

Rednerverzeichnls; 

Vizepräsident Bögler 

Vizepräsident Wilms 
Bender (FDP) 
Dr. Boden (CDU) 
Bögler (SPD) 
Diel (CDU) . 
He.nnii (SPD) 
Hertel (SPD) 
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27. PlenarsU.zung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am 8. Juli 1952 

Die Sit?:Ung wird um 10.07 Uhr durch den Vizeprä
sidenten Bögler eröffnet. 

Vizepräsident Böglcr: 

Meine Damen und Herren! Die 27. Sitzung des Land
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisit?.f'r d~r 
heutigen Silwng sind die Abgeordneten Josten und 
Giinger. Die Rednerliste führt der Abgeordnete Gänger. 
Entschuldigt fehlt der Herr Landtagspräsident Wolters. 
kh darf dem Hause mittf'ilE'n, daß slch der Herr Prä
sident zwar noch im Krnnkenhaus befindet aber eine 
Nachricht von heute mor~en besagt. daß e'r auf dem 
Wege der Besserung bt. Wir freuen uns alle darüber. 

(Rcifall des Hauses.) 

Es fehlen weiter entschuldigt die Abgeordneten Mie
den, Hartmann, Be<:kenbach, Martenstein, Tönges und 
Boehm. 

(Abg. Völker: Auch der Abgeordnete Lorenz 
Wl"gcn Krankheit!) 

- Und der Abgeordnete Lorenz. 

An dH heutigen Sitzung nehmen als Zuhörer teil 
das Abschlußsemester der PädRgogischen Akademie in 
Landau und das Seminar für Politik an der Universi
ti\t in Mainz. kh begrüße die Damen und Herren der 
bt!iden Ansfalten hier im H~u;.e rectit hen:lich. 

<Beifall des Hau~es.) 

Ich habe noch die angenehme- Pflicht, unserer Frau 
Kollegin Hennig zu ihrem Geburtstag die Gratulation 
des Hauses auszusprechen. 

(Beifall des Hauses .) 

Das V.'ort hat Frau Abgeordnete Hennig. 

Abg. Hennig: 

Tl'h danke Ihnen sehr, Herr Präsident, und auch dem 
Landtag für die mir zuteil gewordene Ehrung. Es wurde 
mir von verschiedenen Kollegen gesagt, Sie würden so 
vornehm sein und mein Alter nicht nennen. Frau Dr. 
Gantenberg sagte mir, mit 50 Jahren würde das Leben 
erst schün. Infol.e;edessen habe ich die Aussicht. daß das 
Leben noch schön wird. Ich werde jedenfalls bestrebt 
sein, dem Landtag jederzeit zur vollen Zufriedenheit 
zur Verfügung zu stehen. 

(Beifall des Hauses.) 

VizepräsJdent Böglel': 

Ich war beinahe versucht, Frau Kollegin, auf den 
Umstand hinzuwPlsen, daß Sie zweimal 25 Jahre hinter 
sich haben. 

(Heite1·keit im Hatt<\e.) 

Meine Damen und Herren! Vor Eintritt iri die Tages
ordnung möchte ich eine Sache erledigen, die die Mit
glieder im Rundfunkrat betrifft. Der Herr Präsident 
des Rundfunkrates hat ein Schreiben an uns gerichtet, 
in dem er sagt, daß er noch einmal darauf hinweisen 
mfü•hte, daß ZWE'<'kmi\BigPrweise eine formelle Bestäti
gung füe die seinerzeit schon im Sinne de3 Staatsver
trages gemachte Nominierung der Herren Abgeordneten 
Diakon Matthes. Dr. Dr. Christoffel, Willibald Gänger 
und Willibald Martenstein erfolgen solle. 

Im Ältestenrat ist die Angelegenheit gestern abend 
besp rochen worden. Die Fraktionen des Hauses haben 
die Erklärung abgegeben, daß die genl'!nnten Herren 
auch jetzt bei der Neubildung des Rundfunkrates das 
Hau s vertreten sollen. Da diese Erklärung der Fraktio-

nen vorliegt, darf ich auch hier die Feststellung treffen, 
daß die von mir soeben genannten Herren einstimmig 
weiter in den Rundfunkrat. delegiert sin<l. D;imit wäre 
diese Angelegenheit erledigt. 

Wir treten nunrneht' in die Tagesordnung ein und 
kommen zum Punkt I det· Tage:;vrdnung: 

zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
1ur Äoderung de.s Artikels 130 der Verfa:ssung 

für Rheinland-Pfalz - Drucksache 11/289. 

(Abg. Schmidt: Zur Geschäftsordnnng!) 

Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Abge
ordnete Schmidt. 

Abg. l)dJ.Olidt: 
Ich dar! auf die vorliegende Tagesordnung zurück

kommE>n. rin noch kl'ini> Genehmigung erfolgt. ist. be
antrage ich, <'lle Punkte 13 unrl 15 7.1.l einer gemein
samen Beratung zusammenzuziehPn; rll:'nn das Stoff
geh'l.et gehört zusammen. 

Vizepräsident ßöith~r: 

Meine Damen und Herren! E;; ist vorgeschlagen wor
den, die Tagesordnungspunkte 1:~ und 15 mitein-:1nder 
zu verbinden.. Wei·den dagegen Einwendungen erhoben? 
Die Äntragstcllcr sind der Meinung, daß die beiden 
Punkte gemeinsam erledigt werden könnten. Da keine 
Einwendungen gemac:ht. wel'den, können wii:- so ver
fahren. 

(Ministerpräsident Altmeier: Herr Präsident! Ich 
möchte doch die Bitte aus~prechen, die beiden 
Punkte getrennt ?-u beraten, wobei t:>s durchaus 
möglich f!';t, nach dem Punkt 13 den Punkt 15 zu 

behandeln!) 

Da:s Wurt hat der· Hen Abgeordnete Dr. Boden von 
der CDU. 

Abg. Dr. Boden: 

Namens meiner Fraktion schließe ich mich den Aus
führun,11en des Herrn Ministerpräsidenten an. kh kann 
die direkte sachliche Verbindung zwischen den Punk
ten 13 und ' 15 nicht einsehen, aber der Vorschlag, den 
der Herr Ministerpräsident auf Aneinanderknüpfung 
gemacht hat, wil'd dem gerecht, was vielleicht von den 
Herren Antragstellern gemeint ist. 

Vlxepräsiden& Bögler: 

Der Herr Abgeordnete Schmidt! 

Ahg. Schmidt: 

Es ergibt sich daraus die Möglichkeit, daß ich ge
gebenE!nfalls: ;1:ur Antwort des Herrn Ministerpräsi
denten für unsere Fraktion Stellung nehmen und 
dann anschließend sofort die Begründung zu unserem 
Antrag vortragen könnte. 

Vizepräsident B8gler: 

Dann werden wir so verfahren, daß die beiden 
Punkte nRC'heinander behandelt werden. - Gegen die 
Tagesordnung selbst werden weit.et·e Einwendungen 
nicht ~rhoben. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Lichtenbcrgcr. 

(Abg. Dr. Lichtenberger: Die Punkte 1 und 2 
der Tagesordnung können miteinande1· ver bunden 

wet·den!) 

- Ja, das kommt jetzt. Ich ha ttc ge1'ade den Punkt l 
vorgetragen und wollte fortfahren, als ich durcli die 
Geschä!t.sor<inungsmeldung unLerbrochen wurde. Punkt 2 
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kann mit Punkt 1 verbunden werden. Der Herr Be
rtchtE'rstattei· hat mich wissen lassen, daß er übel· beide 
Punkte. gemeinsam berichten will. 

Ich rufe deshalb auf den Punkt Z der Tagesordnung: 
zweite !Uld dritte Beratung eines Laodesiesetzes 
sur Xnderung des Gesetzes llber den Vedas

ao.ogsrerfchtshof - Drucksache II/290. 

Die Berichterstattung erfolgt durch den Rechts- und 
Geschäftsordnungsausschuß, Drucksache II/327 - Be
richtei·statter: Abg. Schuler, dazu 

Antrag der Abc. Hertel (SPD), Dr. Kloft (FDP) 
und Dr. Lfchtenbere-er (CDU) - Drucksache II/345. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schuler als Be-
richterstatter. 

Abg. Schuler: 
Herr Prllsldent! Meine Damen und Herren! Bei 

dieser Vorlage handelt es sich um ein verfassungs
änderndes Gesetz. Dies ist dadurch notwendig ge
worden, daß im Art. 100 des Grundgesetzes eine Be
stlmmung ietro!!en ist, wonach jedes Gericht, das eine 
Entscheidung auf Grund eines Gesetzes zu fällen hat, 
verpßichtet i~t zu prüfen, ob dieses Gesetz, das es 
seiner Entscneidung zugrunde legen will, verfassungs
widrig oder verfassungsgemäß ist. Dieser Art. 100 des 
Grundgesetzes geht also außerordentlich weit. 

Im Gegensatz dazu steht im Art. 130 unserer Lan
desverfassung, daß das Gericht eine solche Prüfung 
nur vorzunehmen hat, wenn von einem der Prozeß
beteillaten eine Rüge in dieser Richtung erhoben 
wird. In die Praxis übersetzt, bedeutet das, daß bis- . 
her bei Geltung des Artikels 130 unserer Verfassung 
der Richter keineswegs von Amts wegen befugt oder 
verpnichtet war, die Ver!assungsmäßigkeit eines Ge
setzes, das er seiner Entscheidung zugrunde zu legen 
iedenkt, nachzupril!en. 

Da nun Bundesrecht Landesrecht bricht, muß un
sere Verfassung in dieser Richtung geändert und dem 
Grundgesetz angepaßt werden. Das Wesentliche der 
Anderung lleit also darin, daß der Richter von Amts 
wegen die Verfassungsmäßfgkelt eines Gesetzes zu 
pril!en und nicht z.u warten hat, ob einer der Prozeß
betelll1ten die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes 
rügt. 

Ein weiteres Moment ist die Bestimmung des 
Grundgesetzes, die dahin geht, daß jedes Gericht diese 
Verpfllchtung h,at, während ln unserer Verfassung des 
Landes Rheinland-Pfalz nur die Rede von den soge
nannten ordentlichen Gerichten ist. Das Grundgesetz 
geht also auch In diesem Punkt wesenUich weiter als 
die Landesverfassung und bestimmt, daß nicht nur 
die ordentlichen Gerichte, sondern auch die Arbelts-
1erlchte, die Finanzgerichte, die Disziplinarkammern 
usw. die Ver!assungsmäßigkeit des Gesetzes, das sie 
ihreQ. Entscheidungen zugrunde legen, nachzuprüfen 
h aben . Wenn auch nur ein einziges Gericht - gleich
gültig ob 1., 2. oder 3. Instanz - die Verfassungs
widrigkeit eines Gesetzes erkennt, dann hat nach dem 
Grundgesetz das Gericht die P.fllcht, die Entscheidung 
über diese Frage dem Ver!assungsgerichtsho! vor.lu
lege.n. 

, 1 ,. 

i 
1 

1 Es kommt also nicht darauf an, ob einer der Be- j 
telligten den Antrag stellt, die Entscheidung dem J 

oberen Gericht, dem Verfassungsgericht, vorzulegen, 
sondern der Richter muß von Amts wegen, wenn eine ''11 

solche Feststellung 1etrof!en ist, die Sache vorlegen. I 
Es bedeutet also die Annahme der Regierungsvorlage, 
die ein vertassungsänderndes Gesetz betrifft und 
Zweidrittelmehrheit erfordert, ein wesentlich größeres 1 

Recht für die Beteiligten. Deshalb besteht meines Er
achtens nicht das geringste Beden ken, diese Änderung 
des Gesetzes vorzunehmen. 

In einem Punkte jedoch geht unsere Landesverfas
sung - im Gegensatz zu dem, was ich bis jetzt vorge
tragen habe und woraus hervorgeht, daß das Grund
gesetz größere Rechte gibt als die Landesver!assung -
über das Grundgesetz hinaus und bestimmt in Ab
satz 3 des Artikels 130, daß auch Verfügungen von 
Landesorganen auf ihre Verfassungswidrigkeit nachzu
prüfen sind. 

Es ist das In der Drucksache II/289 ursprünglich 
vorgesehen worden im zweiten Artikel, wonach jeder
mann das Recht hat, in jedem Verfahren vor einem 
Gericht sich darauf zu berufen, daß die Verfügung 
eines Verwaltungsorgans, auf deren Gültigkeit es an
kommt, nachzuprüfen sei. Der Rechts- und Gesc:härts
ordnungsausschuß ist der Meinung, daß dieser Absatz 
in Wegfall kommen kann, weil durch die E infügung 
der Generalklausel jedes Recht in dieser Richtung 
ohne · weiteres gewahrt bleibt und weil, wenn eine 
solche Verfassungswidrigkeit durch das Gericht fest
gestellt würde, auch in diesem Falle automatisch das 
Verfassungsgericht angerufen werden müßte. Der 
Rechts- und Geschäftsordnungsausschuß empfiehlt Ih
nen deshalb die Annahme der Drucksache II/326. 

In engstem Zusammenhang damit stehen die beiden 
Drucksachen II/290 und II/327, die das Verfahren be
treffen und die notwendig sind In dem Augenblick. 
wo die eben besprochene Vorlage anienommen ist. Es 
muß geregelt werden, welcher Weg zu nehmen Ist. 
Bisher war es nach der Landesver.fassung notwendig, 
den Instanzenweg zu durchlaufen. Das ist nun nicht 
mehr erforderlich, wenn diese Drucksache angenom
men wird, sondern es kann dann unmittelbar bei-

. spielswe ise vom Amtsgericht über das Oberlandes
gericht das Verfassungsgericht angerufen werden. Das 
ist also lediglich eine Verfahrenssache, die nicht ver
fassungsändernd, die aber, wenn die Drucksache II/326 
angenommen wird, absolut notwendig ist. 

Es ist da nur ein kleiner Lapsus passiert. Ich bitte 
Sie, sich die Drucksache II/327 anzusehen. Da heißt ~s 
im Artikel I, links die Regierungsvorlage, § 2 Ziff. 1 
Buchst. a) erhält folgende Fassung: „a) ein Gesetz, 
eine Gesetzesvorlage oder die Handlung eines Staats
oder Verwaltungsorgans verfassungswidrig ist (Art. 
130 Abs. 1, 3 und 4 der Verfassung)". Da steht dann 
in dem Vorschlag, wie der Rechts- und Geschäfts
ordnungsausschuß ihn macht, das Wort „entfällt". Das 
darf nicht bestehen bleiben, sondern nach der Druck
sache II/345 muß dieser Absatz erhalten bleiben, je
doch mit der Maßgabe, daß, nachdem der Artikel IV 
der Drucksache II/326 In Wegfall kommt, die Worte 
„oder Verwaltungs" gestrichen werden müssen und 
ebenso die Worte „und 4", so daß also der Absatz 1 
nach der Drucksache II/345 zu lauten hat: „§ 2 Zl!!. 1 
Buchst. a) erhält folgende Fassung: „a) ein Gesetz, 
eine Gesetzesvorlage oder die Haltung eines Staats
organs verfassungswidrig ist (Art. 130 Abs. 1 und' 3 
der Verfassung)". Dadurch ändern sich dann die Zif
fern der nachfolgenden Bestimmungen, also aus Zif
fer 1 wird Ziffer 2, aus Zifler 2 wird Ziffer 3. 

Der Rechts- und Geschäftso1·dnungsausschuß emp
fiehlt Ihnen die Annahme dieser Vorlagen. 

Vizepräsident Bögler: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Der Ältesten
rat schlägt dem Hause vor, die beidE."n Tagesordnungs
punkte ohne Debatte zu erledigen. Widersprucll erhebt 
sich nicht, d &nn ist so beschlossen. 
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'Nir kommen zur Abstimmung in zweiter Beratung. 
Tch rufe auf Landesgesetz zur .Änderung des Artikels 
1:30 der Verfassung für Rheinland-Pfalz, Artikel 1, 
Einleitung und Ober11dirift. Wer dem GeSf>t7. in zv.re1-
te1· Lesung seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich, eine Hand zu erheben. - Ich danke Ihnen! - Die 
Gegenprobe! Stimmenthaltungen! - Ich darf die ein
stimmige Annahme feststellen. 

Wit' kommen zur dritten Beratung. Ich eröffne die 
ßespreehung. Wortmeldungen liegen nicht vor, tdl 
schließe die Besprechung_ Ich rufe auf Drucki:;actu:'! 
II/326, Artikel I, Einleitung und Übersd1rift. Wer dem 
Gesetz in dl'itter Lesung seine Zustimmung !!:eben 
will. den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Die 
Gegenprobcl - Stimmenthaltungenl - Ich stelle auch In 
dritter Lesung die Einstimmigkeit der Annahme fest, 
un<l zwar bei Anwesenheit von 82 stimmb<'rC'chtigten 
Abgeordneten. 

Wir kommen dann zum Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesehes 
zur Xuderung des Gesetzes über den Verfa.ssun«s-

gerlchtshof - Drucksache II/290. 

Zur Abs timmung steht 7.unächst Drucksache Tii345, 
der Änderungsantrag. über den der Herr Reric'ht
crstatter soeben berichtet hat. 

Wer diesem Änrlerungsantrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte irh, eine Hand zu erheben. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ich :<telle die 
Einstimmigkeit der Annahme fest. 

Wir knmmen zur Abstimmung in zweiter Beratung. 
Ich rufe auf Drucksache II/327, Artikel I, Artikel II , 
Einleitung und Überschrift. 

Wer <iPm Gei::f't.z in zweiter Lesung seine Zustim
mung gE-bt'n will, den bitte ich. eine H::ind ?.u erhebPn. 
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaitungeni - Ich stelle 
uie Einstimmigkeit der Annahme fest. 

Wi1· knmmen zur dritten Beratung. Ich eröffne die 
De.;pred·1ung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
schließe die Besprechung. Ich rufe auf Landesgesetz 
zur Änderung eines L:mdesge<;etzes üb<>r den Verfas
sungsgerichtshof, Artikel I. Artikel II, Einleitung und 
Obersc·hrift„ 

\
1t c1· dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustim

mung geben will, den bitte ich, sich vorn Platz zu er
heben. Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ich 
stelle auch hier die Einstimmigkeit der Annahme fest 
bei 82 anwesenden Abgeordneten. 

Wi!· l<'omm<:>n zum Punkt 3 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Vcrwaltung.s
ge1·ichtskostengesctzes - Drucksache II/205. 

Berichterstattung Rechts- und Geschäftsordnungs
ausschuß, Drucksache II/325, und <'les Haushalts- und 
Finanzaw;schusses. Für beide Ausschüsse Berieht.e1·stat
tl'J' Abgeordneter Sclmler. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Schuler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann 
mich in diesem Falle noch kürzer fassen als vorhin. 
Es handelt sich um eine Änderung des Verwaltungs
gcrichtskostengesetzcs, die darin begründet liegt, daß 
entsprechend der Zusammensetzung des Landes 
Rheinland-Pfalz bisher verschiedene Bestimmungen 
gegolten haben in den verschiedenen Teilen des Lan
des, so das preußische Landesverwaltungsgesetz von 
1883, die dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen 
von 1926 und 19:!7, das bayerische Kostengesetz von 

1921, das hessische Verwaltnngsr<:>cht~pflegegi:-sctz von 

·----·----- -

1911, die hessische Verordming von 1923 über die Ge
bühren im Vel""t\·altungsstreit\•erfahren usw. usw. Das 
waren unhaltbare Zustände. F.:o! war nicht einzusehen, 
warum In unserem Lande verschiN!ene Kostengesetze 
gelten sollen, und so hat man ein neues Geset7. ent
worfen, das sich im großen und ganzen im wesent
lichen an das deutsche Gcrichti<kostengesetz anglie
dert, das sich in seiner Fassung durchaus bewährt hat. 
Es liegt Ihnen vor die Regierungsvorlage II/205, dazu 
die .Stellungnahme des Rechts- und Geschäftsord
nungsausschusses II/325. ·wenn Sie die beiden Fassun
gen nebeneinander halten, erkennen Sie, daß im we
sentlichen und im gi·oßen und ganzen die beiden Aus
:;chüsse die Regierungs11ol'lage unveri:i.ndert in Vol'
schlag bringen. Es ist lediglich in § 1 das Wörtchen 
„nur" eingefügt. Das hat seinen guten Grund. Man 
könnte sic.:h vorstellen, daß bei einem kleinen Amts
~t::d<;bt beispicl::;wel~e ein Amtsrichter die Geridlts
kosten festsetzt auf Grund einer hessischen Verfügung, 
weil er glauben könnte, in Rheinhesscn sei das noch 
maßgebend. Deswegen haben wir vo1·gt::schlagcn - da
mit ga1• keine Mißverständnisse auCtrelen können -, 
nicht zu sagen „in den VerCtthren vor den Verwal
tungsgerichten werden Gerichtsko:sten nat.:11 Maßgabe 
dieses Gesetzes erhoben", sondern zu sagen, „n'ijr nach 
Meß~ebe dieRes <*set7.es". 

D
0

i1.: ·:c~l)eüci· ''Anderuni;: . in § 9 Abs. 2 besttht darin . 
daß d~tt t!eb~ti· ·· dem § 80 des Bundesverfassungs
gerichtes noch der § 33 eingefügt ist. Das ist des
wegen notwendig, weil sich der § 33 auf Strafver
fahren und "der §' 80 lediglich auf Zivilverfahren be
zieht. Es Ist aber naturgemäß notwendig, daß nicht 
nur die Kosten des Zivilverfahrens, son<lern aurh die 
des Strafverfahrens durch das Gesetz geregelt werden. 
Deswegen ist der § 33 hier eingefügt worden. 

Im nächsten § 10 Absatz 3 haben wir ebenfalls eine 
kleine, mehr oder W\:niger redaktionelle Änderung 
vorgenommen. Es ist da an Stelle der bt'iden lang
atmigen Absätze 4 und 5 ein kurzec· Absatz 4 eingefügt: 
„Über die in Absi;ltz l und 2 vorgesehenen Anord
nungen entscheidet das Gericht." Das ist lediglich aus 
Zweckmäßi~eitsgrilnden so gefaßt worden. 

Was die letzte Änd<>rung in § 32 anbelangt. so han
delt es sich auch hierbei lediglich um eine redaktio
nelle .Änderung, die von Ihnen, meine Damen und 
Herren, nur nachgcle<;cn zu werden bl'aucht, um zu 
erkeIUten, daß die Fassung, die Ihnen vorgeschlagen 
wird, die zweckmiißigcre ist gegcuübe1· dem ursprüng
lichen Entwur1. Die beiden Ausschüsse empft>hlen 
Ihnen die Annahme dieser Gesetzc.~vol'lage. 

Vizepräsident Bög1er: 

kh danke dem Herrn Berichten;tatter. Auch hier 
sdllägt der Ältestenrat Ihnen Annahme der Gesetzes
vorlage ohne Oebatte vor. Es erhebt sich kein Wider
spruch, dann ist so beschlosi;;cn. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Beratung. 
Zur Vereinfachung erlauben Sie mir, daß Jch die 
Drucksache nur in ihren 4 Abschnitten <iu!ru!e. Ich 
rufe auf Ab.:;chnitt 1, Abschnitt II, Abschnitt III und 
Abschnitt IV, beinhaltend die §§ l bis 35, Einleitung 
und Uberschrilt. Wer dem Gesetzentwurf in zweiter 
Lesung seine Zustimmung g<?ben will, den bilte kh, 
eine Hao.d zu erheben. - Die Gegenprobe! - Stimm
enthaltungen! - Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf Ab
schnitt 1, Abschnitt II, Abschnitt III, Abschnitt IV, be
inhaltend die §§ 1 bis 35, Einleitung und üb~rsrhrift .. 
Wer in dritter Lesung der VOTlage ''eine Zustimmung 
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geben will, den bitte ich, sich vom 'platze zu erheben. -
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ich stelle 
die einstimmige Annahme bei Anwesenheit' von 83 Ab
geordneten fest. Damit wäre Punkt 3 der T~ord
nung erledi&t. · 

Wir kommen zum Punkt 4 der Tagesordnung: 

Antra~ der Fraktion der SPD betreffend Auf
redlierhaUunr des Betriebes der Dlchtbundes
clrenen Bahnen Im Lande Rheinland-Pfalz -

Drucksache II/294. 

Zur Begründung des Antrages h11t das Wort der 
Herr Abgeordnete Völker. 

Abg. VISlker: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im ge

samten Bundesgebiet befinden sich noch 235 private 
Eisenbahnen mit einer Streckenlänge von 6000 Kilo-

. metern, die jll.hrlich 213 Millionen Menschen und 60 Mil
lionen Güter befördern. Von diesen 235 befinden sich 
noch 21 im Lande Rheinland-Pfalz mit einer Strecken
länge von 363 Kilometern, und von diesen 21 drei 
Strecken in Rheinhessen, und zwar die Strecke Worms
Offstein, Osthofen-Westhofen und Sprendlingen-Für
feld. Um diese drei Strecken geht es nunmehr im be
sonderen, und zwar um deswillen, weil die Konzessio
nierung für diese drei Strecken mit dem 31. Dezember 
191S2 ablaufen wird. Die Konzessionierung dieser 
Strecken erfolate im Jahre 1886 beziehungsweise 1887. 
Sie wäre abgelaufen gewesen im Jahre 1936. Damals 
wurde aber durch das Reich au! Grund gesetzlich.er 
Regelung - und zwar fn dem Eisenbahngesetz - fest.. 
aelegt, daß das Reichsverkehrsministerium eine Wei
terbetreibung der Konzession anordnen konnte. Auf 
Grund dieses Gesetzes ist die Konzessionierung bisher 
weiter betrieben worden. 

(Vizepräsident WUms übernimmt das Präsidium!) 

Da aber nunmehr der Bund ein neues Gesetz be
schlossen hat, in dem in § 9 Absatz 1 c· folgende Be
sUmmWli enthalten ist: Das Gesetz ilber die Verlän
geruna ze1Uich begrenzter Genehmigun1en von Eisen
bahnen des öffentlichen Verkehrs vom 26. Juni 1936 -
so daß also dfese Bestimmungen nunmehr außer Kraft 
treten und die Konzession mit dem 31. Dezember 1952 
abläuft. Man weiß heute noch nicht, wie die Bahnen 
welterbetrieben werden sollen. Unzweifelhaft waren 
damals bei dt!r Grlindung die anliegenden Gemeinden 
und Kreise mit beteiligt. Die Stadt Essen hat wahr
scheinlich aus spek•.dativen Gründen durch ihren 
Stadtkämmerer einmal im Laufe der Zeit 75 Prozent 
der Aktien erworben und das Rheinisch-Westfälische 
Elektrizitätswerk 25 Pl'ozent. Nachdem sich nunmehr 
aber die Verhältnisse verändert haben, im GUter- so
wohl wie im Personenve1~kehi-, und gewiS$e Ddlzite 
auch bei diesen Privatbahnen entstehen, ist natürlich. 
niemand von den bishe1'igen Konzessionsinhabern 
mehr bereit, die Konzession weiter zu betreiben. Hinzu 
kommt natürlich, daß auch au! diesen Strecken. ein un-
1eheurer Nachholbedar! be:iteht, zu dessen Finanzierung 
sich auch niemand bereitfinden würde, denn es geht 
zum Tell um eine Million und ähnliche Beträge. 

Es wurden. nunmehr schon verschiedentlich Ver
handlungen gepflogen mit den Beteiligten, so hier bei 
dem Regierungspräsidium Mainz. Aber auch bei der 
Aufsich.tsratssltzung, dle in Jugenheim stattgefunden 
hat, waren nicht nut· der Aufsichtsrat, sondern alle 
Betelligten, und zwar aus Hessen, aus Bayern, aus 
dem Südweststaat und aus dem Lande Rheinland-

„1h1,. 

Pfalz, zugegen. Das Land hat sich dort wohl zu Ver
handlungen bereit erklärt, um möglichst einen Ab
schluß zu finden - entweder mit der Bundesbahn oder 
4ufrh eigene Übernahme -, um den Weiterbestand 
dieser Strecken zu sichern. Es wäre dazu mindestens 
eine gesetzliche Regelung notwendig, indem die Re
gierung ein Landeseisenbahngesetz vorlegt, da der 
Bund ausdrücklich von der konkurrierenden Gesetz
gebung in diesem Falle keinen Gebrauch macht und 
es den Ländern oder der Aufsicht der Länder über
läßt, die Dinge in eigener Zuständigkeit zu regeln. 
über die Notwendigkeit der Au!rechterhaltung der 
Strecken aus wirtschaftlichen Gründen kann ich aus 
meinem Gebiet für die Strecke O!fstcin-Worms sagen, 
daß sie im Monat immerhin noch über 33 000 Personen 
befördert - also täglich 1200 bis 1500 -, und daß auf 
dieser Strecke immerhin ein Gesamtgilterverkehr von 
64 000 Tonnen stattfindet; allerdings sind das haupt
sächlich MassengUter, die - tarifmäßig gesehen - nicht 
so viel einbringen wie die übrigen Stückgüter. Ohne 
Zweitel ist die wirtschaftliche Notwendigkeit vorhan
den - auch personell gesehen -, daß die Strecken auf
rechterhalten werden müssen. 

Wir möchten Sie daher bitten, unserem Antrag zu
zustimmen, der die Landesregierung ersucht, möglichst 
rasch entweder die Verhandlungen zum Abschluß zu 
bringen, oder eine Gesetzesvorlage einzubringen, die 
eine Regelung über den Weiterbestand dieser Strecken 
vorsieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vlzeprlsident WUms: 

Ich danke dem He~rn Abgeordneten Völker für seine 
Ausführungen. Wird eine Aussprache gewünscht? Bi:; 
jetzt liegen keine Wortmeldungen vor. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage dem 
Wirtscha!ts- und Wiederaufbauausschuß zu überwei
sen, um sich dort noch einmal über die Wichtigkeit der 
Frage · zu unterhalten. 

Ich stelle fest, daß das Haus damit einverstanden ist. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum Punkt !S 
der Tagesordnung. 

Mfttellung des Präsidenten des Landtages be
treffend Entlastung der Landesregierung Rheln-
1.and-P!alz wegen der Haushaltsrechnung für das 

RedlnungsJahr 19"9 - Drucksache IIi328. 

Ich glaube, wir können auch den Punkt 6 dazuneh-
men, der die gleiche Materie behandelt: 

Mitteilung des Prisldenten des Landtages be
treffend Reclulung des Rechnungshofes von 
Rheiniand-Ptalz für das Rechnungsjahr 1949 -

Drucksache II/335. 

Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat schlägt 
Ihnen vor, die beiden Mitteilungen dem Haushalts
und Finanzausschuß zu.r Stellungnahme zu überweisen. 

Wenn keine Einwendungen erhoben werden, ist so 
beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 7 der Tage~ordnung: 

Antrag der Fra.ktlon der SPD betreffend zeit
raubende Grenzübergänge - Drueksache Il/332. 

1 
Zur Begründung dieses Antrages hat das Wort der 

Abgeordnete Bögler von der SPD. 

" •· . •.• i 



7!!2 St.t-nographische Berichte des Landta~e~ von Rheinl:md-Pfal7. n W:1hlpr.riorto:-

A 1 >g. ßögler: 

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat die
sen Antrag gestellt. um - wie ich ganz deutlich sagen 
will - vor dem Hf!USP und damit vor der Öffentlich
keit eine Angelegenheit zur Sprache zu bringen, die 
immer noch im Lande Rheinland-Pfalz wie In der ge
samten Bundesrepublik als übel~tes Besatzungs1-echt 
weiterwirkt. Worum handelt es sich? 

Vor Jahren l>'o'!'ei b , al~ die deuti:.chen Grenzen langsam 
geöffnet wurden, ('fließen die BP!'atwngi:rnäehte Paß
kontrollvorschriften, die eine besondere Übf'rwaclrnng 
aller die Grenze überschreitenden Person('n veran
laßten. Dif>~e Vorschriften haben im Laufe der letzten 
.J ahre dann verschie>dene AhÄnrleningen erfahren. 
Aller h<:'1.1tf> gilt noch immer die Paßkontrollvorschrlft 
Nl'. 51 in der Fassung vom 1. April 1951. Diese Paß
kontrn!lvorschrift zwingt die deutschen Grenzbeamten, 
iiber jeden die Grenze überschreitenden eine Kartei
karte auszufüllen. Tn diese Kflrt eika1·te we1·d en dle 
P ersonalien, die ausstellende Behörde, Paßnummer, 
das Gc3chlecht der be t.rPffonden Person . tmd ich 
weiß nicht, was sonst ·noch, eingetragen. Diese 
Karteikarten werden so geführt, daß auf jeder ein
zdnen Karte drei Pe>rsonen Pin!!etragen WPrdPn. g::in7. 
gleich, welchen Anfangs buchstaben der Name führt . 
Ich mache auf diesen Umstand deshalb aufmerksam, 
;vcil Erk1Jnrlig11ngen, w arum die Vorschrift gehand
habt werden muß, ergeben haben, daß den Besat
zungsmächten die innerdeutsche Sicherheit :10 hesnn
ders am Herzen liegt, daß unliebsame Elemente von 
der Btmdesrepublik ferngehalten werden sollen. Wenn 
ich mir nun vorstelle, daß in einem Monat an einem 
einzigen Grenzübe1·gang - beispielsweise auf der 
Hauptstraße nach Saarbrücken - Tausende von Per
sonen auf Kat·teikarten regi~t.riert werden , auf denen 
drei Namen stehen, und die, wenn sie überprüft wer
den sollen, gar nicht mehr gefunden werden können 
bei dem Durcheinander der Namen, dann frai;c fch 
mich, wie kann man dann aus einer sokhen bürokra
tischen Erledigung feststellen, wo und wie unlieh
same Personen ein- oder ausgereist sein mögen. 

Mir will scheinen, da ß diese angebliche Fürsorge 
um unsere Sidwrhelt nicht gegPb~n ist, sondern daß 
mit dieser Maßnahme dem deutschen Fremdenverkehr 
Abbruch getan werden soll. Wer nämlich die Grenze 
öfter übt•r!idirdten muß, wie das bei mir der Fall ist 
- ich befinde mich durchschnittlich zweimal im Monat 
im Saargebiet und erlebe das also bei jedem Grenz
übergang immer wieder -. der muß feststellen, daß 
sich an der Grenze, insbesondere an Feiertagen oder 
be i besonderen Anlässen, wenn Sportveranstaltungen 
diesseits oder jenseits der Grenze stattfinden, die 
Autokolonnf>n viele hundert Meter weit erstrecken 
und ·daß damit die Leute an der Grenze zettllch i::o
lange aufgehalten werden , daß sie entweder beruf
lich geschädigt oder, wenn sie als Vergnügungsreisende 
oder Ferienreisende kommen, einen solchen Geschmack 
vom Empfang an der deutschen Grenze h11ben, daß 
ihnen der Aufenthalt in D<:-utsct>Janct schon in der 
ersten Viertelstunde verleit'iE>t ist. Ich habe es ei-lebt, 
daß ein Omnibus mit Schweizer Reisenden an der 
Grenze weit über eine Stunde aufgehalten wurde, bis 
alle Insassen regist1·iert waren. Kein Mensch, auch dii> 
deutsche Bevölkerung, weiß, daß diese Maßnahmen 
Anordnungen der Besatzungsmächte und nicht der 
deutschen Behörde sind. Der ganze Unmut, der durch 
diese n Unfug entsteht , entliidt sich auf die deutschen 
Beamten und auf Deutschland überhaupt. 

<Sehr richtig! im Hause.) 

Pfingsten habe ich auf der Straße nach Straßburg 
die Gren7.e überschritten und dabei einen jungen Zoll-

beamten, der allein an diesem Feiertag Dienst tat, in 
einem Zustand der völligen Erschi.ipfung angeti·offen. 
Sie müssen i>ich vor;:;telhm, wie sil-n das abspielt. Ein 
Auto wird abgefe1·tigt, dex· Bcamh: muß dann zwanzig 
Meter hinauslaufen, den Schlagbaum ~hochheben, das 
Auto passieren lassen, den Schlagbaum schließen, zu
r ü~gdlen in :win Büro und mil d em nächsten Wagen 
die gleid1e Prozedur anfangen. Ich habe gesehen , daß 
die deutschen Beamten gegenüber diesem Unfug pas
sive Resistenz Uben; das m it R et.:hl. Das verzögert den 
Aufenthalt an der Gren:w aber nodi meh1. kh will 
au~drii<-klich fe>sfhfllten: ich mflme dem deutschen Be
amten aus seinE'r H 11 lhmg keine n VonNurf. F:r kann 
im Jahre 1952 nicht ein~ehen, w11r1rm er zu einer sol
chen Un fugRrbcit nnC'h b<'nt1tzt wird. Der Bc-Rm te übt, 
da die Karteikarte abgeliefert werden muß und genau 
sein soll, d~nn noch deutsche Grün<lliC'hkeit . 'Rr trägt 
alle diejenigen, die d ie Grenze überschreiten , zu n ikhst 
in eine Li.;;te ·ein. Wen n er Zeit hat, überträgt er die 
Eintragungen au!I der T.illtc> auf die K11rteik11rte. 

Nun stellen Sie sil'h t-inmal den Aufwand an Mate
rial und Arbeitszeit vor, der für all das n otw€'ndig ist. 

Wir bitten Sie, UnS.('rcm Antrage einmütig zuzu
stimmen, der von der Landesregierung verlangt, mit 
allem Nachdruclt diese Verhältnisse an der Grenze ab
zustellen. Wir wissen, die La ndesregierung kann nur 
dort die notwendigen Schritte unternehmen, wo die 
Möglichkeit gegeben ist, mit d iesem Unfug aufzuräu
men, Ich möchte abet· d er Landesregierung anheim
stellen zu prüfen, ob n tcht folgende Möglichkeit be
steht, nämlich die Angehörigen de rjenigen Nationen, 
die für diese Maßnahmen an der deutschen Grenze 
verantwortlich sind, jeweils solange an der Grenz"! 
warten zu lassen, a ls deutsche oder neutrale Auslä nder 
da sind, die die Gren7e überschreiten wollen. Wenn 
nämlich in den Ländern, die die Ursache solcher Maß
nahmen an der deutschen Grenze sind, eine Oppo
sition entsteht, verspreche ich mir m<!hr davon als 
Yon dem, was wir bisher durch alle unsere P1·oteste 
erreicht haben. Ich darf darauf aufmerk:;am m achen, 
daß der Wegfall der Maßnahmen an der deutschen 
Grenze eine Förderung des Fremdenverkehrs in 
Deutschland bedeutet. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Wilms: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Bögler für seine 
Begründung. - Der Herr Innenminister Dr. Zimmer 
hat das Wort. · 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Mdne sehr verehrten DRmen und Herren! Zu dem 
Antn1 g· der SPD, Drn<:k sad1e Tif:-1:12, und der Begrü n
dung, die der Herr Abgeordnete Riigler hier gegeben 
hat, möchte ich namen s d er I,r.ndesregier•mg folgen
des erklären: 

Die Paßkontrollvorschrift Nr. 51 wurde seinerzeit 
von der obersten a lliierten Paßbchördc in de1· Bundes
republik, dem Ve1'ein igten Reisekontrollamt in Bad 
Salzu.fien, erlal:lbcn. Die:se:; Vereinigte Reisekontroll
umt ist im allgemein~n unter seiner englischen Be
zeiclu1ung Cumbined Travel Board oder s<?iner fran
zösischen Be:Leichnung Office Tripartite de la Circu
latiun bcl<:annt. Die Paßkontrolla nweisung Nr. 51 ist 
zwa1· .fo1-mell seit dem 15. Mai 1952 nicht meh1· in Gel
tung, fow!ern beruht d er Antrag auf einem Intum. 
Sachlich - das ist all.crdings das Entscheidende - ist 
dn~ .i\nde>rnng des Zustande::; dadurch nicht einge
t reten. Die derzE'itig für die P aßkontrolle a n· den 
Grenzen der Bundesrepublik gültige vorläufige r ev i 
dierte Dlen·stanweisung für die Paßnachschau Ist von 
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dem Bundesminister des Innern erlassen worden. Sie · 1 

sieht als tl"Qergangsmaßnahme nach wie vor die Aus
füllung der in dem Antrag der SPD erwähnten Kartei
karten vor. Nach unserer Unterrichtung sieht diese 
Dif'Jlstanweisung sie desha.ib vor, weil das eine Forde
rung, eine conditio sfne qua non, der allilerten Be
hörden gewesen ist. Die~es SystP.m der besonderen 
Karteikarte, die als Vordruck CTB 111 bezeichnet ist 
- zur Einsicht der Formulare stehen die Akten hier 
zur Verfügung -, wurde an den Auslandsgrenzen und 
der Saargebietsgrenze des Landes Rheinland-Pfalz 
mit der Übernahme der Grenzkontrolle durch das 
CTB im Herbst 1950 eingeführt, ,nachdem es an den 
Auslands- und Interzonengrenzen der britischen und 
s.merikanischen Zone bereits früher in Übung war. 
Das System besteht darin - wie der Herr Vorredner 
das bereits geschildert hat, ich darf es im wesentlichen 
wiederholen -, daß jeder Grenzübertritt mit einigen 
Ausnahmen, wie zum Beispiel dem sogenannten kle1-
nen Grenzverkehr, durch eine besondere Karteikarte 
erfaßt wird, die vom Paßkontrollorgan ausgefüilt und 
- nun kommt das lnteressante - täglich gesammelt 
einer Zentralstelle beim CTB in Bad Salzufl.en zuge
leitet wird. 
(Abg. Bögler: Was kosten die Erweiterungsbauten, 

um diese Karten autzuheben?) · 

Hier werden die Karteikarten ang~blich unter An
wendung modernster Maschinen erfa.ßt und für die 
speziellen BedUr!nisse dPr alliierten Hohen Kommis
sion verwertet Wie groß der hier verwendete Appa
rat ist und welche Kosten er verschlingt, entzieht 
sich der Kenntnis der Landesregierung. Obwohl die i 
Landesregierung für die Paßkontrolle bisher in keiner 
Weise verantwortlich war und auch nicht verantwort- · : 
lieh ist, hat sie selbstverständlich diesen Vorgängen 
an der Grenze ihre Aufmerksamkeit geschenkt. 

Bekanntlich fst nun die Zuständigkeit zur Paßkon
trolle und Paßnachschau au! die Bundesregierung 
übergegangen und wird von den Bundesgrenzbehörden 
ausa:eübt, die, wie Sie wissen, den Landesbehör
den weder organisatorisch noch funktionell unter
stehen. Es hat sich ba.ld gezeigt, daß durch die Ein
führung der Karteikarte !Ur jeden einzelnen die Paß
kontrolle zeitlich verlängert wurde, was besonders bei 
Reisen per Schiene oder Omnibus zu sehr unliebsamen 
Aufenthalten für die Reisenden !Uhrte. Auf die Folge-

• erschefqungen brauche ich im einzelnen hier nicht ein
zugehen, nachdem bereits der Herr Vorrednet sie Im 
einzelnen aufge!illlrt hat. 

Daneben zeigte sich als weitere Schwierigkeit, daß 
auch die Paßkontrolle selbst weniger genau durch
ae:tuhrt wurde, ·weil vielfach kontrollierende Beamte 
in dem Bestreben, die Karteikarte m15glichst rasch 
aus-=ufüllen im Interesse der Reisenden, notwendiger
weise seine übrigen Au!gaben, Durch~icht des Passes 
und überprüfune au! die Echtheit, die internationale 
Fahndung nach Verbrechern, vernachlässigen mußte. 
Dei- mit diesem System verbundene besondere Ver
waltungsau!wand ist, wie ich schon in einem anderen 
Zusammenhang sagte, der Landesregierung nicht be
kannt. Sie hatte jedoch Gelegenheit, an einem Bei
spiel diese Frage überprüfen zu können. Anläßlich 
einer Besprechung über die Einrichtung eines Paß
ltontrollpunktes am Oberrhein, an der aut Einladung 
des CTB außer Vertretern der Landesregierung Rhein
land-Pfalz auch solche von Baden-Württemberg so
wie von verschiedenen Bundesbehörden teUnahmen, 
wurde von den Fachleuten der Wasserschutzpoli.zel, 
die bekanntlich den Ländern und damit auch uns un
terstellt ist, und Fachleuten des Zolles festgestellt, daß 
die Beibehaltung dieser Form der Kontrolle auf dem 

1, '• 1„. 

Rhein die Verdoppelung der Kontrollquote zur Folge 
haben müßte. Die Erkenntnis der Nachteile dieser 
Kontrolle hat die Landesregierung seit langer Zeit 
veranlaßt, sich wiederholt an die Bundesregierung zu 
wenden, damit dieses System durch ein anderes, ein
faches, ersetzt werde, welches insbesondere für die 
Reisenden mit weniger Nachteil verbunden ist. Auch 
die übrigen Länder der Bundesrepublik sind zu ähn
lichen Ergebni);sen gelangt! und teilen die hiesige 
Auffassung und Bemühungen. Es muß jedoch daraur 
hingewiesen werden, daß es sich bei dieser Art der 
Kontrolle immer noch um einen Vorbehalt der Alliier
ten handelt, der zur Zeit nach der völkerrechtlichen 
Lage - solange der Deutschlandvertrag nicht ratifi
.ziert ist - .nicht ohne deren Zustimmung beseitigt 
werden kann. 

Aus diesem Grunde mußte auch diese Einrichtung 
in die bereits eingangs erwähnte vorläufige Dienst
anweisung des Bundesinnenministers mft aufgenom
men werden. Die Frage dieser Kontrolle ist Gegen
stand mehr.facher Verhandlungen bE-i der Bundesregie-
1-ung gewesen; sie soll, wie uns mitgeteilt worden ist, 
spätestens mit der Aufiösung des CTB verschwinden. 
Aus dem Gesag1en geht aber auch unsere Stellung
nahme zu der Anregung des Herrn Abgeordneten 
Bögler hervor, man möchte die Angehörigen derjeni
gen Nationen, die dafür verantwortlich sind, daß die
ses System im Jahre 1952 immer noch gehandhabt 
wird, an den Schluß der Schlange setzen. Ich glaube, 
das war der Sinn Ihrer Ausführungen? -

(Abg. Bögler: Genau das! Wenn schon welche 
warten müssen, dann die, die das veranlassen!) 

Ich darf da.zu nur sagen, ohne mich zu dem Vor
scblag selbst äußern zu wollen, daß eine solche Ver
anlassung nicht in unserer Zuständigkeit liegt, da 
die entsprechenden Organe uns nicht unterstehen, 

Die Beschwerden, die diesem Antrag zugrunde lie
gen, werden deshalb von der· Landesregierung; als 
sachlich zutreffend anerkannt. Er ist jedoch nach un
serer Auffassung insofern überholt, daß - abgesehen 
davon, daß die Paßkontrollanweisung formell aufge
hoben ist - die Landesregierung bereits seit langer 
Zeit sich in der gleichen Richtung bemüht hat, wie es 
der Antrag zunächst noch bezweckt. 

Die Landesregierung erwartet, daß diese Art der 
Kontrollen unabhängig von der Ratifizierung des 
Deutschlandvertrages alsbald verschwindet, damit im 
Jahre 1952 endlich die Grenzen der kleinen europäi
schen Staaten heruntergedrückt werden, damit das 
Volk Europas reisen und wandern kann, so wie es 
seine Bedürfnisse und seine WilnschE> erfordern. 

(Beifall des Hauses.) 

Vfzeprisldent Wllms: 

Ich danke dem Herrn Innenmini~ter für seine Aus
führungen. Nach diesen Ausführungen wäre der An
trag der SPD an sich hinfällig, aber, meine Damen und 
Herren, ich glaube, es wäre heute nötig gewesen, di€Sen 
Antrag einstimmig anzunehmen; denn g€'rade - -

{Abg. Bögler: Zur Geschäftsordnung!) 

- Zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Bögler! 

Abg. Bögler: 

Ich möchte zur Geschäftsordnung folgendes sagen. 
Herr Minister: Ich habe hier ein Schreiben des Bun
desministers der Finanzen vom 9. Juni 1952, und die 
Auskunft in diesem Schreiben lautet, daß die Paßkon
trollvorschriften Nr. 51 in der Fa5sung vom 1. April 
in Kraft seien und daß nach dieser die Gren.zkontrolie 
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gehandhabt werden müsse. Infolgedessen p,laube ich 
nicht, daß unser Antrag hinfällig ist, i;ondern ich bitte 
um Zustimmung, um der Lcmdesregierung die Mög
lichkeit z11 geben, auf Grund dieses Antrages bei der 
Dundesregierung vorstellig zu werden. 

Staatsminister Dr. l:immer: 

Ich kann dem nur E'rwidern. mC"ine Damen und Her
ren; Idi habe dt'n El'laß de!> Herrn Bundi:>!!ministers des 
Innern in der Hand. Es ist ein <;Phr umfangreiches 
Aktem;tüC'k. Ich kann nur annehmen, daß jener Erlaß 
nicht sehr korrekt ;ibge~etzt i:;t; er wollte wohl G'lgPn. 
daß der Inhalt der Nr. 51 ino;owelt materiell noch 
weitet' gilt, während die Paßkontrollvorschrltt Nr. 51 
als solche formell aufgehoben ist. Ich kann nur unter
streichen: es ist seitens der Landesregierung nichts 
unterlassen worden. was in dieser Richtung erfolgver
sprechend war. 

Vizepräsident \.\'ilrns: 

Meine Damen und Herren! Ich bin durch die Ge
schäftsordnungsmeldung unterbrochen worden. Es wäre 
vielleicht zu empfehlen, diesen Antrag noch einmal an 
den Rechtsausschuß zu geben, um die Frage zu klären, 
ob diese Vorschrift wirklich aufgehoben ist oder nicht. 
Das müßte entscheidend sein. 

Der Herr Ministerpräsident hat das Wort. 

Mhti!>terprä:'!jdent Altmeier: 

Die Landesregierung würde WPrt darauf legen, daß 
ihre Bemühung noch einmal d•Jtch d:::is Hohe Haus 
unterstrid1en wird, 'lber ich glaube, es würde der Sach
lage n:::ich den Mitteilune;en de8 Herrn Innenminl~ter~ 
dann Rechnung getragen' werdPn. wenn Rif' s;igpn wür
den : „Die Landl?sregienrng wird ersucht, ihr-e Bemi.i
hungen rrlit aHe m i'1achdrurk: b~- i de n zuständi~en ~tel
len fortzusetzen. daß die PaßvorBchriften .... " 

Dann würde ich in einem solchen Antr:::ig e1ne we
sentliche Untl'r~tiitvmp.; unse-rer Ab~ichtl"n erbll('ken. 

Vi:zepräsident '\\'ilms: 

Meine Damen 1mri HPrri:m1 Der Herr MinisterpräRi
dent h<i l vorgesd1lagen. rl<>n Antr:1g lnsofPrn Ahzu
iindern. daß man das Wort „Paßvorschrift Nr. 51" !ltrei
chen soll . 

(Wider~pru<'h im H1n1se und Zurufo: Nein! -
Ministerpräsident Altmeier: „Die Landesregiernng 
wird ersucht, iht'e Bemühungen mit allem Nach
druck bei den zuständigen Stellen fortzusetzen!"-· 

Abg. Bögler; Wir sind damit einverstanden!) 

NRrhflf>m dieser Antrag vorlieITT; und keine Wort
meldungen erfolgen, kommer. wir v1r Ah:cttmmung. 
Wer diesem abgeänderten Antrag II/332 :i:ustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegen
probe! - Stimmenthaltung! - kh duf die ein~timmigc 
Annahme fe~t~tl'llf>n. 

'''ir kommen zum Punkt 8 der Tagei;ordnung: 
Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 

Flurberelni~un~ In der Pfalz 
Drucks<imf' TTi331. 

Das Wor1: zur Begründung lht der Abgeordnete Rüb 
von der SPD. 

Abg. Rüb: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Schon im 
Plenum df'~ Landtages anläßlich des Landwirtschafts
etats wurde von meiner Fraktion auf die unhaltbaren 
Zw:tände bei der Flurbereinigung der Pfalz hingewie-

sen. Daß bei einer Bodenfläche, die nahezu ein Drittel 
der Gesemtbodenfüiche des Lnnde~ beträgt, von 88:~ 
Beamren, Angestellten und Arbeitern nur 108 in der 
Pfalt be11dl1!ft!gt sind, hätte- f:<'hon genügen dürfen, 
unserem Antrag auf Vermehnmg <les Perö:ori::il" in 
Neustadt auf 2f\O 7.U7.U1'timnwn. Auch Of'!' Hm<1tanrl, <lRß 
in der Pfalz nur kleine Tf'ik bereinigt sind - also 
bedeutend weniger als in den übrigen Landesteilen -
und dazu nocll außeror1entliche Verhältnisse ill der 
Pfalz herrschen, hat die Hegienm~spdrteitn nicht übcr
&eu,gen können. wie notv„·endig eine so!ch;) Personal
ver mbbi·ung füt• d it: P ra lz ist. 

Meii:l'<'' 'D:ühf.ri "unc:1 'R<'rren! Es mag z•Jgegeben wer
den, (Jaß eine solche Vermehrung aus etatmäßigen 
Grtlnderi abgelehnt worden i;;.t. weil man den so schön 
frisierten urtd „ausgeglichenen" Et::it nicht ins Wanken 
bringen wnllte. Ec; wurde jedoch von unserer Seite 
darau! hingewie;;B~, n'lß wir uns auch damit zufrie-d»n 
gebC'n, wenn ein cnt,,pl'cch0nder Aui<glekh de<: Perso
nals d!'r übrigen Kulturih>1tPr mit <lE'r Pfalz erfolgt. 
Aber auch dies wurde abgelehnt! 

' 
Was geschah dann n.ach dieser Zeit'! Bald darnuf 

wurde das ·Flurb0reinigungsdmt N0ustadt in :>:wci Kul
turämter geteilt. Es kommt uns nicht darRuf an, daß 
wir in der Pfalz - wie in den übrigen Landesteilen -
Kultlfrfürltet' 'statt Flu1·bo:n·>"inigung~~1Y1tf'r haben, son
dern dar~l.Ü. daß durch die Teilung das Personal vel'
ringert wurde; denn es sind durch die Verd<:>ppo:-lung 
des einen Amtes zwei Vorstände, zwei Kanzleien, zwei 
Registraturen usw. notwendig geworden, wofür die 
Kräfte aus dem vorhan<lenen Pf>rsorn:1l genommen 
werden mußten. 

Neben den eben von mir angeführten Tatsachen ent
hält. ein Artikel der „Bremer Nachrichten" vom 10. Juni 
195~ auch Angriffe gegen den Herrn Landwirtschart~
nii...'t).i~ter. die s!n.•.reit ge..~en, daß es not"'l;.11endig cr3cheint~ 
daß der Herr La."ldwirtschaftsminister dazu Steilung 
nimmt; denn wenn nul'h nur wenig<.:> davon der Wahr
heit entspräche, so '\•;äre Schindluder mit der Pfälzer 
Landwirtschaft getrieben wnrrlPn . kh hin <iahf'r ge
zwungen, den Artikel vorzulf'scn, der 1'olgPndf'n 1,\1ort
h1 ~ 1 t lrnt· 

„Einen Posten für den Korpsbruder - Das halbierte 
Flurbereinigungsamt - Schildbürgerstreich erster 
Ordnung in Rhdnland-Pfa.lz -

Einen Schildbürgerstreich erster Ordnung hat sich 
das Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau und 
Forsten von Rheinland-Pfalz mit einer Verfügung 
geleii;tet. die bei den bP-teili~en Stellen Ärger unct 
bei der Öffentlichkeit Vervvundcrune; auslöste. Es 
.gel:).t wn folgendes: Der Herr Landwirtschaftsmini
ster hat :;ius der Studentenzeit einen Korpsbruder, 
dem er gern einen leitendl':n PostPn V€fsehafft hätte 

(Heiterkeit im Hause.) 

- Das steht ln den „Bremer Nachrichten"; das ist i;icher 
kcih sozialistische:;. Blatt! 

Lange i>ann er„nach, bis ihm der rettende Gedanke 
kam. Da besteht in Neustadt a. d. W . das Flurberei
nigungsamt, das au~ Mringl?l f'n Arh<>it!<krMten und 
Mitteln nicht su red1t miL der Arbeit vorankommt, 
obgleich no<'h vi,•lc T;iusenctl" von Hektar z11 be
reinf~cn sind. D ('m ÜhPl k'lnn abgeholfen werden, 
so„mdntc"clM' Mini.~frr. indem dAs Amt einfach in 
zwei Hälften gdf'ilt w ird, die eine für den west
lichen und die Andere für d-::n ö~tlidwn Teil der 
Pfalz, uud indem der Ukas davon ausgeht, daß von 
jetzt an doppelte Arbeit zu lei~ten sei. Die zwei 
Ämter brauchen zwei Vorstände - also habe ich 
glekh den &ewünsditcn Posten für meinen Freund. 
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Gesagt, getan! Man zog durch das Amt einen 
Trennungsstrich und halbierte das 110 Köpfe· zäh
lende Personal. Zwe1 Kanzleien, zwei Registraturen, 
zwei Materialverwaltungen, zwei Per.sonalverwal
tungen entstanden. Da keine Neueinstellungen er
folgten, wurden dle neuen Posten aus · den vor
handenen Angestellten zum Schaden der praktisch
technischen Arbeit besetzt und das Arbeitsgerät, 
wie Meßinstrumente, Geräte, Fotoeinrichtungen usw., 
gewislenhaft verteilt, dem ein Stück und jenem ein 
Stück. Gleichzeitig ver!ilgte ein mlnisterlelles 
Schriftstück, die Arbeitsleistung sei jetzt von 2000 
auf 4000 Hektar zu steigern. · 

Als alles fertig war, hatte der ganze Teilungsspaß, 
der das Amt wochenlang stillegte, dle Summe von 
10 000 DM verschlungen, dle plötzlich da waren, ob
gleich bisher kein Tausender filr dringlich erforder
liche Materialanschaffungen aufzutreiben war. Mit 
dieser patentierungswürdigen Maßnahme hat der 
Herr Landwirtschattsmlnister ein Verfahren ent
deckt, wie man durch eintaclles Halbieren eines Be
triebes die Produktion verdoppeln kann. Die ge
samte Indµstrle wird ihm dankbar sein. 

(Vizepräsident Bögler übernimmt das Präsidium.) 

Die Flurbereinigung muß vorangetrieben werden. 
Darilbcr sind sich alle beteiligten Stellen einschließ
lich des Regierungspräsidenten der Pfalz einig, der 
von dem genialen Ein!all seines Ministers erst er
fuhr, als es zu spät war. Notwendig ist aucll ein 
zweites Flurbereb1igungsamt für die Westpfalz. Wie 
widersinnig und abl!urd die ministerielle Anord
nung jedoch ist, geht aus einem Schreiben des Mini
steriums hervor, daß in absehbarer Zeit eine Ver
legung des neugeschaffenen zweiten- Amtes in die 
Westpfalz Dicht -in Frage komme, da. die erforder:
lichen drei Millionen DM nicht zur Verfügung stün: 
den. 

Belde Ämter bleiben also ln demselben Gebäude 
in Neustadt. Fachleute haben ausgerecli.net, daß 
nicht die vom Minister geforderte Mehrleistung ein
treten, sondern eine Minderl!.'lstung von 5 v. H. zu 
verzeichnen sein werde, weil ja ein Teil des tecli.
nischen Personals jetzt Büroarbeit tun muß. Der 
ganze Coup war ein Schlag ins Wasser. Er verur
sacht viel Ärger und bringt der Landwirtschaft kei
nen Nutzen. Aber der Korpsbruder hat einen ein
träglichen Posten. 

(Hört, hört! bei· der SPD.) 

Und das war ja schließlich mit dem ,Geniestreich' 
beabsichtigt." 

Meine Damen und He1·renl Soweit dieser Artikel. So 
schreibt man außerhalb unseres Landes, aber immer
hin noch in Deutschland, so daß es leicht möglich ist, 
solche Beschuldigungen, wenn sle nicht der Wahrheit 

·entsprechen, zurilckzuweisen. Nun hat man aber aucll 
für die bestehenden Verhältnisse verschiedene Ent
schuldigungen auf Lager, die nach meiner Ansicht nicht 
stichhaltig sind. Wenn z. B. ges:1gt wird: Es sind für 
das durch die Teilung weniger gewordene Perso.na1 
Ersatzleute nach der Ptalz geschickt worden - oder: Die 
Pfalz hat ja bei der Gründung dieses Landes auch 
nicht mehr Personal gehabt - oder: Die pfälzischen 
oder ehemals bayerischen Beamten leisten nicht soviel 
wie die preußischen, so dürften das doch unnUtze Aus
reden sein. 

Soviel mir bekannt ist, ist bis jetzt noch kein Er
satz für das durch die Gründung des zweiten Amtes 
weniger gewordene Personal gelei~tet worden. Wenn 
aber Ersatz geleistet wird, d ann sind es imme r über-

• 1 

alterte oder berufsfremde Personen, die für die Pfalz 
gerade noch gut genug sind. Nach unserer Ansicht wäre 
es besser gewesen, zuerst den Personalbestand ent
sprechend zu vermehren und dann zur Teilung zu 
schreiten. Auch wir sind der Ansicht, daß in der West
pfalz ein Flurbereinigungsamt oder Kulturamt - wol
len wir es auch einmal so nennen - notwendig ist. 

Daß bei der Gründung des Landes die Flurbereini
gung in der Pfalz leider noch im Rückstand war, lag 
vor allem an dem Widerstand der pfälzischen Bauern. 
Das mag zugegeben werden. Es steht aber fest, daß 
hier nun endlich ein Wandel eingetreten ist, und es 
sollte nunmehr die Regierung erst recht bereit sein, 
den Wünschen der pfälzischen Landwirtschaft nach
zukommen. 

Wieso die Beamten iri Neustadt nicht soviel leisten 
sollen wie diejenigen im Norden des Landes, ist mir 
nicht verständlich. Vielleicllt lag es daran, daß zu viel 
kleine Unternehmungen, die sich mit dem Wegebau 
und kleineren Zusammenlegungen beschäftigen, eine 
Verzettelung der Arbeitskräfte mit sich brachten; aber 
in der großen Roten Zone wie auch bei den Nutzungs
verhältnissen in der Pfalz ist das fast unumgänglich 
notwendig. 

Eine mir vorliegende Statistik weist nach, daß · in der 
Pfalz im Jahre 1951 pro Arbeitsperson 30 Hektar be
reinigt wurden, während es im übrigen Land nur 27 
Hektar sind. Das ist also ein Beweis dafür, daß die 
pfälzischen oder früheren bayerischen Beamten doch 
etwas leisten. Auf jeden Fall steht einwandfrei fest, 
daß auf einem Drittel der Bodenfläche 108 Personen 
nicht das leisten können, was 760 Personen au! zwei 
Dritteln der Bodenfläch.e leisten. Und darauf kommt es 
uns bei unserer Anfrage an! 
· Ic.11 habe vorhin angefü.11.rt. daß zvJei ~T-löglichkeiten 

zur Abhilfe bestehen, und zwar den Personalbestand 
zu erhöhen durdl Bereltr:.tellung von ungefähr 500 000 
DM oder durch einen Ausgleich von Personal aus dem 
nördlichen Gebiet. Es wird vielleicht der Einwand ge
macht, daß bei der Versetzung von Personal nach der 
Pfalz soviel Trennungsgelder bezahlt werden müssen. 
Nun hat man nach meinem Wissen die beiden Amter 
nicht deshalb gebildet, um beide Ämter in Neustadt 
zu belassen. Es ist an sich kein haltbarer Zustand, zwei 
gleiclle Amter in einer Stadt oder gar in einem Hause 
zu haben; denn dann hätte man es besser bei einem 
Amt belassen \(önnen. Soviel mir bekannt ist, wurden 
schon Verhandlungen mit Kaiserslautern geführt, um 
ein Amt dort unterzubringen, was an sich auch richtig 
wäre. Die meisten Beamten sind aber wohnungsmäßig 
an Neustadt gebunden, und an eine Umsiedlung ist 
infolge der Wohnungsnot in Kaiserslautern gar nicht 
zu denken, so daß es also auch hier nicht ohne Tren
nungsgelder abgehen wird. 

Auf Grund dieser Tatsacllen ist es nicht begreiflich, 
warum die pfalz auch in dieser Hinsicht als Stiefkind 
behandelt wird. 

(Unruhe im Hause. - Widerspruch bei der CDU. -
Glocke des Präsidenten.) 

Wenn die Regierung der Landwirtscha!t, vor allen 
Dingen den kleinen und mittleren Bauern - deren Be
triebe sich infolge der starken Parzellierung und 
schlechten Wegeverhältnisse nicht rationell gestalten 
können - helfen will, dann in erste1· Linie durch die 
Flurbereinigung. Ich trage deshalb die Regierung, was 
sie zu tun gedenkt, um in der Pfalz diese Mißstände 
in bezug auf die Flurbereinigung zu beseitigen, damit 
der pfälzischen Landwirtschaft die Möglichkeit für 
ihre Rentabilität gesichert werden kann. 

(Be ifall bei der SPD.} 

",„ ,111 /11,; ' ' • 
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Vi'Zepräsident Bögler: 

D al' Wort hat der Herr Landwirtschaftsminister Stu
binger zur Reantwortung der Großen Anfrage. 

i::;taat~minlstl'r Stliblnger: 

Herr Präsident! Meine !'!ehr verehrtf'n D:imrn 1mrt 
Herren! Ich bto-dauere a~ und für sic'h, daß elni:- relnf! 
Venvaltungsmaßnahme - die ich ab;;chließend ein
gehend begründen werde - dazu geführt hat. um ge
Wi!'se persönliche Dinge hier polemisch zu ht:>himdeln. 
Dieser Artikel, Herr Kollege Rüb, erschien ja nicht nur 
in den Bremer Neues ten Nachrichten, sond~rn vorher 
hat i-ich schon die „Freiheit" sehr eingehend mit dieser 
Angelegenheit befaßt. 

(Hört, hört! bei den Regierungsparteien.) 

Es ist also kein Wunder. wenn die „Bremer Neuesten 
Nachrichten" einen Auszug aus der damaligen Debatte 
in der „Freiheit" übernommen haben. 

(J\bg. Markscheffe l: Dimke für die Reklame! -
Abg. Völker: Ein Beweis, daß sie aktue ll !stl) 

- Ja, sie w;ir aktuell! Sie weisen so schön darauf hin, 
daß der ganze Vorgang der Aufteilung des Kultur
amt es· in Neustadt keinen Grund gehabt hätte, als 
einen Korpsbruder von mir in Dienst zu bringen. Ich 
gebe zu, der Leiter des Kulturamtes II ist ein Korps
bruder von mir, der mit mir zusammen studiert hat, 
der aber vorher schon im Dienst gewesen ist. und Ober
regierungsrat und Kulturrat war. 

Ich habe gehört, Herr Kollege Rüb, es soll sogar 
sozialdemokratische MlnistC'r geben, die hie und da 
e inen Jugendfreund oder einen Genossen von sich 
wieder in Dienst gestellt haben. 

(Heiterkeit bei den Regierungspat'!cien.) 

Und ähnlich ist es mir in dieser Situation ergangen. 
Dcx:h nun aber zu der sachlichen Seite des Problem;;, 
das unbedingt würdig Ist, hier behandelt zu werden. 
Es s timmt, wie Sie in Ihrer Großen Anfrage feststellen, 
daß von 863 Personen, die hier bei uns im Lande auf 
dem Sektor der Landeskulturverwaltung beschäftigt 
sind. nul' 108 Personen bei der Flurbereinigung in der 
Pfalz tätig sind. Es wh'd sich jeder fragen: Wie kommt 
das? Das hat schon seine Begründung. Das hat zunächst 
einmal seine Begründung in der Tatsache, daß in den 
nördlichen Teilen des Landes - in Montabaur im Jahre 
1866 und in den Regierungsbezirken Trier und Ko
blenz im Jahre 1874 - Umlegungsbehörden gegrün
det wurden und damit die Feldbereinigung hier 
bereits seit über 7!5 Jahren in Angriff genommen 
wurde, während man in der Pfalz durch Bayern erst
malig im Jahre 1925 ein Flurbereinigungsamt gegrün
det hat. Diese Tatsache allein erklärt, daß eine Be
h örde, die seit 75 Jahren in dem einen Te il des Landes 
bestand und die auf de r anderen Seite in d er Pfalz 
erst seit 2!5 Jahren be:steht, nicht so ausgebaut sein 
kann, wie es heute von d em Herrn Kollegen Rilb ohne 
weiteres gefordert wird. Der Herr Kollege Rüb kann 
davon überzeugt sein, d aß mir die Sorge um die Flur
bereinigung in der Pfalz genau so nahe am Herzen 
liegt wie ihm selbst und d a ß wir be~trebt sein werden, 
hiet' alles zu tun. um eine Angleichung -der südlichen 
Te ile an die nördlich en T e ile des Landes ztt finden. 

Meine Zahlen, die idi. hier genannt habe, werden 
weite rhin unterstrichen durch die Tatsache, daß 'l.11ir 
festi;tellen können, dafi infolge dieser 'Z!eitllchen Um
stände im gesamten Lande die Flurbereinigung mit 
42 v. H. durchgeführt is t , während In der Pfalz nur 
mit 13 v. H. Es ist also noch allerhand nachzuholen . 

Um das durchführen zu k önnen, hRhP i<'h mir erlaubt. 
Herr Kollege Rüb, nun auch einma l festzustellen, wie in 
den ein.7.elnen Gebieten gearbeitet wurde, und zwae 
wird im Nordteil unser€'s Landes nach einem ganz an
deren System gcarbt' itet als in der Pfalz. In der Pfalz 
arbeitet man nach dem bnyeriseh en Sy1'tem und hier 
nach dem früheren preußischen System. Das preußi
scne System sieht \ior, verhaltnismäßig kleine Amtet· 
regional an den Schv„·crpunkttn det· einzelnen Auf
gabengebiete einzusetzen, wälu·end das baye1!lscl1e Sy
stem von sich llll!l ein g1·oßes Amt vorsieht, das den ein 
zelnen Beamten weithin mit Spe~ialaufgaui.:n beauf
tragt. Nach der preußischen Methode hat mau nun ver 
sucht, in der Praxis stärker als bisher den mittleren 
Beamten mit cinzuschal~en - auch in de [' Verantwor
tung. Wir h.iben j<'<it>nfalll' fe~tgP!'tellt , <iR'i tatsächlich 
nach d!es<.'m System wesentlich g1·ößere LeistungPn 
vollbracht wu1·den ah: nach dem eht'm„ligen bayerischen 
System. D iese Tats ache hat auch dazu geführt. daß 7.um 
Beispiel die süddeutschen LändPr RadPn und Württem
berg el>i:ufalls nach diesem ::>ystem arbeiten. W enn ich 
jeweils zwei Kultui·ämte1· mit gl~id1ge<tt'td~n Verhält
nissen im Norden des Landes 7.Usammennehme - zwei 
Ämter, die etwa ge mm so v iel Personal beschäftigen 
wie d;;is Großamt in Neustad t -, so komme ieh zu fol
genden Zahlen. Diese Zahlen, meine Damen und H e r
ren, bit te ich, genau zu vermerken und d araus die 
Schlüsse zu ziehen. Zum Besitzübergang durch Umle
gung beziehungsweii;;e Flurbereinigung wurden ge
bracht in Hektar - ich vei·gleiche nun zwei Ämter - in 
den Jahren 19:H u11d 1940 in den KnlturÄmtern in Ko 
blenz und Mayen .:: das sind zwei Ämter, die ungefähr 
den gleiehen Belegstand ha~n wie Neustadt - 20 682 
Hektar: in den Kulturämtern in Trier und S immern 
28 687 Hektar und vom FlurbcrC'inigungsflmt in Neu
stadt 8064 Hektar. Ich gebe noch einmal einen Vergleich. 
der aus der jüngsten Zeit stammt, rm Flurbereinigungs
amt in Koblenz-Mayen wurden vom Jahre 1946 bis 
zum J ahre 1952 15 660 Hektar umgelPgt; in den Kultt1r
ämtern Trie r und Simmern 18 882 Hektar und vom Flur
bere inigungsamt in Neuslc1dt 11 000 Hektar. Auch an 
diesen Beis pielen sehen S ie, daß nach der bayerischen 
Methode, die das Feldbcrcintgungsamt Neustadt an
wendet, e ffektiv W v. H . wenige r geleistet wurde als 
im Nordteil des Land es. 

Daraufhin habe ich mich entschlossen, einmal von uns 
aus den Versucll zu machen, Herr KoHege Rü b, in der 
Pfalz auch nach dem System des Nordteils zu arbeiten. 
Ich ha~ die Ämter aufgetd lt, und nun wird es die Zu
kunft beweisen, Herr Kollege Rüb, ob n ach dieser 
Methode mehr geleistet wird oder nil'ht. Wir können uns 
vielleicht in einem Jahr wieder darübe1· unterhalten. 
Aul alle Fälle hat aber niemand das Recht, a uf Grund 
dieser Zahlen mir nun 11.ls verantwortlichem Minist er 
den Vorwurf zu machen, daß ich hier aus purem Egois
mus, um einen anderen untel'zttbringen, die Aufteilung 
der Ämter vorgenommen habe. 

Ich habe im übrigen bei der Beh<1nrlhing meine~ Etats 
im Landtage bereits darauf h ingewiesen, daß ich diese 
Aufteilung vorhätte, lange b evor dann spätel' die Ent
sche!<iung getroffün wurdi>. 

Bel der F e!;lslellung, dil ß wir b isher im Landesdurch
schnitt - !t:h möchte dabei noch einmal auf die 42 v. H . 
und auf die 1'3 v. H . zur·[kkknmmt>n - 42 v. H. uml:(elegt 
haben und itt der PrAl:>: nur 13 v. H. , dürfen wir n atii r
!ich nicht übt'r.;:ehen, daß wir im pfälzi.o;<:hcn Rl111me 
Gebtet·~ l'fätien . die für die Flurbereinigung wohl nie in 
Frage kommen können, daß dort also infolgedessen im
mer mit erschwerten Verhältnissen zn rechnen sein 
wird. Aber auch untf'J' Berück~kh tigung dieser G ebie te 
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wären es mindestens 24 v. H., die hätten umgelegt sein 
müssen. Diesen Rückstand müssen wir aufholen.t_ und 
ich glaube - und in diesem Punkte bin ~eh mit,Ihnen 
einig, Herr Kollege Rilb -, daß die pfälzische Laridwirt
schaft hierauf einen Anspruch erheben kann. Die Auf
teilung des Amtes in zwei Ämter bedeutet für mich zu.._ 
nädlst einmal nur den Anfang zu dieser Intensivierung. 
Ich kann Ihnen sagen, kurz vor Beginn des Krieges hatte 
auch die Bayerische Staatsregierung überlegt, das große 
Amt In Neustadt in drei Ämter - Neustadt, Pirmasens 
und Kaiserslautern - aufzugliedern, und genau dasselbe 
ist mein Plan, den ich heute auch weiter verfolgen 
werde. I_ch habe also vor, durch die Scbaifung eines wei
teren Kulturamtes, das wir in die Westpfalz legen wol
len, die Flurbereinigungsarbeiten noch besonders zu 
intensivieren. Jedenfalls habe ich im Augenblick das 
Ziel - um Ihnen auch hier mit einer konkreten Zahl 
dienen zu können -, daß die Dienststellen in der Pfalz, 
die beiden Ämter, im laufenden Jahr mindestens je 2000 
Hektar zur Umle&ung bringen. 

Herr Kollege Rüb, ich stelle mit großer Genugtuung 
auf dei- anderen Seite fest - das wissen Sie auch -, daß 
die Landwirtschaftskammer der Pfalz und der Bauern
und Wlnzervcrband seit einiger Zeit eine erfolgreiche 
Aufklärungstätigkeit über die Notwendigkeit der Flur.,
bereinigung in der Pfalz lej.sten. Zu einer erfolgreichen 
Arbeit der Umlegungsbehörde ist nämlich von vome
hereln die fruchtbare Mitarbeit der praktischen Land
wirtschaft unerläßlich. Mit keinem Wort hat aber die 
landwirtschaftliche Berufsvertretung in der Pfalz oder 
haben praktische Landwirte die Errichtung der beiden 
Kulturämter beziehungsweise die Aufteilung des Groß
amtes in Neustadt mißtrauisch oder negativ kommen
tiert. Im Gegenteil, die Berufsorganisationen der Pfalz 
haben alle diese meine Zielrichtung sowohl in ihren in
neren Besprechungen wie auch nach außen in der 
OUenUichkeit unterstützt. 

Meine Damen und Herren! Ich bin persönlich der 
Überzeugung, man wird am Ende in dei- Öffentiichkeit 
nicht danach fragen, ob das bayerische oder das preu
ßische System in der Flurbereinigung besser ist. En t
•cheidend wird sein, mit welchem System meh~ gelei
stet wird. Und das ist letzten Endes das einzige Ziel, das 
mich veranlaßt hat, diesen Scb,rltt zu tun. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vlzcprlsldent M~ler : 
' 

Wird eine Besprechung gewünscht? - Das ist nicht 
der Fall. 

(Abg, Völker: Doch, es wird Bespre~ung gewUnscht, 
Herr Rüb möchte noch etwas sagen!) 

Es wird eine Besprecllung gewü~cht. Der Herr Ab
geordnete ROb von der SPD hat das Wort. 

Abg. Rllb: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Minister ist so ei'n bißchen um die Sache herurngegan.: 
gen wie die Katze um den heißen Brei. Ich habe absolut 
keine Einwendungen 1egen die Teilung des Flurberei
nigungsamtes vorgebracht, sondern bin sogar damit 
einverstanden. Aber was hat das alles !ür einen Wert, 
wenn das Personal n icht da ist? Wenn jetzt gesagt wird, 
im Norden des Landes wird so und so viel gemacht, das 
kann dann in der Pfalz nie gemacht werden ohne das 
notwendl1e Per sonal. Daß die Beschaffung dieses Per
sonals dann auch wirklich erfolgt, darauf kommt es an. 
Es muß ganz einfach das Personal In der Pfalz vermehrt 
werden, sonst kommen wir mit unserer Flurbereinigung 

nicht weiter. Wir wollen jetzt nicht noch einmal 50 Jahre 
warten, Herr Minister, wie Sie das geschildert haben. 
per Widerstand der pfälzischen Bauern Ist gebrochen 
und sie warten jetzt auf d ie Flurbereinigung. Um die 
Sache weiterzutreiben, stelle ich den Ant.rag. Die zwei 
Möglichkeiten, das Ziel d ieses Antrages zu verwirk
llChe.n, hab.e ich ja angeführt: .1. daß durch eine Ausgabe 
von 500 000 Mark das Personal vermehrt werden kann, 
oder 2. daß eine entsprechende Anzahl von Beamten 
von Norden nach Süden versetzt wird. Ich beantrage 
deshalb, die Große Anfrage dem Agrarpolitischen und 
auch dem Haushalts- und Finanzausschuß zu über
weisen. 

Vbeprltstdent Bögler: 

Das Wort hat der Herr Landwirtschaftsmin ister Stü
binger. 

Staatsminister Stnblnger: 

Meine Damen und Herren! Ich will noch eine Frage· 
beantworten, die der Herr Kollege Rüb eben ange
schnitten hat. Erstens habe ich mit Wirkung vom l. April 
beim Flurbereinigungsamt in Neustadt sieben zusätz
liche Kräfte eingestellt. Das ist natürlich nicht sehr viel. 
zweitens habe ich im Rahmen meiner Erwiderung ja 
bereits gesa~, daß ich die Absicht habe, für die Etat
beratungen des nächsten Jahres eine Erweiterung des 
Stellenplans zu beantragen. 

(Abg, . Rüb: Das ist zu spät, 1Ierr Minister! -
Unruhe bei der SPD. "'. Glocke des Präsidenten!) 

- Sie wissen ganz genau, daß es nach unseren Spiel
regeln nicht möglich ist, jetzt mitten im Wirtschaftsjahr 
zusätzlic.'lle Kräfte e!nzuste!!en. 

(Abg. Völker: Das ist schon mehr geschehen, 
Herr Minister!) 

Vlzeprlsldent Böi'ler! 

Meine Damen und Hei-ren! Da weitere Wortmel
dunaien nicht vorlieaen, ist die Besprechung geschlos
sen. Der Antrag des Herrn Kollegen Rüb, die Anfrage 
zu überweisen, kann in der Form nicht behandelt 
werden. 

(Abg. Völker: Doch! Auf Grund der Geschäftsord
nung kann eine Große Anfrage, wenn eine .Be
sprechung eingetreten ist, dem Ausschuß zur Be
handlung überwiesen werden, wenn das von 
einem Abgeordneten beantragt wird! Das ist ganz 

klar! - Abg. Dr. Lichtenberger: § 43 Abs. 3[} 

- Schön, ich lasse mich berichtigen. Es ist beantragt, 
zu überweisen. Widerspruch erhebt sich nicht, dann 
ist so ' beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 9 der Tagesordnung: 

Erste Beratun1r eines Landesgesetz~s flber die 
Annösunc der Gemeinden Wissen rechts und 
Wissen links der Sieg und ilber dle Neubfldun~ 
der Gemeinden Wissen, Birken-Buchen, Nochen 

und Hövels - Drucksache U/334. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung an den Haupt
ausschuß vor. Es erhebt sich kein Widerspruch, dann 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 10 der Tagesordnung: 

Erste Beratunc eines Landesr;esetzes Ober die 
Biidung einer Gemeinde Birkenheide (Kreis Neu

stadt a. d. W.~ - Drucksache II/344. · 

' : ,,, . . . . ~". . .: 1.Jtld11.H~ . · . 1 .. „ . „ 1i' • 
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Der Ältestenrat schlägt auch hier Überweisung an 
den Hauptausschuß vor. Da kein Wider:<pruch erfolgt, 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 11 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
Mitt1'1 für den Stra.l'lenbau - Drucksache II/330. 

Wird die Große Anfrage begründet? - Das Wort hat 
der Herr Angeordnete Künig. 

Abg. König: 

Meine Damen und Hcr:ren! In den vor einigen 
'\No<:hen namens meiner Fraktion von mir gemachten 
Ausführungen zum Etat <les Landes, Rechnungsjahr 
1952. hatte ich mir den Hinweis auf das Fehlen einer 
ausreichenden echten Leistung im Etat des genannten 
Jahres erlaubt. Der Herr Finanzminister hat es da
mals für richtig gefunden, darauf zu entgegnen, daß 
eine derartige Feststellung vom H::i.us.e nur verstanden 
wird. wi>nn sie in rheinisC'her Mundart gemacht wird. 
I\un, diesen Lapsus linguae werden Sie dem Henn 
Finanzmini"ter nicht i;ehr übelgenommen haben; ich 
selhstvenitändlich auch nicht, weil ein Berliner dem 
anderen Berliner so schnell nichts krumm nimmt. Ich 
\'.'llllie darnuf nu1· Bezug nehmen, meine Damen und 
Herren, weil die Große Anfrage Hi:3:30 der klassische 
Beweis für das Fehlen dieser echten Leistung ist, 
auf die noch näher eingegangen werden muß. 

Ich habe damals noch u. a. ausgeführt, daß die 
Büt'get'~diaft das Fehlen dieser echten Leistung stark 
kritisiert und vermißt. Am kommenden Freitag, meine 
Damen und Hen·en, wird in Bingen die Landes
konferem: de:; LandeernF>indet::i.ges stattfinden. Und es 
er~<:heint mir angebracht. dem Herrn Finanzminister 
zu empfehlen, nach dort zu gehen, um die rheinischen 
ehrenarntiichen und h~uptan1tlichen Kräfte der Selbst
verwalhmg aus der Ptalz und aus Hessen wie am: 
dem Nordteil unsere!' Landes z11 hü1·en, um zu hören, 
w~is rho:>inisch.- Mundiirt ist, um :r.u hören, wie man 
in l'htinischer Mundart über dieses Manko spricht und 
es kritisiert. Es darf meines Erachtens deshalb als 
äußerst angebracht erscheinen, daß unsere Anfrage 
dem Haus heute schon Gelegenheit gibt - insbesondere 
der Landesregierung Gelegenheit gibt - zu diesem 
Punkt Stellung zu nehmen. 

Sie wissen, daß der L::indkreistag wie auch der 
bandgemeindetag stets den Hinweis treffen, daß die 
Kraftverkehrssteue1· ·„umindest restlos für den Zweck 
verteilt werden muß. für den sie seiner:r.eit erfunden 
wurde. kh muß deshiilb darauf eingehen. 

Die Kraftverkehrssteuer wurde im Jahre 1906 in 
etwa als eine Lu1n1ssteuer erfunden. Aber schon 192d 
mußte s ich die Reichsregierung dazu entschließen, in
folge des unerwartet großen Anwachsens des Verkehrs 
und des Bedarfs für den Straßenbau, diese Steuer 
auszubauen. Die Steuer wurde vereinnahmt von der 
Rekhsfinanzverwaltung, und mit einem Abzug von 
4 v. H. für Verwaltungskosten wurde sie wieder rest
los an die Baulastträger der Straßen verteilt. 

Wie sieht es heute hingegen aus? Wir haben in 
Rheinland-Pfalz 1>twa 17 000 his lROOO km Straßen, die 
dem tiberör-tlichen Vetkehr dienen. 2500 km davon 
unterhält der Bund. 4700 km - das sind Zahlen, wohl
geme1·kt, die die Landesregierung gegeben hat. sie 
:;timmen Hber nicht p;unz, das heißt sie verschieben 
sicll. noc.h. im ungünstigen Verhältnis für die Gemein
den - 4700 km unterhält das Land und 10 500 km un
terhalt<>n die Kommunen, das heißt die Kommunen 
wie auch die Kreise. Das sind, mit einem Wort, etwa 
60 v. H. des gesamten überörtlichen Straßennetzes. 

Von diesen 10 500 km geht die Hillft<> auf die 
Gemeinden, während die andere Hälfte auf rliP Kr~ise 
kommt. Und Sie selbst, meine Dame>n und Herren, 
wie auch die Liindcs1·egit'1'ung, wissen, daß heute 
teilweise Gemeindestraßen ohne jeden Unterbau, mit 
vier Meter Breite, dem ülieriirtlkhen Verkehr in einer· 
Weise dienen müssen, daß m<m beinahe nicht mehr 
von Straßen sprechen kann und nur noch die Mar
kienmgen etwa ang<'ben können, wo diese Straßen 
1agcn. 

•Vic sieht aber die Verteilung au~. die das Land 
trifft bei einer Einnahme von etwa 28 Millionen DM 
Kraftverki?hr~!-1tE'Ul?r. F.lwa 15 bi~ 16 Millionen DM flie
ßen in den Etat wr UntPrhaltnnß nf'r L::i.nrl!'ltn~Aen 

T. Ordnung und der entsprcd1enden Brücken usw. 
und etwa 4 Millionen DM wH<len verwandt für die 
VertE'ilung Rn die Kommunen und Kreise zur Unter
haltung der 60 Prozent des überörtlichen Straßennetzes 
in Rheinlunß-Pfalz:. 

Mein~ Damen und HerrPn! Daß an dieser Verteilung 
- entschuldigen Sie das Wort - etwas faul ist, ist so 
eindeutig, dl'lß man ver:::tl."hE'n kRnn, rlafl nie Körper
schaften. Gemeinden und VE>rh~nnl.", jedes Gemeinde
rat~mltgHcr:l i.lberhnupt jedes t>hrenamtliche Mitglied 
einf"r Gf>meindein:::titution, dariilwr K1Rg(' führen. Iclt 
habe nicht umsonst ('Jngnngs von meinen rlam::ilipen 
Et;itam:f<ihrungen ge~prochen, weil Sie hier, wie ich 
schon einmal sl'!gt!", einert ganz klas~i.:;men Beweis 
haben, wie wenig eine echte Leistung im Hamhalt vor
handen ist und wie wenig das bißchen noch gerecht 
verteilt wird. Es ist doch eine Selbstverständlichkeit, 
daß die Gemeinden von der Decke, die vol'handen ist, 
und 28 Millionen DM l:wtriigt. den ihnen 1.ustehennen 
Teil beanspruchen müssen, wenn sie nicht ih1·e Pflich
ten gegenüber ihren Körpet·schaften vernachlässigen 
woilen. ich :i:agte schon einmai. daß das Krnitfahr
zeugstt-uergeset?. etwa~ anc:leres auch nie vorgesehen 
hat. Der § 1 de~ K1·;iftfährzeugstl."uergesetzes und alle 
später er!ol~ten Novellen bis 1935 bestimmen: .,Der 
Steuer unterliegt das Halten eines Kraftfahrzeug~ zum 
Verkehr auf öffentlichen Straßen." Es stimmt, wenn 
die Landesregierung entgegnet, daß eine ZweC'khin
dung nicht 'll'Orgesehen ist. Es stimmt aber auch um
gekehrt, daß erst von dem Zeitpunkt an, al.:; die Reic-hs
re~erung sämtliche Länderverwaltungen zerschlagen 
hatte und 1944 nur noch von primitiven Verwattungi;
bezirken auf der Länderebene gesprochen werden 
konnte, die Reichsregiel·ung die Mittel en bloc mehr 
oder weniger selbst verwandt und nur bestimmte Zu
schüsse an die Länder usw. verteilt hat und heute 
umgekt'hrt die Landesregierung ~ich dieser Regelung 
von 1944 noch bedienl. 

Wenn wir heute in unserer Großen Anfrage von der 
Landesregierung eine Stellungnahme erbitten, die da
hingehend sich äußern soll, was sie 7.U tun gedenkt, 
um die!'les Mißverhiiltnis zu beseitigen, dann möchte 
ich hier in aller Offenheit namens meiner Fraktion 
festgestellt haben, daß es uns nicht um irgendeine 
frisierte Erklärung geht. Sie wäre 7.1.lm Nachteil der 
Landesregierung, weil sie bekanntlich am Freitag schon 
henutzt wird, um wiederum eine Kritik zu führen, die 
in l·heini:.<.:her Mundart - wohlg~mer-kt von rheinischen 
Büi·germeistern - härte!' sein wird als sie der Herr 
Finam.mi.nU.t-.:.1.·, der dux·ch sechs Generationen Berliner 
ist, verträgt. .Ich möchte deshalb vielmehr gebeten ha
ben, daß die Landes1·egierung uns zu unserer Großen 
Anfrage eine Auskunft gibt, inwieweit sie einmal 
ernsthaft Bemühungen anstelien will, um eine Umklas
i;ifizierung des gesamten StraHenm'l7.PS in Rhein!;md
Pfalz durchzuführen, nie 7.Um Rei:=;piPl unbedingt darin 
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Änderunien trel'.fen muß, daß nicht mehr als 500 Kilo
meter Straßen, wie zum Beispiel auf dem Westerwald, 
einem Kreis zur Verwaltung oblieien, und die Ge
meinden im überörtlichen Straßenverkehr nicht mehr 
n'lit Lasten bedrUckt sind, diti ein Höherer entspre
chend der Gesetze Ubernehmen muß. Wir erwarten 
weiterhin eine Erklärung zu unserer Großen Anfrage, 
inwieweit die LandesregierWlg beabsichtigt, im kom
menden Etat das Zahlenbilcf so darzustellen, daß man 
sagen kann: Rheinland-Pfalz ist zwar arm, aber zu
mindest nicht ungerecht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vb:eprlsldent Bllrler: 

Das Wort zur Beantwortung der Großen Anfrage 
hat Herr Staatssekretär Dr. Stelnlein. 

Staatssckretlr Dr. Stelnleln: 

Herr Präsident! Meine Dam~n und Herren! Die An
!rage der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
befaßt sich hier mit einem Thema, das alljährlich in 
den Etatberatunien nicht nur beim Straßenbau, son
dern immer auf allen jenen Gebieten eine Rolle spielt, 
bei denen das Verhältnis des Bedarfes zu den vor
handenen Mitteln behandelt wird. Es ist daher selbst
verständlich, daß auch auf diesem Gebiet, genau wie 
auf den übrigen gleichgelagerten Gebieten, sich die 
Konkurrenzkämpfe derer auswirken, die glauben, für 
ihren Teil möglichst viel aus den vol'handenen Mitteln 
herausnehmen zu sollen. Dazu haben Sie das gute 
Recht. Aber Sie haben auch die Pflicht, die Argumente 
anzuhören, die derjenige berücltsichti&en muß, der die 
Verteilung vorzunehmen hat. „Ultra posse nemo obli
gatur": "Über seine eigene Kraft hinaus kann niemand 
gezwungen werden, etwas zu tun. Da, wo die Mittel 
nicht ausreichen, muß der Verteilungsschlüssel so ge
staltet werden, daß er nach den allgemeinen Bedürf
nlssen wenigstens im Rahmen der vorhandenen Mög
lichkeiten den Interessen gerecht wird. 

Die Anfrage der SPD gliedert sich wohl In drei 
Unter!ragen. Die erste Frage ist die rechtliche. Der 
Herr Abgeordnete König hat darauf hingewiesen, daß 
eine Bindung der Kraftfahrzeugsteuer an bestimmte 
Zwecke nicht besteht. Das ist richtig. Dadurch wird 
mir erspart, mich mit der Rechtslage im einzelnen 
auseinanderzusetzen. Wenn wir aber davon ausgehen, 
daß eine Rechtspflicht und eine rechtliche Bindung der 
Einnahmen aus der Kra!tfabrzeugsteuer nicht besteht, 
dann wird auch niemand dazu übergehen dürfen, 
einen Rechtsanspruch aus dieser Kraftfahrzeugsteuer 
für seinen eigenen Bedar! zu erheben. Das ist heute 
aber leider so und so oft und immer wieder in den 
Vordergrund gestellt worden: die KrafUahrzeugsteuer 
muß für den Straßenbau verwandt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich sage das nicht etwa, 
um hier die Ansprüche abzulehnen, oder um etwa den 
Standpunkt der Landesregierung zu begründen, daß 
sie diese Steuel" nicht für den Straßenbau verwenden 
sollte. Ich sage es deshalb, um die Grundlage der gan
zen Ansprüche einmal klarzustellen und um Ihnen 
aber auf Grund der vorhandenen Zahlen nachzuweisen, 
daß wir weit über das hinausgegangen sind, was wir 
auf Grund einer' etwa bestehenden Verpfiichtung hät
ten tun müssen. Wir haben also mlt anderen Worten 
weit mehr Gelder für den Straßenbau investiert, als 
in Wirklichkeit an Kraftfahrzeugsteuern eingeganjen 
sind. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

1 
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Wenn ich Ihnen die Zahlen seit der Währungsreform 
nenne, so sind an Kraftfahrzeugsteuer insgesamt bis 
heute eingegangen 64 Millionen DM. Ausgegeben aus 
reinen Landesmitteln sind bi~hel' 93 Millionen DM. In 
diesen 93 Millionen DM sind nicht enthalten die Ko
sten der Verkehrspolizei, der Straßenunterhaltung der 
Gemeinden usw. Es könnten sich also diese Kosten 
noch mehr erhöhen. Ich will mich aber auf die reinen 
Straßenbaukosten beschränken, um der Debatte eine 
eanz klare Grundlage· zu geben. Demnach steht fest, 
daß seit der Währungsreform - seit dem 21. Juni 1948 -
bis zum Ende des Rechnungsjahres 1951 von den ein
gegangenen 64 Millionen DM nicht nur insgesamt der 
ganze Betrag verausgabt worden ist, s"ndern darüber 
hinaus bis zu 93 Millionen DM Ausgaben gemacht wor
den sind. 

Meine Damen und Herren! Das dürfte der zweite 
Punkt sein, der In der Großen Anfrage eine Rolle 
spielt. Neben der rein rechtlichen Frage d ie Frage 
der tatsächlicben Aufwendungen. Sie werden mit mir 
einig sein, daß bei diesem Zahlenverhältnis nicht mehr 
davon gesprochen werden kann, daß die Landesregie
rung etwa die Mittel aus der Kraftfahrzeugsteuer ir
gendwie anderweitig als Im Straßenbau verwendet hat. 

Es bleibt~ nun die dritte Unterfrage zu behandeln, 
die aus den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
König herausklang, nämlich die prozentuale Vertei
luna dieser !ür den Straßenbau vorgesehenen Mittel 
im Verhältnis zwischen Landstraßen I. Ordnung und 
den Kreis- Wld Gemeindestraßen. Sicherlich ist gar 
nicht darüber zu streiten, daß heute noch eine ganze 
Relhe solcher Kreis- Wld Gemeindestraßen in einem 
unhaltbaren Zustande ist. Aber auch Landstraßen 
I. Ordnung sind nicht ge,x-ade in einem erlreulichen 
Zustand. Es bleibt uns, die wir diese Mittel zu ver
teilen haben, doch nichts anderes übrig, als eine ver
kehrspolitisch wirksame Grundlage dem Verteilungs
schlüssel beizugeben. Wenn w ir aber davon ausgehen, 
daß die Gemeindestraßen nur für ih1·en Teil zunächst 
eine Rolle spielen, dann erst in das Gesamtnetz sich 
einfügen, wird jeder klar erkennen, daß wir erst 
einmal das ~samtnetz herstellen müssen, um durch 
Kreisstraßen und Gemeindestraßen dann den An
schluß an dieses Gesamtnetz zu finden. 

Meine Damen und Her ren ! Wer würde h eute sagen: 
wir bauen die Kreisstraßen und lassen beispielsweise 
die :Srücke in Worms liegen; wir bauen auch in Ko
blenz keine Rheinbrücke. Wir la,;sen auch die Bundes
straße 9 und ·die Landstraße I. Ordnung durch die 
Pfalz liegen, dafür bauen wir eine Kreis- und Ge
meindestraße. Das hätte nur dann einen Sinn, wenn 
man auf dieser Straße weiter als über den Kreis hin
auskäme. 

Deshalb ergibt sich aus dieser Rangordnung der S tra
ßen, die im Straßenneuregelungsgesetz von 1934 ein
deutig festgelegt worden ist, die Reihenfolge des Wie
deraufbaues. Im Zuge dieses Wiederaufbaues haben 
wir, nachdem die Bundesstraßen seit dem 1. April 1950 
nicht mehr mit Landesmitteln hergerichtet werden, mit 
dem Bau der Landstraßen begonnen und darüber hinau11 
auch noch Mit tel für d ie Kreis- und Gemeindestraßen 
zur Verfügung gestellt. Warum aber, meine Damen und 
Herren, ist tr otzdem noch dieser Kampf in vollem 
Gange? Ich sage menschlich verständlich aus dem Be
streben heraus, daß jeder !Ur seinen Teil seine ir. sei
nem Raum befindliche Straße täglich sieht und seinen 
ihn umgebenden Leuten klarmachen muß, daß auch in 
diesem Raume etwas zu geschehen hat. Darüber hinaus 
muß aber die Gesamtlinie gesehen werden. Die Klagen 
sind deshalb, weil eine harmonische Abstimmung die- . 
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$Cl' im speziellen Raum liegenden Interessen mit den 
Gesumtintt>ressen auf de1· Eber:e de~ einzelnen gar nicht 
<·rfolgen kann. Sie kann nur auf der Ebl'ne des Koordi
nators erfolgen, in der Landesregierung, wo die einzel
nen Straßen miteinander verglichen, die verkehrspo
litische Bedeutung ermessen und dann im einzE-lnen 
überprüft werden muß. inwieweit Mittel zur Behebung 
der Noblände zur Ve1·fiigung i;tehen. Da erst kommen 
die wid<:>rstreitenden Interessen zusammen. De~halb ist 
es gunz klar, daß dieser Kampf oder diese Mißstim
mung sich immer v.rieder gegen den Koordinator richtet, 
weil er diese oder jene Straße noch nicht berücksichttgt 
ll<tl. 

Bedenken Sie ah•:t· noch eins. Über die Höhe dieser 
Jl.Tit.1„1 bPstimmt ja nicht die LandeHe-gierung, sondern 
hier be11timmt ni>r Lannt~g- mit. Auch der Landtag hat 
sich bei seinen Beratung<>.n darüber Kopfzerbrechen 
gemacht. in welcher Höhe er Beträge für den Straßen
bi.Ju bewilligen kann. Erst dte11e Bewilligung und die'.';e 
Höhe i!;t für uns die Unterlage der Verteilung selhst. 
Ich glaube daher, mit Recht darauf hinweisen zu kön
nen, daß man aus dem übergeordneten Gesichtspunkt 
einer erfolgreichen Verkehn;politik auch eine gesunde 
und die~er Verkehrspolitik entsprechende Reihenfolge 
in der Wiederherrichtung fier einzelnen Straßen ebenso 
schaffen sollte, meine Damen und Herren, wie wir das 
beim Wiederaufbau unserer Gebäude im allgemeinen 
nuch gPtan haben. 

Es bleibt mir noch übrig, zu der Frage Stellung zu 
nehmen, ob durch ein Landesstraßengesetz hier eine 
Änderung sich in etwa zugWlsteo der Gemeinden voll
ziehen würde. 

Meine Damen und Herren! D ie Straßen, wie sie jetzt 
sind, wurden im Jahre 1934 d urch das Straßenneurege
Jungsgesetz klassifiziert_ Wir haben nunmehr die Bun
dess traßen, die Landstraßen 1. Ordnung, II. Ordnung 
und die Kreis- und Gemeindestraßen.. Aber innerhalb 
dieses System11 ist eine Abstimmung der Straßen aul
cinander erforderlich, so daß es gar nkht angeht, die 
Straße X zu einer Landstraße L Ordnung zu erklären, 
wenn sie nkht den Bestimmungen entsprechend den 
Anschluß an eine Bundesstraße bildet. Es muß also eine 
Bundesstraße vorhanden sein, um eine Gemeindestraße 
zur Landstraße L Ordnung erklären zu lassen, und es 
muß - das ist das wesentliche - diese in eine andere 
Klasse zu überführende Straße fertig und vollkommen 
wiederherges tellt sein. Da liegt das Problem und zu
gleich auch der Schlüssel für die Erkenntnis der inne
ren Unrichtigkeit des Antrages, soweit das Landes
straßengesetz als Hilfsmittel für eine Besserung ver
langt wird. Das Landesstraßengesetz würde nur dann 
den Gemeinden helfen können, wenn jetzt Mittel ge
nügend bereitgestellt werden könnten, alle die Straßen, 
die in irgendeiner Form eine andere Klassi!i.zierung 
erhalten sollen, in einen baulich. einwandfreien Zustand 
zu vPr-setzen, Das Straßenneuregeltmgsgesetz w11 ja 
nicht den Aufbau der Straßen durchführen, sondern 
nur die Unterhaltung. Unterhaltung setzt voraui:., daß 
die Sh·aße selbst in Ordnung geht. Wenn also jemand 
glauben soHte, daß mit einer Übernahme der Straße auf 
das Land ode1· den Bund diese Straße jetzt gebaut wer
den müßte oder damit die Gemeinde eine Entlastung 
erfahren könnte, so ist er insoweit im Irrt1.1m, als dle 
Strnße noch nicht gebrauchsfertig ist. 

Aber unabhängig davon wollen wir auc-h da!': Land~
straßengesetz bringen, müssen aber, ehe wir es bringen 
können, abwarten, bis die Bundesregi€'rung das Bun
desstr aßengesetz gebracht hat, weil innerhalb des ge
samten Straßennetzes, wie ich ausführte, eine Abstim-

mung der einen Straße auf die andere erfolgen muß, 
und weil auch für den Begdff ,.Bundesstraße", „Land
straße I. Orrlnnnl(' llnd .. Land~traße II. Ordnung" in 
diesem Bunde~strnßenges<'t7 neue Regriffamerkmal,., 
und Voraus:oiet:rnngc>n geschi'lffen werden i:üllen. Solange 
aber die:<e~ Gt?~et:r. noch nlt'ht rlA: ii;t, be,;ti>ht fiir um die 
Möglichkeit eines eigenen Landt:>sstraßenge;o;etr.es noch 
nicht. Das soll umi aber nicht hindern. fü1· ~okhe Stra
ßen, von denen wir glauben, daß die Vora1t~~etwngen 
für eine anderweltlge Kln~sifi?.ierung erfüllt sind. ent
llPl:'echende Anträj(e an die zuständigen Behörden ein
zureichen. Wh' habf'n StriiOf•n, bei denen 'vir· die Uber
nahme als Bunde:<strnßen h<'Antrnet haben, über deren 
Berechtigung dex· Bundesverkehrsminister entscheiden 
muß, Wir haben abet· uuch Stni!J.en, die wir von der 
Kreisstraße zur Landesstraße erheben wollen; die Prü
fung ist zur Zeit im Gange_ Es sind auch Straßen da, die 
die Kreise von den Gemeinden wegnehmen und wo sich 
das gleiche Verfahren irrunt:r wiederholt. Auch nach 
dem jetz.igen R~1.:ht.szusta11d wird, soweit dies möglich 
ist, eine .Änderung im Sinne und auf Anregung der 
Bete.i.ligteu herbeigeführt, Sie kann im Prinzip und 
it{undJ>ät;i;Hch erst dann erfolgen, wenn das Landes
:sL1·aßengt::>t;!U nach Erlaß eines Bundesgesetzes hier 
vudiegL. 

Die pro:i:entuale Beteili~ung der Krei.o;e und Gemein
den an dem Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer 
dürfte nach den eben dargelegten Richtlinien hi1<ht>r 
gerecht erfolgt sein, wenn Sie bedenken, daß allein für 
die Unterhaltung dci· Landstraßen I. Ordnung ein Be
trag von 8 Millionen DM erforderlich ist, ohne daß ir
gend i:;tw<µ> mit ,i;iie.sen 8 Millionen DM anders als SLra
ßenunter·haltung ge~chaffen werrlen kann. Wenn Sie 
dnrüber hEnaus weiter bedenken, daß für die Landstra
ßen nur 2 M1llionen DM verfügbat gemacht wurden, 
für -dia Gemeinden 4 l'vfHHonen D1VI und auch im Ehtt 
des Jahres 195:2 wiederum 2fi Millionen DM insge~amt 
für Straßenbau vorgesehc>n sind, von welchen au[ die 

! Gemeinden wiederum Ilber 4 Millionen DM €'ntfallen, 
! · dann kann man von einer ungeN"chten prnzentualen 

Beteiligung kaum sprechen, es sei denn, daß man dem 
wirklichen Sachverhalt Gewalt antun wollte. 

Man d.ad nicht die B Millionen laufende Unterhal
tungskosten etwa auf den Erneuenmg8fonds zureeh
nen, sondern muß sie als einen Posten betrachten, der 
ohnehin .immei· der Landesregierung obliegt, gleich
güllig wie dei· Zu$hUld der St1·allen ist. 

Zum Schluß darf ich noch den Gemeinden selbst ein
mal zur grundsätzlichen Frage etwa~ sagen. Wir m11chen 
Immer ,„„leder die Erfahrung, daß die Gemeinden von 
sich aus nicht das an sich notwendige Bestreben zur 
Verbesserung ihrer Straßen h;inen . Wir kennen Ge
meinden, die ohne alles mit Fronarbeiten, wie Schlagen 
von Holz, Zerkleinern von Sll'int>n u~\V„ sich wunder
bare Straßen geschaffen haben, bei denen wir 1000 DM 
1~:!.'.;!ch"..'!.~ . ge~l1,. ~~r~~tttl ... und dann vvar die Sache er
le><Jlgt.,. Wir lj:~nTien aber auch eine ganze Reihe von 
Gemeinden, .. die praktisch nichts tun als immer nur zu 
ru!en!"ber Staat hat unsere Sirnßen zu bauen! 

.Meine Damen und Herren! Das ist ja nicht der Sinn 
des Gesetzes. Dann· brauchten wir kein Straßengesetz; 
1ne1>r . .. D.ann .könnten wfr einfach sagen, das Land ist 
verpflichti;t, alle Straßen de.s Landes aufzubauen und 
zu unterhalten. Gerade die K!assifiziernng rlf'r Straßen 
imll ja Baulastträger schaffen, di<> die Verpflichtung ha
ben, auf ihc·er Straße die notwendigen Arbeiten vorzu
nehmen, die Mlttel aufzubringen und die Unterhaltung 
durchzufühx·en. Nur dann, wenn diese Baulastüäger 
nicht in der Lage sind "" und zwa r nach genauer Prüfung 
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aller gegebenen Möglichkeiten -, soll der Staat dieser 
Gemeinde mit einem Zuschuß helfen. Aber wir erleben 
leider Gottes immer wieder, daß die Gemeinden diese 
Hil!e nicht als einen Zuschuß betrachten, sondern als 
eine Pflicht des Staates, ihnen ihre Straßen hundertpro
zentig wiederherzustellen. 

Man könnte eine erfolgreiche Mitarbeit zur Lösung 
dieser uns so sehr am Herzen liegenden und so außer
ordentlich schwierigen Probleme herbeiführen, wenn 
man den Gemeinden diesen grundsätzlichen Sfändpunkt 
bel Gelegenheit darlegen wollte und bereit wäre, ihnen ' 
die Möglichkeiten aufzuzeigen, die jeder Gemeinde ir-
gendwie gegeben sind. · 

Nur da~ \VO es v1irk!ic1l mit de.-n besten '\Villen nicht 
mehr geht, steht der Staat zur Verfügung, und zwar -
wie ich glaube dargetan zu haben - in einem gerechten 
prozentualen Verhältnis zwischen den Leistungen für 
seine· eigenen Straßen - die aber auch den Gemeinden 
zugutekommen - und den unmittelbaren Zuschüssen für 
die Gemeinden selbst. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizeprll.sldent Bögler: 

Es llegt ein Antrag auf Besprechung von der Frak
tion der SPD vor. Damit ist die notwendige Unterstüt
zung gegeben. Wir kommen zur Besprechung. Das Wort 
hat der Herr Abgeol"d.nete Kuhn von der SPD. 

Abf. Kuhn: 

Meine Damen und Hel'ren! Die Ei·k.lärung des Herrn 
Staatssekretärs wlrd keineswegs in den Gemeindepar
lamenten und bei den Bürgermeistern eine Beruhigung 
schaffen. Er hat hlet· das Problem wohl angeschnitt1m 
und iiesagt, den Gemeinden könne man nur dann helfen, 
wenn man die An&eLegenheit auf die höhere Ebene ver
schöbe. Aber ich frage Sie, welcher Bürgermeister ist 
in der Laie. Einsicht zu nehmen in das Straßenbau
schaffen der höheren Ebene unseres Landes und un
serer Landesregierung? 

Die Vorarbeiten zu dem Etat !Ur das Jahr 1952 haben 
uns keineswegs ermutigt, mit Ruhe und Gelassenheit 
den Bürgermeistern zu sagen: es ist alles in bester But
ter, und daa, was das Land zu leisten vermaa, leistet es, 
und es geschieht nach einer guten Ordnung und nach 
einem System. 

Soeben hat der Herr Staatssekretär zum ersten Mal -
nachdem natürlich der Etat schon abgeschlossen ist -
einige Eröffnungen gemacht über eine mögliche Syste
matik oder die Grundsätze des Straßenbaues nach einem 
kommenden Landesstraßengesetz. Wer aber die Be
handlung der Bereitstellung von Mitteln filt den Stra
ßenbau bei den Etatberatungen kennt, der wird sagen: 
Ja, hinterher kommt der Herl" Staatssekretär! Warum 
hat er das riiclit vorher gesagt und diese Gesichtspunkte 
vorgetragen? Denn in einer Sitzung des Wirtscha!ts
undtW'iederaufbauausschusses hat selbst ein Regierungs
vertreter 'gesagt: „Wir geben uns die grBOte Mühe, um 
Mittel zu erhalten, aber wir können nichts ändern, 
wenn die Landesregierung in ihrem Etat nichts unter
bringt. Wir sind daher auf die Unterstützung der Ab
geordneten angewiesen.'~ - So ist doch die Situation ge
wesen. Landtagsabgeordnete mußten in dieser Sitzung 
erklären: „Es hat ja alles keinen Zweck". Ein Kollege 
des Landtages erklärte nach den Darlegungen der Her
ren von der Straßenbauvei:waltung: „Mit Flickwerk 
kann man au! die Dauer keinen ordentlichen Straßenbau 
betr·eiben". Ich schlage vor, daß wir eine Denkschrift 
ilber den Straßenbau bekommen! -

Inzwischen hat die Landesregierung so etwas ver
sucht und einen allgemeinen Wunschzettel Ubcr 67 Mil
l!onen DM herausgegeben. Wenn Sie einmal draußen 
bei den BUrgermeistern oder in den Gemeinden tragen: 
Kennen Sie den Wunschzettel? - dann werden die be
treffenden Herren sagen: Davon wissen wir ja über
haupt nichts. Wir wissen ja gar nicht, daß das unsere 
Gemeinde oder das Land anbelangt. - Es ist bei einem 
Wunschzettel von 67 Millionen DM geblieben. 

Die Ausführungen des Herrn Staatssekretärs haben 
uns keineswegs davon übe'rzeugt, daß man nun dazu 
übergeht, landesplanerisch eine systematische Arbeit zu 
leisten; denn jeder Landkreis weiß, daß er erst im 
nächsten Jahr drankommt, weil dieses Projekt auf län
gere Sicht von einer höheren Ebene in Angriff ge
nommen wird. Die Gemeinden sehen sich außerstande, 
die Mittel aufzubl"ingen. Es mögen auch einige faule 
Gemeinden dabei sein, aber im großen und ganzen dür
fen wir sagen, die Gemeinden, die nicht zum G renzland 
oder zur Roten Zone gehören, haben !ür sich soviel zu 
tun, daß sie auf weite Sicht zunächst einmal den Nach
holbedarf aufholen müssen und dann erst zum Straßen
neubau übergehen können, wenn sie einigermaßen ge
sicherte Finanzen haben. 

Das Problem der Gemeindefinanzen, des Finanzaus
gleichs, einer weitsichtigen Straßenbauplanung ist ja bei 
uns nicht gelöst, und solange wird es bei den Gemein
den nicht ruhig werden. Aber es wäre hier zu !ol'dern, 
daß die Landesregierung nun endlich unserer Forde
rung nachkommt und einen systematischen Plan über 
die möglichen Straßenbauten herausgibt, damit man den 
Gemeinden sagen kann: ihr werdet wegen dieses Baues 
irgendwie so oder so früher oder später entlastet sein. 
Die Leute draußen im Lande sollen das Gefühl haben, 
bei der Landesregierung geschieht dies nach einem 
wohlüberlegten Plan. Wenn man aber nur dieser oder 
jener Gemeinde einen Zuschuß oder eine Subventionie
rung gibt, dann haben die anderen Gemeindeväter den 
Gedanken: wlr sind dort oben nicht gut angeschrieben, 
wir müssen irgendwie dafür sorgen, daß wir besser an
geschrieben werden. Es muß verhütet werden, daß der 
Straßenbau in das Netz solcher Interessen kommt die 
nichts mehr mit dem Straßenbau zu tun haben; denn 
sonst werden diese Dinge nach irgendwelchen persön
lichen oder politl.schen Gesichtspunkten gelöst, wodurch 
keine allgemeine Zufriedenheit im Lande hervorgerufen 
werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vl.zeprllsldent Bögler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schlick von der 
CDU. 

Abg. Schlick: 

Meine Damen und Herren! Das Kapitel Straßenbau 
ist auch in seinem derzeitigen Stand nicht befriedigend 
für unser Land. Das wissen wir. Insbesondere die Her
ren des Wirtschafts- und Wiederaufbauausschusses und 
auch die des Haushalts- und Finanzausschu~ses kennen 
die häufigen Beratungen, in denen wir uns darüber den 
Kopf zerbrochen haben, wie wir das uns zur Verfügung 
stehende Geld am zweckmäßigsten und vor allen Din
gen dort anwenden, wo es am notwendigsten ist. 

Ich habe volles Verständnis dafür, wenn unsere Ab
geordneten eben aus der Sicht Ihres Kreises heraus 
diese oder jene Kritik zu üben haben, weil sie vielleicht 
der Meinung sind, da oder dort hätte mehr getan wer
den können, und daher mit einem scheelen Auge au! 
einen Nachbarkreis sehen, wo v ielleicht mehr geschehen 
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ist, als man für gerechtfertigt hält. Aber ich glaube, wir 
können doch dem Grundgedanken, den der Herr Staats
sekretär Dr. Steinlein zum Ausdruck gebracht hat, nicht 
widersprechen, daß wir nämlich auch auf diesem Ge
biete eine Hangordnung der Werte haben mü:::sen. 

Bei allem Verständnis für die Nöte der Gemeinden 
und Kreise müssen wir doch sagen, daß bei rund 17 000 
Verkehrsunfällen im Lande Rheinland-Pfalz, wovon 
500 tödlich ;;111~eine<>n, unsere Hauptverkehrsstrnßen -
nuf denen diese Unfälle fast zu hundert Prm~ent passie
ren-. unbedingt den Vorrang haben müssen. 

(Zuruf von der SPD: Und <ler Bund?) 

- Es ist sdb~tverständlich. daß der Bund für seine Stra
ßen auch 11ufkommen muß. Wenn der Bund fü1· die~e 
Straßen nicht diP Millionen aufzubringen hätte. dann 
hätten jedenfalls die Länder und die Gemeinden aus 
diesen Mitt.Pln Gelde„ bPkomrn„n. die ihnen aber so 
niC'ht zu1· Verfügung gestellt wetvien können. 

Meine Damen und Herren! kh war· außcrorclentlkh 
überrascht, von HPrrn Dr. Stli'inlPin zu hören. daß nicht 
nur da~ volle Aufkommen de!'" Kraftfahr:i:eugi-teuer für 
die Str aßcnerne ueru ng verwendet wird, sondern da rii ber 
hinaus 50 v. H. zusätzliche Mittel allein vom Land, also 
insgesamt 93 Millionen, für den Straßenbau bisher ver
wendet worden sin<l, und zwar nur für Landes- und 
Gemeindesh'aßen. Daß ist eine ganz beachtenswerte 
Zahl. \lfrnn wir berücksichtigen. daß wir in unl'lerem 
Lande seit 1945 rund 600 Brücken erneuert haben; daß 
wir etwa 80 Millionen aufbringen mußten, um unsere 
Hauptwasscr~traßen wieder in Ordnung zu bringen, 
nämlich unsere 8<'hiffe aus dem Rhein zu heben. damit 
wieder ein geregelter Verkehr stattfinden kann, dann 
glaube ich, kommen wir im g.-samten doch zu Summro. 
<liE' <ler M<?inung unseres Herrn Kollegen Ko'lnfl'( wlder
ioprechen, daß wir nämlich m unserem Etat keine echten 
Leislungen aufzuweisen hiH.ten. Wenn das keine .,echten 
Leistungen·• s ind. dann weiß ich nicht, wo man noch 
echte Leistungen vollbringen i::oll ! 

(Sehr richÜg! bei der CDU. - Abg Hertel: Man kann 
nicht immer von der Vergangenheit zehren!) 

- Herr Kollege Hertel! Ich glaube, man kann vom Jahre 
1945 bis heute nicht von der Vergangenheit sprechen: 
denn die Zerstörungen, die wir als Grenzland über uns 
ergehen lassen mußten. leben noch allzu sehr in der Er
innerung unseres Volkes. 

Es ist auch nicht s o - wie der Herr Kollege Kuhn 
sagte -, daß man hinausgehen und den Bürgermeistern 
sagen kann: Meine Herren, mit dem Straßenbau ist 
alles in bester Butter! Selb~tverständ!ich nicht! Es ist 
aber auch allerdings nicht so - wie der Herr Kollege 
König sagte -, <laß unsere Straßen in einem Zustand 
seien. daß nur noch durch ein Markierungs:>:Pichen 7.U 

e1·kt•nnen sei, daß sich hier ehemals eine Straße befun
den habe. Das ist eine schiefe Darstellung, Herr Kollege 
König. 

(Zuruf von der SPD: Teilweise! - Abg. Völker: 
Die gibt es auch!) 

- Sie könn4>n Eim>:i:'lhf'iten oder ganz geringe Ausnah
men hier nicht als Beispiele demonstrieren, um damit 
der Bevölkerung ein völlig falsd1es Bild VOf7.ll7.aub<:'rn. 

kh hatte gestern abend - es ist noch nicht 24 Stunden 
her - ein kleines Erlebnis, das eigentlich sehr gut zu 
un~er<:>m Thema paßt. In meinem Kreis werden zur Zeit 
Straßenbauarbeiten durchgeführt.. Gestern abend sagte 
mir ein Bauer ein<'<: kleinen Dorfes : seit 1894 läuft über 
diese Straße erstmals wieder eine Dampfwalze. - Das 
sind 57 Jahre h er! Diese Straße ist also im Kabierreich 
entstanden, 

(Abg. Vnlkt>r: 1<:~ knmmt darauf an, 
wie sie benutzt wird:) 

sie hat die Weimarer Republik überstanden. - Heer 
Kollege Völ'ker, die Straße war in einem sehr schlech-

i ten zustand, aber wir mUssen mit Dankbarkeit kon-'' I "!l'fä'U~~lffi';' a'.ä'l!'di!iSl"ili'irrt~t a1s besonders arm h i11g„~l.Pllte 
Land es erstmalig nach 57 JahrE'n f(•1·tighringt, wenig
iz:tens diese Straße wieder in Ordnung 711 l'et?:en, obwohl . 

i iile hc-Lite nicnt in' einem viel s('hlt:>d11Nen 7.ustand ist, 
wfe ~ie ~·n vor 7.ehn .T11hrf'n wa•„ 

(Bravo-Huf„ bei der CDU.} 

WE'nn ich diese Tatsache h\er feststf'lli:' -

(Lebhait~ Unruhe. - Widerspruch bei der SPD. -
Abg.yö!~er: Ein Beweis, daß nicht richtig geplant 
„ .. „ ;;.vii:d! ;::: Anhaltende Unn,lhe. - Glocke des 

Präsidenten.) 
,, .. 

Vizepräsident Bögler: 

Ich bitte, dt-n Redner au!-'sprechen zu lassen! 

Abg. Sehliek (fortfahrend): 

Mein lieber Herr Kollege Völker! Sie können unsen•t· 
hentigen Re~ierung keine Schuld zusehieben, wenn etwa 
im Zweiten oder Ddt.ten ReiC'h die Straße nidi.t in den 
Erneuerungsplan aufgenommen worden ist. Das können 
Sie doch der heutigen Rcloliel'ung nicht zum Vorwurf 
machen! Ich nehme <1.ber gerade diesen Grund zum An
laß, der Landesregierung und insbesondere auch dem 
Verkehrsministerium ~owie allE"n Mitarbeitern den 
Dank des Volkes auszusprechen, daß endlich einmal mit 
'Energie und' Ausdauer· an die Verbesserung unserer 
Straßen hcTangegangen wird. 

(L.::1bhaft~r Beifall bei den Regierur1gsparteien.) 

Vtzept"l5tde1'lt B3gter: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel. 

Abg. Hertel: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herrenl Ich habe 

an die Vertreter der Regierung und der Regierungs
parteien die herzliche Bitte zu richten: Wenn die Sozial
demokratie im Rahmen cine::i Antrages oder ei.ner Gro
ßen Anfrage auf gewisse, im J;..aufe der Entwicklung 
sichtbar gewordene Notstände hinweist, dann möchte 
man nicht gleich nervös oder empfindlich werden oder 
sich verletzt und in seiner Verantwortung angesprochen 
.lühlen. Alles, was im Lande besteht, das haben wir ge
meinsam ~u ve1·atliwu1·ttm! 

Deshalb war es im Anschluß an die vor einiger Zeit 
in Trier sU\ttg-efundene Tai;inng, bei der offizielle Ver
treter - die alle zur CDU zählen - sich ihr Herz leicht 
gema1.:ht haben, durchaus angebra<..:ht und berechtigt, 
daß Wlser Abgeordneter, der Amtsbürgermeister Hans 
König, von dieser Stelle aus d<?n Sorgen und Nöten Aus
druck gab. 

Wenn der Herr Kollege Schlick soeben darauf hin
gewiesen hat, daß in semem WahlkreiR der Zustand der 
Straßen gut i~t, 

(Abg. Schlick: Habe ich nicht gesagt!} 

dann hat er GWck:. Vermutlich ist das ein vereinzelter 
F<ill. Andere Abgeordnete sind mit ihrem Wirken und 
ihren Sorgen wenlv.;er glüC'klic-h durchgedrungen. Dort 
liegen nämlich Zustände vor, die niemand mit ruhigem 
G~wissen weiterhin verantworten !-rnnn. 
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Der Herr Staatssekretär Dr. Steinlein hat mit einer 
Gewandtheit, die ihm alle Ehre macht, das Haus zu 
überzeuien versucht, daß wir noch viel mehr, als die 
Kraft!ahrzeugsteuer einbringt, .für die Straßen aufge
wendet haben. Der Hen Kollege Schlick hat aber auch 
herausgestellt, was alles zu beheben war und über die 
normale Unterhaltung der bestehenden Straßen hinaus
ctng. Selbstverständllch kann die anfallende Kraftfahr
zeugsteuer 'hiebt dazu dienen, die durch Katastrophen 
hervorgerufenen außerordentlichen Schäden an unseren 
Landstraßen zu beheben und zu gleicher Zelt noch eine 
normale Unterhaltung sicherzustellen. 

Ich war drei Wochen Im gelobten Land Bayern und 
habe dort festgestellt, daß dieses Land von den1, was 
unser Land so schwer belastet und unsere Straße so 
zerstört, völlig .verschont bleibt. Deswegen bitten wir, 
daß die zuständigen Referenten der Landesregierung -
vor allem der Herr Ministerpräsident selbst - die außer
ordentlichen Schäden, d ie In unserem Land durch die 
starke Belegung mit Mllitär entstehen, als Ausgangs
punkt nehmen, um beim Bund im Rahmen einer Son
derbeihilfe für die Wiederinstandsetzung der Straßen 
unseres Landes das Notwendige zu veranlassen. 

Wenn !m Rahmen der Besprechung der An.trage der 
SPD heute die verschiedenen Vertreter sich tem~ra
mentvoll zu den Nöten geäußert haben, dann sind wir 
alle einig, 

0

daß die Panzer, die jetzt über die durch d ie 
Hitze aufgeweichten Straßen rollen, in der Regel d ie 
Hälfte der ganzen Teermakadamdecke an den Ketten 
und Rädern hängen haben. · 

Das ist ein Zustand, der in anderen Bundesstaatslän
dern keineswegs in Erscheinung tr itt, weil dor t weder 
Militär noch Panzer vorhanden sind. 

Deswegen glaube ich, d~m Hause empfehlen zu dür
fen, als Ergebnis und Extrakt der Großen Anfrage der 
SPD einmütig seinen Willen zu bekunden, daß die au
ßer gewöhnliche Beanspruchung der Straßen unseres 
Landes mit Hinweis au! die bedauerlichen Flnanzver
häl tnisse unseres Landes nur mit Hilfe des Bundes be
hoben werden können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vll:eprlsldent Bijgler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Motz von der 
FDP. 

Abg. Motz : 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 

fast bedauerlich, daß bei Kleinen oder Großen Anfra 
gen eine derar tige Disk ussion hier in dem Hohen Hause 
vor sich gehen soll und muß bei Dingen, die es wlrk-

· lich nicht wert sind, daß man groß darüber spricht. 

(Protesti·ufe bei der SPD.} 

- Bitte sehr, meine Damen und Herren! Wir sind alle 
zum größten Tell Kommunalpolitiker. Wir wissen alle 
ganz genau, daß wir jährlich in unseren Etats die Auf
stellung ilber den Straßenbau h aben. Und der Straßen
bau muß ·dann immer wieder überall zurilcktreten, 
wenn besondere For derun,gen an die Kreise oder an 
die Städte herantreten. Wir stellen doch immer fest, 
und wissen ganz genau, daß wir mlt den Mitteln, die 
uns zur Verfügung stehen, einfach haushalten müssen. 
Und wenn hier der Herr Staatssekretär feststellt, daß 
!Ur die übergroßen Schäden, die wir In Rheiniand
P!alz hatten, weit über den Eingang und über die Er
trägnisse der Kraftfahrzeu~steuer aus Staatsmitteln, 
aus Steuergeldern, hier noch mehr getan wurde, dann 

muß man das voll und ganz unterstreichen. Meine Da
men und Herren! Ich habe kürzlich Gelegenheit ge
habt, über 2000 km auch durch gelobtere Länder - wie 
mein Kollege Hertel gesagt hat - zu fahren, und ich 
kann Ihnen versichern, daß die Straßen bei uns nicht 
schlechter sind als anderswo. Ich bin durch den Süd-· 
weststaat gefahren, der ein Staat mit Über schüssen ist, 
und ich mußte dort feststellen, daß dort genau so 
schlechte Straßen sind wie bei un!r. Und ich habe es 
bedauert, daß ausgeredmet In dieser Gegend hier auf 
der westlichen Seite links des Rheines durch das Mi
litär und dur ch die Panzer unsere Straßen derart zu
schanden gefahren werden. Ich sehe das, und der Hen 
Kollege hat es ja auch bestätigt. Das ist ja die Haupt
ursache, und wir können uns hier gegen d ie Landes
regierung nicht in Vorwürfen ergehen, sondern wir 
müssen einstimmig, d. h. sämtliche dre i Parteien müs
sen die Landesregierung unterstützen bei ihrer Forde
rung, daß die Bundesregierung im Rahmen der Kriegs
folgelasten für den Straßenbau mehr tut ;i!s bis dalo. 
Wir haben ja erlebt, daß bei Sembach die Kaiserstraße 
einmal umgelegt wurde; sie war kau m umgelegt , da 
mußte sie wieder weiter umgelegt werden. Wir stehen 
heute wieder vor der Tatsache, daß uns eine Straße 
II. Ordnung in unserem Kreis Kaiserslautern v iel Sorge 
macht, daß wir einen Betrag von so und so viel h un
derttausend' Mark von seiten des Bundes als Darlehen 
zur Verfügung gestellt bekommen. Wir wissen nicht, ob 
wir diese Straße bauen sollen, weil nämlich davon ge
redet wird, daß der Flugplatz in Landstuhl eine Er
weiterung erfahr en soll und damit dieses Geld w ieder 
hinausgeworfen wUrde. Aber ich bitte Sie Inbrünstig. 
meine Damen und' Herren, daß in diesen uns alle be
rührenden Fragen hier nicht eine derartige Kontro
verse geführt wird, sondern daß wir alle bc mUh t sind , 
einstimmig und einhellig uns hinter die Landesregie
nmg zu stellen, um zu versuchen, das Beste heraus
zuholen, was nur herauszuholen ist. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei den 
Regierunesparte len.) 

Vh:eprlsident Bögler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete König von der 
SPD. 

Abg. König: 

Meine .Damen und Herren! So inbrünstig auch der 
Herr Kollege Motz gebeten hat, Einmütigkeit hier im 
Hause herzustellen, so inbrünstig ist mir die Demo
kratie etwas wert und das parlame ntarische Leben. 
Und ich meine, daß deshalb, genau wie es der Herr 
Kollege Hertel hier schon herausgestellt hat, eine 
Frage, eine Anfrage, die eine Kritik darstellt, e ine 
Debatte notwendig und dringend erforderlich macht, 
was ja im übrigen die Ausführungen des Herrn Staats
sekretärs Dr. Ste inleL."1 bc·~..-iesen haben. Das, ... vas der 
Herr Staatssekretär Dr. Steinlein ausführte, hat doch 
meines Erachtens ganz deutlich bewiesen, wie notwen
dig es war, zu diesem Punkt zu sprechen, zu dem 
nunmehr noch mehr zu sagen ist. 

Itjl habe meine Begründung äußerst kurz gehalten, 
weil ich davon überzeugt war, daß in diesem Haus je
der, wie er hier sitzt, der Auffassung ist, daß das, was 
bereits gedruckt ist in der Großen Anfrage Il/330, eine 
Einmütigkeit tlnden muß, die deshalb auch nur eine 
kurze Begründung zu erfahren brauchte. Wenn Sie von 
der Schärfe sprechen, Herr Kollege Motz - e in Kollege 
aus der CDU riet: der Ton macht die Musik! -, so f;>t 
es ntcht der r ichtige Ton , wenn man dem, der schon 
bettelarm ist - und das ist ein Großteil unserer G<!-

"' '• , 1i , , oUJll • , , . l ! 1 , „.: ,; ,~,„ „ .. ·••J;, .·.::1::t!:.tl. 
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meinden -, Faulheit vorwirft, wie es der Herr Staats
sekretär Dr. Steinlein getan hat. Man soll nicht so 
weit gehen, daß man drei Tage vor der . Landesver
sammlung des Gemeindetags als Landesregierung, die 
ja doch von diesem Haus hier bestimmt und gestellt 
wird, einem ganzen GemeindP.tag vorwirft, ihr seid zu 
faul. Ich für meinen Teil wage nicht, mit dieser Be-

. merkung dorthin zu kommtln, ohne dem hier auch 
widersprochen zu haben. Ich wage es nicht, nach dort 
zu gehen und zu sagen, unter Ihnen ist ein großer Teil. 
der ist nach der Auffassung der Landesregierung zu 
faul, weil Ihr Eure Straßen nicht in der Fronde 
macht. Was ist denn Fronde, meine Damen und Her
ren? Es ist doch eine zusätzliche Leistung der Ge
meindebürger, die heute schon intensivst beansprucht 
werden in allen kleinen Gemeinden. Der Straßenbau 
für den überörtlichen Verkehr aber läßt sich zu keiner 
Zeit in der Fronde erledigen, der erfordert Millionen
Summen im Gebiet des ganzen Landes und verlangt 
Tausende an Materialkosten in jeder Gemeinde. 

Doch nunmehr zu den Zahlen zurück. ' Der Herr 
Staatssekretär hat es geschickt verstanden, bei 1951 auf
zuhören, und ich habe angefangen in meiner Begrün
dung bei 1952, meine Damen und Herren. 

(Abg. Claus: Das ist verständlich! 
- Weiterer Zuruf.) 

- Selbstverständlich ist das auch richtig, fürs Gewe-
sene wird .nicht allzuviel gegeben, mich interessiert 
allein die Gegenwart und die Zukunft. Und Sie selbst 
haben doch herausgestellt, daß ab sofort unsere Lan
desfinanzen gesund sind, so daß man sich aber auch 
damit beschäftigen darf. Wir haben unter Einschluß 
des Verwaltungsaufwandes für den Straßenbau - alles 
zusammen genommen, Gemeindestraßen, Straßen II. 
Ordnung untl 1. Ordnung - im Haushaltsplan etwa 25 
Millionen vorgesehen, und da bin ich schon großzügig 
und addiere 3 Millionen hinzu, die als außerordentliche 
Mittel im außerordentlichen Plan als Kreditmittel für 
den Straßenbau aufgenommen werden sollen. Wie man 
sagt, sind ja diese 3 Millionen gar nicht hundertprozen
tig zu beschaffen gewesen, obwohl damals das Finanz
ministerium festgestellt hat, sie ständen bereits hun
dertprozentig zur Verfügung. Aber selbst mit diesen 3 
Millionen haben wir rund 25 Millionen im Haushalt, 
und das Steueraufkommen aus der Kraftverkehrssteuer 
beträgt 28 Millionen, das sind 3 Millionen mehr. 

(Zuruf des Staatssekretär Dr. Steinlein! - Weitere 
Zurufe.) 

- Herr Staatssekretär, was meinen Sie, wie glücklich die 
Kreise und Gemeinden wären, wenn Sie wenigstens 
diese 3 Millionen nicht für den Verwaltungsaufwand 
verwendet hätten, sondern für die echten Leistungen 
mit den Straßen der Kreise. Herr Kollege Schlick, hier 
haben Sie Leistungen, von denen Sie meinten, sie 
wären da. Sie sind zu wenig da, wie Sie sehen, und das 
Beispiel beweist ja auch, daß Sie sie noch nicht mal 
erfüllen können mit dem, was eigentlich doch nur den 
Straßen dienen soll, und zwar mit der Kraftverkehrs
steuer. 

(Abg. Schlick: Wir sind uns schon näher gekommen, 
Herr Kollege König!) 

- Ich habe mir anraten lassen, auf Zwischenrufe· nur 
dann noch einzugehen, wenn sie gut sind. 

Etwas anderes, meine Damen und Herren, was auch 
noch gesagt werden muß. Sie sagten, Herr Kollege 
Schlick, die schlechten Straßen seien Ausnahmen. Wir 
haben im Kreis Bernkastel Straßen - in einem Kreise 
·also, der kaum Kriegszerstörungen gehabt hat-, Kreis-

straßen, die polizeilich gesperrt sind, weil sie nicht mehr 
befahrbar sind. Und doch wendet dieser Kreis etwa 
340 000 DM für den Straßenbau auf, wovon ganze 65 000 
DM das Land im Zuge des Finanzausgleichs gibt. Der 
Rest sind die Mittel des Kreises. Der Kreis, .obwohl nicht 
kriegszerstört, brauchte rund 6 Millionen, um die Kreis
straßen wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu 
versetzen. Ja, meinen Sie denn, daß ein solches Zahlen
bild nicht berechtigt, einmal Kritik zu üben und die 
Frage zu stellen, die wir vor wenigen Minuten - der 
Herr Kollege Motz hat es auch getan - ja aucb an die 
Bonner Adresse gerichtet haben? 

Wir haben. vor kurzem in der Staats-Zeitung vom 
Herrn Ministerpräsidenten gelesen, daß er feststellt, 
daß seine Forderungen, die er an die Adresse des Herrn 
Bundesfinanzministers richtet, geflissentlich übersehen 
werden. Ja, meinen Sie denn unbedingt, daß wir die
ses Verfahren nach unten fortsetzen müssen und nun
mehr auc~ hier erwirken wollen, daß der Herr Staats
sekretär alles geflissentliclt übersieht? 

(Beifall bei der SPD.) 

Daß in Bonn schon längst einsam regiert wird, ist uns 
bekannt. Soll das unbedingt in Rheinland-Pfalz fort
gesetzt ·werden? Wollen wir ein Kaffeekränzchen auf
machen und keine Feststellungen mehr treffen die er
forderlich sind? Herr Kollege Motz, ich mei~e, man 
sollte es nicht so weit treiben, daß man von "der Oppo
sition verlangt, sie soll nur nicken und lächeln. 

Wir haben einen Auftrag, und dieser Auftrag wird 
uns am kommenden Freitag wiederum sehr deutlich 
gegeben werden. Und seien Sie gewiß, daß niemand 
von Ihnen in Bingen am kommenden Freitag bestehen 
kann, wenn er sich dort hinstellt und den Standpunkt 
vertritt: Es ist alles in Ordnung, ihr seit zum Teil nur 
zu faul! 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident Altmeler: 

Meine Damen und Herren! Ich darf als Verkehrs
minister zu der Debatte noch einige Bemerkungen 
machen. Ich glaube feststellen zu müssen, daß bei der 
Großen Anfrage Ausgang:.punkt die Feststellung war, 
daß die Mittel, die aus d er Kraftverkehrssteuer ein
gehen, auch für die Zwecke des Straßenbaues ver
wandt werden sollen. Insofern war infolgedessen fest
zustellen - und diese Feststellung war erforderlich, 
weil auch die Gemeindeverbände immer wieder das
selbe sagen -, daß wir im Laufe der vergangenen 
Jahre weit mehr für den Straßenbau ausgegeben haben, 
als aus der Kraftverkehrssteuer in diesen Jahren ein
gegangen ist. Diese Feststellung, meine Damen und 
Herren, ist sehr wichtig. Zum zweiten wäre es für 
mich sehr einfach, meine Damen und Herren, hier zu 
sagen, daß das Verkehrsministerium seit .Jahr und 
Tag - nicht erst im Etat 1952, sondern auch 1948, 1949, 
1950 und 1951 - bei seinen Etatanforderungen jeweils 
weit mehr eingesetzt hat, als ihm dann nachher, wenn 
die Etatansätze durch die Mühle des Finanzministe
riums und des Hohen Hauses gegangen waren, be
willigt wurden. 

-(Abg. Hertel: Des Ministerrates!) 

- Wir erlebten in jeaem Jahre, lieber Herr Kollege 
Hertel, wenn wir im Verkehrsministerium unseren 
Etat aufstellten und dann zum Herrn Finanzminister 
gingen, daß zunächst einmal ein großer Batzen ge
strichen worden ist. Darijber mache ich keinen Vor
wurf, denn der Etat mußte ja schließlich so gestaltet 
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werden, daß die Beträge auch tatsächlich da waren. 
Es muß eben immer wieder unterstrichen werden: Es 
geht nicht auf einmal, es kann nur sukzessive vorge
gangen werden. Bei diesem sukzessiven Wiederaufbau 
unserer Straßen kann man nicht in der Welse ver-

„ fahren, daß man jedem „etwas" gibt; dann kann 
nämlich keiner etwas bauen, sondern es ist notwendig, 
daß eine Rangoronung aufgestellt wird, und daß nach 
dieser Rangordnung Jahr für Jahr so verfahren wird, 
wie wir es taten. Ich kann hierbei nur das unterstrei
chen, was der Herr Kollege Motz eben gesagt hat. 
Wenn man durch das deutsche Land fährt, durch 
unser Land und durch andere Länder, dann darf man 
feststellen, daß bei uns die Straßen nicht schlechter 
sind ais anderswo auch. Daraus ergibt sich die Tat
sache, daß gerade unser Land, das durch den Krieg 
an seinen Straßen weit mehr gelitten hat als andere 
Länder, besonders hohe finanzielle Mittel im Laufe 
der vergangenen Jahre aufwendete, um die Straßen 
wieder in den Zustand zu bringen, wie sie heute sind. 
Wir haben alle Veranlassung - Regierung und Land-
tag -, diese Tatsache festzustellen. ' 

Ich habe die Ausführungen des Herrn Kollegen Her
tel sympathisch empfUnden, bin aber der Meinung, daß 
sich hler gewisse Disharmonien gegenüber P.en Aus
führungen des Herrn Kollegen Kutm ergaben. Der 
Herl' Kollege Kuho hat nämlich von dem „Wunsch
r.ettel" gesprochen, den wir Rufgestellt hätten mit 67 
Millionen DM. Der Herr Kollege Hertel hat gesagt, 
wir müßten mit dem Bund verhandeln, damit er uns 
für unsere besonderen Aufgaben mehr gibt als den 
anderen Ländern, die nicht so sehr durch den Krieg 
gelitten haben, Was anders, meine Damen und Her
ren, ist denn dleser aufgestellte „Wunschzettel~ , der 
nicht ins Blaue hinein einfach eine Liste von einigen 
hundert rv!illionen au!stellt, die r.üan nienJ.als ex·relchtt 
sondern der in einem Zwei-Jahres-Programm die 
wichtigsten Straßen im Gesamtwert von 67 Millionen 
DM herausgegriffen hat„ um mit diesem „Wunschzet
tel", nämlkh mit diesem Zwei-.Tahres-Plan, wenn ich 
einmal so sagen soll, beim Bund zu erreichen, daß er 
uns, meine Damen und Herren, hilft, diese 67 Mil
lionen DM zu finanzieren. Wenn das geschähe - und 
ich darf Ihnen versichern, daß die Verhandlungen, die 
dart.iber geführt werden, noch im Gange sind und 
daß sie auch fortgesetzt werden -, dann wären wir in 
der Lage, Im Laufe der nächsten zwei Jahre das 
wiederherzustellen, was zeitlich - auch im Hinblick 
auf Material und Arbeltskräfte - geschl'hen kann. Und 
es würde ein solche1· Plan zugleich bedeuten, daß wir 
bestimmte Widschaftszweige unseres Landes - ich 
denke hier z. B. an die noch lange nicht ausgenutzte 
Stelnlndustrie des oberen Wcsterwaldes - vorwärts 
treiben könnten. Durch eine solche Hilfe des Bundes 
könnten wir also auch wirtschaftlich tätig werden 
und dieser Plan könnte seine Verwirklichung finden. 

Ich · darf das Eohe Hni.15 nur bitten; unsere diesbe
z(.lglichen Bemühungen nachdrüdtlich zu unterstützen. 
Selbstverständlich, meine Damen und Herren, hatte 
ich Veranlassung - und das beweist unsere Objektivi
tät - in meiner Rede vor dem Verkehrsverband der 
Industrie- und Handelskammern in der vorigen Woche 
in aller Öffentlichkeit zu unterstreichen, daß der Bun
desfinanzminister uns nach unserer Auffassung nicht 
diejenige Unterstützung bisher z.uteil werden ließ, die 
wir vom Bund erwarteten. Ich habe das in aller 
Öffentlichkeit t;>etont, ich wiederhole es an dieser 
Stelle und ich bin dem Hohen Hause sehr dankbar, 
wenn es unsere Bemühungen so nachdrücklich unter
stützt, daß wir schließlich und zuletzt bei der Bundes
regierung bzw. beim Bundesfinanzminlster eine Hilfe 
erhalten. · 

Das gleiche gilt für die Schäden, die an unseren 
Straßen dadurch eintreten, daß Panzer dari.lber rol
len, wie überhaupt das ganze Geschehen auf dem Ge
biete des Kasernenbaues und der Flugplatzanlagen 
uns vor neue große Schwierigkeiten stellt, und zwar 
nicht nur dadurch, daß die Straßen beschädigt werden, 
sondern vor allem auch dadurch, daß mehrere Straßen 
bekanntlich völlig abgeschnitten worden sind, wobei 
der Bund bisher leider noch den Standpunkt vertritt, 
daß er, soweit es sich bei solchen ausgefallenen oder 
abgeschnittenen Straßen um Landesstraßen handelt, 
eine gesetzliche Verpflichtung für die Wiederherstel
lung oder für den Bau von Umgehungsstraßen nicht 
habe. Unsere Bemühungen, meine Dame11 und Herren, 
gehen seit Monaten darauf hinaus, die Verpfiichtung 
des Bundes anerkannt zu sehen, weil es sich eben um 
Besatzungsfolgelasten handelt, die er infolgedessen 
übernehmen muß. Wenn das Hohe Hau~ diese unsere 
seit Monaten im Gange befindlichen Bemühungen 
unterstützt, dann bin ich auch dafür dankbar, Im 
übrigen, meine Damen und Herren, möchte ich noch 
einmal wiederholen, daß uns bei der Wied~rherstcl
lung zerstörter oder beschädigter Gemeindestraßen, 
Kreisstraßen und Landstraßen gar kein anderer Weg 
übrig bleibt als der, eine nach der anderen so aufzu
bauen, wie wir es auf den anderen Gebieten auch ge
tan haben. Was im Laufe von vielen Jahren und Jahr
zehnten geschaffen und dann zerstört wurde, können 
wir nicht auf ~inmal wiederherstellen, wir können es 
nur nach und nach machen im Rahmen der jährlichen 
Möglichkeiten. Und das wird, wie bisher, auch in der 
Zukunft geschehen. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der CDU.} 

Vh;epl'll.sident Bögler: 

Das Wort hat Herr Staatssekretär Dr. Steinlein. 

Staatssekretir Dr. Stefnleln: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hätte 

mich nach den Ausführungen des Herrn Ministerprä
sidenten nicht mehr an dieses Rcdnerpu]t gestellt, wenn 
ich nicht im Interesse der Objektivität und für die Vor
bereitung der Verhandlungen am näch.st€n Freitag in 
Bingen zwei Dinge klarstellen möchte. 

1. Ich habe nie den Vorwurf erhoben, eine Gemeinde 
sei faul. Das Wort "faul" ist aus meinem Munde an 
dieser Stelle nicht gefallen. 

(Sehr richtigt bei den Regierung~parteien.) 

Wohl habe ich, um der Gemeinde zu helfen, geglaubt, 
darauf hinweisen zu müssen, daß sie sich der Prak
tik bedienen solle, mit der ich bei vielen Gemeinden 
sehr große Erfolge erzielt hatte, indem kh mit den 
Gemeinden sprach, auf ihre eigene Verpfilchlung hin
wies, auf die Möglichkeit der Selbstarbeit usw. und 
dann mit einem Zuschuß ein Werk zustande brachte. 
Ich mache keiner Gemeinde den Vorwurf der „Faul
heit", sondern ich sage: wenn eine Gemeinde dlese 
zusammenhänge nicht sieht, dann ist es eben Mangel 
an Kenntnis der Zusammenhänge. Es genügt eine Be
sprechung mit der Gemeinde, um auch hier, wie in 
vielen Fällen, eine wirksame Hilfe zu scha!Cen. 

Ich bitte dringend darum, diesen Vorwurf hier 
nicht als eine Tatsache in die Verhandlungen nach 
Bingen mitnehmen zu wollen. Das würde von An
fang an die ganze ·Atmosphäre vergi(ten. Es liegt mir 
sehr daran, daß nichts vergiftet, sondern gemein
schaftlich zusammengearbeitet wird, um dieser 
schwierigen Dinge endlich einmal mit Ruhe und 
Sachlichkeit Herr z1.1 werden. Dazu gehört 
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2. daß die Za.hlen über den Etat 1952, von denen der Herr 
Abgeordnet e König ausging, einmal klargestellt wer
den. E~ ist nicht so. daß in diesem Etat 1952 die Ge
meinden zu kurz kämen. Wenn ich dle Zahlen fetzt 
verlese, werden Sie staunen , in welchem großen Um
fange gerade die G~ml"inden gegenüber dem Lande 
und den Landstraßen Berücksichtigung gefunden 
haben. Der Etat hat füt• das Land Mittel von 10 Mil
lionen DM für Landstraßen eingesetzt. Davon sind 
8 Millionen DM laufende Unterhaltungsarbeiten und 
2 Millionen DM für Wiederherstellung von Straßen. 
Die Gemeinden haben !m ordentlichen Etat 2,82 Mil
lionen DM. Titel 812 für Bauten dritter Baulastträ
ger, 51i5 000 DlVI Zusc.'hüsse an Gemeinden und son
stige, 5,6 Millionen DM für Wiederherstellung der 
<lmch die Flugpiaizanlagen notwendig gewflrdenen 
Veränderungen und 4 Millionen DM Zuschüsse lm 
außero!'dentlichen Etat für Gemeindestraßen. Wenn 
ich also gegenüberstelle, was das L and für seine 
Zwecke h at und den Betrag, den die Gemeinden be
kommen haben, dann wird jedem sachlichen Beobach
ter das Verhältnis und das Interesse fi.i r die Lage der 
Gemeinden vers tändlich sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteten.) 

Vizepräsident ßögler: 

Da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen, Ist die
ser Tagesordnungspunkt abgeschlossen. 

'.'{ir kommen zum Punkt 12 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes übel' den 
Wiederaufbau reblausver'Seuchter Weinbauge

biete (W'cinbergsaufbaugesetz) -
Drucksache II/337. 

Das Wort hat der Herr Landwirtschaftsminister 
Stübingcr. 

Landwirtschaftsminister Sttlbinger: 

Herr Präsident! Meine iwhr verehl'ten Damen und 
Herren! Wir behandeln in dem Landesgesetz über den 
\Vicderaufbau reblausverseuchter Weinbaugebiete ein 
Problem. das für unser Land von weittragender Be
deutung ist. 

len habe heute früh die Zeitungen :it~1dtert und da
bei auch festge ste llt, daß so bedeutende Zeitungen wie 
die „Neue Zeitung" in München dieses unser Gesetz 
eingehend behandelt. Aus diesem Grunde möchte ich 
mir ei·lauhen, namens der Landesregierung beim Ein
bringen dieses Gesetzes einige grundsätr.liche Ausfüh
rungen zu machen. 

Nicht nur bei uns im Lande, sondern zweifellos im 
gesamten Deutschland, hat man inzwischen erkannt, 
daß der Weingenul~ und die Weinromantik nur ge
wisserm aßen eine angenehme Beigabe zu einer sehT 
e!·nst zu nehmenden wirtschaftlichen Frage des Wein
baues sind. Wohl beträgt die Rebftäche im Lande 
Rn~inland-Pfalz nur rund 4 Prozent der landwirt 
schaftlichen Nlit7.fläche, sie bringt aber Im Schnitt der 
Jahre rund 22 vom Hundert der landwirtschaftlichen 
Geldbeträge. Allein der Weinbau steht in seinem 
Netto-Produktionswert ungeCäht' gleich mit der !m 
Lande doeh n:'eht bedeutungsvollen Ernä hr1mgs- und 
Genußmittelindustrie. Er steht ebenfalls gleich mit de1· 
in unserem Lande zweifellos recht bedeutenden Leder
industrif' und mit der Indu~trie der Steine und Erden . 
Nur die Chemische Industrie hebt sich deutlicher über 
die Erträgnisse des \\'cinbaues hinaus. Andererseits 
wü·d die Maschinenindustrie, aber auch die Eisen- und 

Stahlindustrie und die Holzindusfrie des Landes sehr 
deutllch. von der Produktionslebtung des Weinbaues 
übertroffen. Rechnen wir dazu, <laß eine bcneutungs
volle Zubringerindustrie 1'l11' den außprordentlich ar
belts- und kapitnlintensivcn Weinbau PinP große Ze1hl 
von Men.c;chen beschärtigt und emiihrt, daß der Wein
handel, die Genossenscha ften, die Getränkeindustrie 
und das Gaststll.ttengewerbe sowie der größte Teil des 
Nahrungs-· und Qenu ßmittelhandels von den Ergeb
nissen des Weinbaues mit zehren oder zum mindesten 
proftt1eren, 'tfärui kann man sich wirklich nichl auf den 
Standpunkt s tellen, daß um den WPinh au 7.ll viel We
sens gemac-ht und zu viel Ge>., mt'Pi <>rhoben wird. 

Es läßt ~il'h nun einmal nicht versdt weigen, daß 
diesel' filr das Land so bedeutungsvolle W irtschafts
zw~ig' außergewöhnlichen Gefahren a11::<g<'set7.t ist , Ge
fahren, die <!fe ~rtschaftliche Existen;r, ganzer Beru!s-

I , s tilndt.> und. Volksteile in Rheinland-Pfalz bedrohen. 

Die Weltgefahr des Weinbaues, der Rebfcind Nr. 1, 
die Reblaus, bedroht auch unseren Anbnu . Die fort
schreitende Liberalis ierung und die Integritätsbestre
bungml, die im Augenblick in Westeuropa ~trieben 
werden, bedrohen ihn. nicht minder. Nur ein ober
Hächllcher BMbadlter könnte versucht sein. a uf Grund 
zeitw1;:is1Jr Konjunkturen von einem Wohlergehen deS' 
Weinfnchs 7.U sprechen. Die Zeiten d er Konjunkturen 
für den. Weinbitu sind vul'ilbc.t'. Hätten sie - die Zeiten 
der Wcink.onjunk.tur - die Möglichkdt zu einer Ratio
n ali::derung de1· Wdrwt·zt'ugung geboten, a lso zu den 
bedeutenden Investitionen, die an sich notwendig ge
wesen wiiren, dann hätten die> rf;'cht, die meinen, der 
Weinbau könnte sich selbst hellen. Aber Sie wissen ja 
alle. daß diese Konjunkturzeiten mit i>inPm nahezu 
restlosen lnvestltions~top verbunden waren, daß ins
besondere die beiden Kril:'ge n n<l <lii> Am:wirk11ngi>n 
7."Neier totaler ZusammenbrlirhP. 7.t.1 P.iner Reblausvt>r
!!ellchung geführ t haben, <lie heute als irrepar abd 7.U 

bezeichnen ist, das heißt E'S ist heute ttnmögli~h ge
worden, mit den vorhandenen direkten Bckämpfungs
mi tte ln der Gefahr He>rr 7.11 werden . Wir hatten und 
haben nur noch die Mögltchkt>il. Plnf>s h inhaltenden 
Widerstandes. Die cin:.:igc Möglirhkeit, der Gefahr zu 
begegnen. bestE-ht bekanntlich in der Umstellllng auf 
reblausfeste Untel'lagsreben. 
Di~ 'ande.re Gefahr ist nicht m inder existenzbedro

hend.. thr kann begegnet werden einmal dureh eine 
unentwegt sich entwkk('lnde lind zu fordernrle Quali
täts.<:telgerung unter 'F:l'haltun~ der typis~·hen Eigenart 
des deutschen Weines dE-r \•erschiedensten HP4'kiinft.E-. 
Mancherlei Möglichkeiten ergt>ben sich aus einer fort
schrittliche n Erzeugung und insbe~ondere aus der Ent
wicklung der 'Kellerwirtschaft. Enti!cheidend für die 
Ethaltung bzw. Herstellung de r W•>tt.bewerl>l>fähigkeit 
des deutschen Weines ist aber eine umfassende Ra tio
nalisierung des Weinbaut>s, rlie zu t>iner bed<'utenden 
Unkostensenkung füh1"en muß. Die unsere L:mdwirt
schaf1. so hammende Besitzzersplitterung findet gerade 
in uu:si:rem Weinbau eine fast untragbare Steigerung. 
Auch die Schwier igkeit en des Ge!Rndes steigern s ich 
im Weinbau in manchen Lagen bis übe r· die G renze 
des E rträglichen hina us. Voraussetzung jeglicher Riltio
nalisierung im Weinbau bilden deshalb die .Bcrc\nigung 
<ies Rebgeländes und seine Erschließung durch zweck
mäßig angelegte Weinber~swc!!:e. 

Aus dieser zweifachen Notwendigkeit der Umstellung 
und der Umlegung ergob sich der Zwang, die geset :r.
llchen Unte1·tagen für einen gangbaren W eg zu flnden, 
d er Insbesondere alle 'Finanzierungsmnglimkeiten für 
die grundlegenden, für die Existenz un~eres WPinhauPi: 
lebensentscheidenden Maßnahmen erschließt. Den An-
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stoß zur Entwicklung dieser Initiative ergab die von 
allen Beteiligten erkannte Notwendigk;eit solcher Maß-
nahmen. · 

Der vorliegende Entwur! eines Weinbergsaufuauge
setzes bildet da·s Ergebnis und die Zusammenfassung 
der von allen Betelllgten, insbesondere von den deut
schen Weinbauverbänden an mich beziehungsweise 
mein Ministerium gerichteten Anträge. Umstellung 
und Umlegung, die nach den neuesten Erkenntnissen 
in der Technik der Anlage, der Sortenwahl und Dün
gung nach einer UnterirundprU!ung (Boden-Kartie
rung) vorgenommen werden, bilden die beiden Haupt
gründe des Gesetzes. Die wesentliche Aufgabe des Ge
setzes ist jedoch die Flnanzleruni der Umstellung und 
Umleiiung. Der Wiederau!bau eines Hektars Rebl'läche 
kostet 1m Sclmltt 11\lndestens 1:1 000 DM, von den.en we
nigstens ein Drittel in Geld aufgebracht werden muß. 
Die näheren Zahlenangaben sind in der Begr<lndung 
des Gesetzes enthalten. 

Der Winzerbcitrag, den das Gesetz vorsieht, wird 
\'Om sogenannten Wirtschaftswert, das ist der beson
ders festgestellte Einheitswert der weinbaulich ge
nutzten Grundfläche, berechnet. Der Hebesatz soll je 
nach Bedarf von O bis l Prozent betragen. Der Winzer
beitrag soll nicht unmittelbar der Finanzierung der 
Umstellung dienen. sondern die Wiederaufbaukassen 
kredit!ähig machen und in der Höhe erhoben werden, 
daß die Zins- und Tilgungsverpftichtungen der Wieder
aufbaukassen sichergestellt sind. 

Dle Zeit, die uns :zu der notwendigen umfassenden 
Umstellung zur Verfügung steht, ist kurz bemessen. 
Einerseits dürfte uns die fortschreitende Liberalisie
rung unserer Außenhandelsbeziehungen nur wen!g 
Zeit lassen, Grundlegendes z1,1r Rationalisierung unse
res Weinbaues mit dem Ziele der Herstellung seiner 
Wettbewerbsfähigkeit zu unternehmen. Andererseits 
bildet die Tatsache einer umfassenden Verseuchung 
durch die Reblaus ein sehr ernstes Menetekel. Von den 
800 weinbautrelbenden Gemeinden des Landes sind 
Ende 1951 rund 400 - also die Hälfte - mehr oder 
minder reblausverseucht festgestellt worden. Der Flä
chengröße nach ist es jedoch weit mehr als die Hälfte, 
nämlich 65 Prozent. Das 1·heinhess!sche Rebland ist zu 
93 Prozent verseucht, die Pfalz etwa zu 57 Prozent und 
ungefähr gleich stark verseucht sind die Gebiete der 
oberen Mosel, Saar und Ruwer. Täglich werden neue 
~blausherde bekannt. Die zur Verfügung stehenden 
Fachkrä!te sind nicht imstande, die Herde alle und 
genau zu lokalisieren. Das erste Ziel des Gesetzes 
bildet deshalb die Umstellung von 12 000 Hektar Reb
ftäche mit einem Gesamtkostenaufwand von 180 Mil
lionen DM. Eln großer Teil dieser Gesamtkosten wird 
in Form von Hand- und Spanndienst, eigener Reb
anzucht usw. aufaebracht werden können. Ein gutes 
DI'ittel der Kosten muß jedoch an Geld aufgebracht 
·werden. Zur Aufbringung der Kosten mußte deshalb 
ein Weg gefunden werden, der auch die Winzerschaft 
!n ihrer Gesamtheit heranzieht. Je nach Bedar! wird 
dieser Beitrag in einer gewissen Höhe, die von Fall zu 
Fall zwischen 0 bis 1 Prozent des Einheitswertes 
schwankt, erhoben werden. Die Beiträge der Winzer
scha!t sind, wie schon gesagt, dazu ausersehen, die drei 
zu bildenden Wiederaufbaukassen kreditfähig zu 
machen. Es ist anzunehmen, daß die Kassen auf dem 
freien Kapitalmarkt mit Unterst<ltzung des Staates die 
notwendigen Gelder beschaffen können, wenn die Ver
~insune und Tilgung der Kredite s~chergesteilt ist. Die
ser Slcherstellunii dienen neben Landesbürgschaften, 
die der Finanzminister nach dem Weinbergsau!bau~ 
gcsetz bis zur Höhe von 10 Mlllionen DM geben dar!, 

die Beiträge der Winzer. Die Unterstilt?.ungen werden 
etwa in der Gesamtleistung von drei Beteiligten ge
tragen: ein Drittel Zuschuß des Bundes, ein Drittel 
Zuschuß des Landes und ein Drittel durch Selbstauf
kommen der Wlnzerbeiträge. Nur die eventuellen 
'Überschüsse dieser Beiträge sollen wie die Mittel der 
öffentlichen Hand unmittelbar zur Finanzierung der 
Umstellung verwendet werden. Wenn nach Ablaut 
einer Schonfrist die Rückflüsse aus den an die Aufbau
gemeinschaften gegebenen Darlehen beginnen, wird 
man daran denken dürfen, entweder die Beiträge für 
dte unmittelbare Umstellungsfinanzierung zu verwen
den und damit den Zins- und Ti~ngsdienst zu er
leichtern oder die Beitragshöhe zu senken. 

Es wird nicht einfach sein, andere gangbare Wt:ge 
zu finden, wenn wir einmal die gebotene Elle der Um
stellung und zum anderen die Qualität der zu leisten
den Arbeit, die selbstverständlich einer ständigen Pla
nung und Überwachung durch den Staat und seiner 
speziellen Organe und Einrichtungen bedarf, berück
sichtigen. Die Planung wird in enger Zusammenarbeit 
mit den Flurbereinigungsbehörden durchgeführt. Von 
fachlicher Seite aus arbeiten die Reblauskommissare, 
die Weinbauinspektoren, die Lehranstalten und nicht 
zuletzt auch die Landwirtschaftskammern mit ihren 
Elnrlchtungen mit. Sie werden vor allem dafür zu 
sorgen haben, daß die richtigen Rebsorten am. richti
gen Standort verwendet werden, daß die Neuanlagen 
dem Gedanken der Qualitätssteigerung Rechnung tra
gen und daß die festgelegten Anbaugrenzen e ingehal
ten werden. Eine intensive Betriebsberatung wird nach 
Abschluß der Arbeiten dafür zu sorgen haben, daß den 
betelligten Winzern ein Höchstmaß an Betrlebsertolg 
sicher ist. Nach den bisherigen Erfahrungen sind die 
umgelegten Betriebe - fast ausnahmslos erheblich ge
stärkt - neu erstanden. 

So ist zu hoffen, daß durch einen raschen Beginn 
der von dem Weinbergsaufbaugesetz erstrebten Maß
nahmen der größte Teil unseres Weinbaues reblaus
sicher und konkurrenzfähig wlrd und daß so mit einer 
gewissen Ruhe dem weiteren Schicksal unseres Wein
baues entgegengesehen werden kann. 

(Beifall im Hause.) 

Vlzepr&sident B6gler: 
Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat schlägt 

vor, die Vorlage dem Agrarausschuß, dem Hauptaus
schuß, dem Haushalts- und Finanzausschuß und dann 
dem Rechtsausschuß :zu Uberweisen. - Widerspruch er
hebt sich nicht. Es lst so beschlossen. 

Meine ursprüngliche Absicht, die Tagesordnung ohne 
Unterbrechung abzuwickeln, dürfte sich kaum noch 
verwirklichen lassen. Ich schlage deshalb eine Mittags
pause bis 14.15 Uhr vor, bitte aber die Mitglieder des 
Grenzlandausschusses, bereits um 14 Uhr im Hause 
anwesend zu sein, weil der Herr Vorsitzende zu einer 
kurzen Besprechung eingeladen hat. Die Sitzung ist 
unterbrochen. 

Unterbrechung der Sitzung: 13 Uhr. 

Wiederbeginn der Sit:roni: 14.22 Uhr. 

Vlzeprlsldent B3gler: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Wir kommen zum 
Punkt 13 der Tagesordnung: 

Große Anfrare der Fraktion der SPD betreffend 
Haltung der Landesreglerunr Im Bundesrat bei 

der Ber&tung des Lastenausgiefchsresetzes 
- Drucksache II/341 -



Stenographische Berichte des L;:indhges von Rhefnland-Ptal?., II Wahlperiorle 

Zur Begründung der Großen Anfrage - - - Der Herr 
Abgeordnete Völker hat das Wort. 

Abg, Völkn: 

Herr Präsident. es hat gar keinen Zweck. die Groß".' 
Anfrage zu behandeln. wenn die Lnndesregierung hier 
nicht anwe~end ist. Ich bitte, r.u veranlas~en, 'iaß der 
Herr Minü;tprpräsident gerufen wird. 

Vizepräsident Böder: 

Es wil'd veranlaßt, daß der H~rr Ministerpräsident 
erscheint. Der Abgeordnete Wilms zur Geschäftsord~ 
nung: 

Abg. Wilms: 

Ich schlage vo1·, den Punkt 14 jetzt zu behandeln. 

Vi7-cpräsident Bögler: 

Es wird vorgeschlagen, den Punkt U :rnnäch$t zu be-
handeln. Ich glaube. wir könnten so verfahren. 

Erste, zweite und dritte Beratung eines Landes
gesetzes über die Aufhebung der Preußischen 
Sparverordnung vom 12. September 1931 betref
fend die Kiirzung der Dlenstbezüge von Lehr-

pcrsont":n an ßerufäscltul('n 
- Drucksache II/338 -. 

,~lortmeldungen liegen nicht vor. Wer in erster Le
sung dem Gesetzentwurf seine .'Zustimmung geben will, 
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Die Gegen
prul.Je ! - Stimmenthaltungen! - Ich stelle die einstim
mige Annahme fe;;t. 

Wir kommen zur zweiten Lesung. kh rufe auf die 
ll~ 1, 2, :i, 4, Einleitung und Überschrift. Wortmeldun
gen liegen nicht vor, ich ~chlief:le die Besprechung. 
Wer in zweiter Ll."sung dem GeEetz ~eine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ich stelle die 
einstimmige Annahme J'est. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich eröffne die 
A ussprach<:!. \.Vortmddungen liegen nicht vor. Ich 
schlieUe die Aui-1'pnche. kh rufe auf die §§ 1, 2, 3, 4, 
Einleitun~ und Ühersc·hrift. Wer in dritter Le~ung der 
Vorlage seine Zustim mung geben will , rlPn bitte ich, 
!.ich vom Pbüze zu erhebP'l. Jcl1 danke. Die Gegen
probe! - Stimmenthaltungen! - Ich ".telle auch in drit
lPt' Lesung die einstimmige Annahme fest. 

\Vir kommen nunmi:-hr zum Punkt 13 der Tages
Ol'dnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
Haltung der Landesregierung Im Bunde<irat bei 

•der Beratung des Lastenausgleichsgesetzes -
Drucksache II.1341. 

Wil'd zur Begründung de!:" Großen Anfrage das ·worl 
crhf"l<'n? Das ii;;t nic>ht der Fall. nan!1 .erteile ich das 
'·"fort dem Herrn Ministcrpräsidenl~n zur Beantwor
t11ne <l<>r Großen Anfrage. 

Ministerprä."idcnt Altrneier: 

MPine Damen und Herren! Ich darf für die Bt>ant
wortung <iii?~Pr Großen Anfrnee zunächst auf ver
~chiedene Daten verweisen, weil diese Daten dartun. 
daß ~s i::kh im vorliel!;enden Fall um einen Gesetz
entwurf besonderen Ausmaßes handelt. Die Bundes
ref,ienmg hat den Gesetzentwurf über den Lasten
ausgleich am 29. Dezember 1950 dem Bunde~rat zu
geleitet. Der Bundesrat hatte zuvor schon, und 
zwar am 8. September 1950. einen Sonderausschuß 
eingesetzt„ der mit der Überprüfung der schon vorlie
genden Vorentwürfe beschäftigt wurde. Der Gesetz-

entwur:f wurde im Bundefrat auf dem Hinweg nach 
Artikel 76. am 19~ Janu<1r 1951 ht':'h~n<lelt. Es gab auf 
46 Druckseiten eine sehr umfangreiche Stellungnahme 
des Bundesraks, die dann an die Bunde$re<;(ierung :r.u
l'Ückging, Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf 
dann mit der Stellungnahme des BundesratPs an den 
Bundesta~ weitergeleitet, und der Bvndestag hat am 
31. Januar 1951 die erste Lesung des Gesetzes durch
geführt. Am 9. Februar benrmnte der Bundesrat Ver
treter, die an allen Aus~rhüsst>r des Bundesh1gP;; mit
wirken sollten, um dadurch die At·bdt dieses großen 
Gesetzgebungswcrkfä auch für den Bu11desrat zu er
leichte.m, 

Der Bundestag hat endlich nach 16 Monaten am Hi. 
Mai 1952 das Lastcnausglcichsgesei;-; verabs{!hiedet. Der 
Bundesrat wurde auf tlem Rück\~eg nac..~ _t\rtike! 77 
des Grundge~etzes am 6. Juni 1952 mit dem Gesetz 
erneut beschä!tigt, und er hat im Verl:mfe seiner Be
ratutigen am 6. Juni dP-n Vermittlung,;auss.~huß we
gen Abänderungswünschen in 41 Fällen angerufen. 

Diese Daten, meine Damen und Herren, sind erfor
derlich, um z.u beurteilen, wieviel Zeit und wievk~l Ver
handlungen aller in Frage kommenden I3und<:>ssteHen 
für dieses LastetJllusg!eieh~ge~dz ;:wfgewandt worden 
sind. Es handelt ~kh, wenn Sie das zusammenstellen, 
um Hunderte vnn Sitzung(•n <'lPr A11q!'.ch1'i~~ <lP;; Bun
desrates und des Bund~stage!'. Es wurden zahlreiche 
Unterausschüsse eingesetzt, denn. i<{'hliPßliC'h handelt 
es sich um einen Geseti:entwurf. rler auf 122 Druck
seit-en 400 Paragraphen umfaßt. 

Das Lastcn;iu"gl„id1~g .... sel?. wm· jahl'elang Mitt€'1-
punkt sehr vieler Verhandlungen. mündlicher und 
schriftlkhrr F.fng-ab<>n rll?r 'RPtrnffPnPn, ~n <laß wir al!'.n 
fe~tstellen miissen. daß nunmehr nact1 t6 Monaten 
dieses Ge~etzes'\l\1el'k endlich verab;;chiedet worden ist. 

Der tnhalt des Lastenau~gll'khqge-:»f.t:~' ~ i~t r-weifel
lo,;, meine Damen und Herren, nicht ht>frif'<ligenc1 . 
Aber kh glaube, es ist die Frai.;e berechtigt , ob über
haupt ein Lastenausgleichsgesetz. ein Gesetzeswerk mit 
dieser Materie und in diesem Umfang, irgendwie be
friedigend in Deutschland ausfallen kann. Ich wa.~e 
zu behaupten, daß das einfad1 nirht mnetkh i~t. 

(8ehr rkhtig! bei der CDU.) 

Es werden imme r wieder mwrledigt„ Wünsche de1· 
Geschädigten offen bleiben. Es w erden anderseits d le 
Zahlungspflkhtigen iht·e Wlin::oehl" na<'h F.nfü1 ~tung vor
tragen. Handelt es i-kh doch um ein Gesdz, um eine 
Materie, die in der gesamten Geschichte der letzten 
Jahi:-zelmte odN Jahrhunderte einmalig is t , nämlich 
den Sehaderu;au~gleich vun Millionen Vertriebener und 
Bombengeschädigter. kh glaubt', hiE'r in Rheinland
Pfalz ist es wichtig, darauf hinzuw~isen, daß dieses 
Gesetz ja nicht nur das große H-.;er der Vertriebenen 
umfaßt. sondiern auch dc.s Heel' rl1-r Bü111bt'ngesehädig
ten. Deshalb die Fl'al(e, ob man ein solcheii Ges etz mit 
httnrli?rtpr('l?Pntiger Befriedigung aller überhaupt je 
fertigbringen kann : eine Frage, nwine Damt>n und 
Herren, die wir ~khPrti('h verneinen müssen, F:s wer
den sich - dcs;;:l'n ;:inn wir g':'wiß \mct da~ i~t in allen 
Verhandlun~en immer wiPr!Pr p.;e<::~ !?,t worden - hei der 
Durchführung des 1.A1sten;:iusglei<'h'lli"'"'etz..,. noch oft 
Abänderungsnotwendigkeiten und Ernänzungen erge
ben. Ei:; wird dabei die Erfahrung zu berücksichtigen 
und der Anlauf iiu überprüfon s ein. Das all~;; sind 
Dinge. über die skh die Beteiligten. die an diesem 
Gesetzeswerk mitgearbeitet haben. völlig klar waren. 
Denn es kann ja niemand besh'eit~n. meine Damen 
und Herren, daß hier Neuland bE.·trcten wm·den ist. das 
kein Vorbild in der Gesetzgebu!1g der letzten .Jahrhun
derte hat. Dies alles, meine Damen und Herren, hatte 
aber aueh die Landesregierung zu berücksichtigen. 
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In der Großen Anfrage der SPD heißt es: "Die ein
genommene Haltung der Landesregierung entspricht 
keineswegs den Interessen des Landes Rheinland
P!alz." Ja, meine Damen und Herren, wenn die Mit
glieder des Bundesrates nur die Interessen ihrer Län
der zu vertreten gehabt hätten, dann hätten sie natür
lich das ganze Lastenausgleichsgesetz ablehnen müssen. 
Nicht nur wegen der Belastungen, die auch auf die 
Länder zukommen, sondern auch deshalb, weil auch 
nach ihrer Au!fassung letzte Befriedigung für keinen 
im Lastenausgleichsgesetz herbeigeführt werden konnte. 

Aber ich möchte hier, weil gerade von den Länder
interessen die Rede ist, mit aller Deutlichkeit auss;.ire
chen: Der Bundesrat, meine Damen und Herren, ist 
ein B u n d e s o r g a n. Ihm obliegt es, ebenso wie dem 
Bundestag, die Interessen d.es B u n d e s, d. h. der 
ge~amten Bevölkerung, wahrzunehmen, - selbstveI'
ständlich unter besonderer Wahrung der Interessen 
der Länder. Bund und Länder müssen dabei zusam
menwirken, so wie es das Grundgesetz vorsieht. 

Meine Damen und Herren, auch !Ur die Mitglieder 
des Bundesrates aus Rheinland-Pfalz bestand daher 
die Verpfiidltung, bel der Beratung des Lastenaus
gleidlsgesetzes die Interessen des Landes mit denen 
des Bundes, mit denen der Geschädigten, In Einklang 
zu bringen. Selbstverständlich hatten wir Bedenken, 
große Bedenken sogar! Dle Geschädigten, meine Da
men und Herren, haben diese Bedenken, weil sie 
nach ihreI" Auffassung zu wenig bekommen. Die Zah
lungspflich.tlgen haben sie, weil sie nach ihrer Auf
fassung zu stark und zu lange belastet werden, und 
die Länder hatten sie, weil . außerordentliche Lasten 
auf sie zukommen. Ich spreche es klar aus, daß dieses 
Lastenausgleichsgesetz. einen Opfergang für das ge
samte deutsche Volk im Lau!e der nächsten Jahre 
und Jahrzehnte bedeuten wird. Dieser Opfergang, 
meine Damen und Herren, ruft immer wieder die 
Schuld der nationalsoz!allsti:sdlen Gewaltheqsclia!t 
auf, die ja diesen Krieg verschuldet hat; er ru!t auch 
die Schuld derer auf, die Millionen von Menschen 
aus dem Osten vertrieben haben. 

Trotz dieser Bedenken, meine Damen und Herren, 
trotz des Unbefrledigtseins in diesen oder jenen Punk
ten hat die Landesregierung beschlossen, dem Gesetzent
wurf die Zustimmung zu erteilen. Sie hat das aus ver
schiedenen Gründen getan. Erstens stand sie auf dem 
Standpunkt, daß nach so langer Zeit der Verhandlun
gen das Lastenausgleichsgesetz audl nach dem Willen 
der Flüchtlinge, der Bombengeschädigten, nun endlich 
in Kraft treten müsse, zweitens daß die Kompliziert
heit dieses Gesetzgebungswerkes es einfach unmöglich 
macht, mit rauher Hand einzudringen, um dlese oder 
jene Änderung durchzuführen. Wir haben ~Ja" gesagt, 
meine Damen und Herren, um endlich zum Abschluß 
zu kommen, in der Oberzeugune, den Geschädigten 
endlich zu helfen. 

(Sehr wahr! und Beifiill bei der CDU.) 

Ich dar! Ihnen versichern, meine Damen und Her
ren, daß sowohl vor den Beratungen im Bundesrat 
als auch insbesondere nach unserer Abstimmung aus 
dem ganzen Bundesgebiet viele Zuschriften und Tele
gramme an uns gelangten, worin dafür gedankt wurde, 
daß Rheinland-Pfalz durch seine Zustimmung dem Ge
setz endlich zur Annahme verhelfen wollte. Ich erkläre 
in aller Öffentlichkeit, daß die Landesregierung für 
diese ihre Haltung die volle Ver~ntwortung übernimmt. 

Leider gab es im Bundesrat keine Mehrheit. Wir 
blieben vielmehr mit Schleswig-Ho1stein, einem Lande, 
das ja :tWei!ellos am meisten auch heute noch unter 
der Flüchtlingsnot zu leiden hat; also mit insgesamt 

neun Stimmen, allein, während die andeI'en Länder 
für die Anrufung des Vermittlungsausschusses votier
ten. Die Große Anfrage sieht dann, meine Damen und 
Herren, einen Widerspruch darin, daß \\'ir einerseits 
dem Gesetz zustimmten, während wir uns anderseits 
nachher an Abänderungen des Gesetzes beteiligten. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, daß es sich hier um 
ein ganz klares demokratisches Verfahren handelt. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Wir haben unsere Bedenken zurilclcgestellt und ha
ben zugestimmt. Wir sind mit dieser Zustimmung nicht 
durchgekommen. Es ist der Vennittlungsausschuß an
gerufen worden. Wenn aber der Vermittlungsausschuß 
angerufen wurde, wenn anschließend stundenlang -
und zwar, wie ich schon andeutete, in 41 Fällen -
Abänderungen beschlossen bzw. dem Vermittlungsaus
scliuß unterbreitet wurden, dann war es ganz selbst
verständlich, daß wir uns dann an diesen parlamenta
rischen Verhandlungen t_>ositiv beteiligten und nunmehr 
in einigen Fällen, nachdem schon einmal der Vermitt
lungsausschuß angerufen war, unsere Bedenken an
meldeten. Der VermitUungsausschuß ist also in 41 Fäl
len angeru!en, er hat seine Tätigkeit in der Zwischen
zeit aufgenommen. Man hat einen Unterausschuß ge
bildet. Der Unterausschuß hat in gewissen Punkten 
schon Entschließungen gefaßt, in anderen noch niclit. 
Es ist selbstverständlidl, daß wir durch unsere Mit
gliedschaft im Vermittlungsausschuß weiterhin prak
tiSch und aktiv mitarbeiten mit dem Ziel, möglichst 
bald diese Beschlußfassung herbeizuführen und daz.u 
beizutragen, daß das Lastenausgleichsgesetz endlich 
Wirklichkeit wird. 

Ich erkläre noch einmal, d;i.ß die!iie ihre Haltung von 
der Landesregierung mit voller Verantwortung ge
tragen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vbeprlsfdent Bögler: 
Wird BespI"echung der Großen Anfrage gewünscht? -

Die Besprechung ist beantragt von der Fraktion der 
SPD. Das Wort hat der Herr Abgeoronete Schmidt 
von der SPD. 

Abg. Schmldt: 
Meine Damen und Herren! Ich darf auf die Mei

nungsäußerung des Parlamentes von heute früh zu
rückkommen, wonach mir gestattet werden soll, mit 
der Beantwortung der Stellungnahme des Herrn Mi
nisterpräsidenten audl gleichzeitig auf unseren AntI"ag 
betreffend der Doppelstellung des Herrn Finanzmini
sters Bezug zu nehmen. 

(Abg. Diel: Nein, das ist ein Irrtum!) 

- Schön, wenn Sie die Trennung ausdrücklich wün
schen, dann sind wir damit einverstanden. 

Der Herr Y...in!sterpräsident hat sich in seiner Ant
wort im wesentlichen au! zwei Begründungen bezogen: 
Erstens die Zeitnot, gesehen von den Interessen der 
Flllchtlinge aus, bestimmte die Haltung der Regierung, 
und zweitens, das Gesetz selbst sei zu kompliziert, um 
gleich zu Beginn seiner Laufzeit die einz.elnen nega
tiven Wirkungen - das war jedenfalls der Sinn der 
Ausführungen - genügend beurteilen zu können, um 
die Mängel, die ahne Zweifel in dem Gesetz enthal
ten seien, bereits bei der Anlaufzeit z.um Gegenstand 
von Auseinandersetzungen zu machen. 

Wir stehen hier voI' einer grundsätzlichen Frage, 
nämlich vor dem Problem der Beziehungen zwischen 
Bund und Ländern. Ich darf gleich sagen, daß wir 
Sozialdemokraten außerordentlich erstaunt sind, daß 
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diejenigen politischen Kräfte, die bei der Beratung des 
Grundgesetzes nicht stark genug und laut genug die 
Prinzipien des Föderalismus betonen konnten, jetzt auf 
dem be:;ten Wege sind, auf jeden echten Föderalismus 
zu verzichten. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Tatsache, daß die Bundesregierung zur Zeit in 
ihrer Zusammensetzung ihren politischen Gesichts
punkten Rechnung trägt, genügt alleine, um all das, 
was zu den Prnhli>men des Föderalismu·s gesagt 
worden i:o::t, zum Vergessen zu bringen. Denn wenn 
del' Bundesrat als Organ riel! Bundes eingebaut ist, 
dann d<l('h mir zu dem Zwe<'ke, daß in diesem Bundes
rat als der sogenannten zweiten Kammer die Be
schlüsse des Bundestages und die Maßnahmen der 
Bundes1·egierung von den Gesichtspunkten der Länder 
aus mit beurteilt werden. Wenn der Bundesrat und 
di<" Länderr<>gierungf>n auf diesen Gesicht~punkt ver
zichten wollf'n, dann sind sie tiberftüssig geworden, 
dann wollen wir lieber in Deu\schland zur echten gro
nen Verwaltungsreform schreiten und die Länder be
seitigen. 

(Widerf'pruch bei der CDU.) 

Entweder haben wir Länder und ihre Funktionen 
werden ·wahrgenommen auf Grund der Bestimmungen 
des Gr•1n<ie"'""t7.PS, oder die Länder verzichten und 
!.iind dann weiter nicht~ als die nachgeot'dneten Ver
waltungsorgane der Bundesregierung. Als nachgeord
nete Venvaltungsorgane der Bunde:;;regierung recht
fertigen sie aber nicht die heutige Zusammensetzung 
11nd den Verwaltun,li!saufwand. Der heutige Verwal
tun~sau fwand wird nur gen?chtfortigt, wenn die Län
det· gegenüuer· der Bundespolitik sich das Recht neh
men und auch d.as Recht behaupten, die Bundesmaß
nahmen und Bundei;:hPi;c•hlii-:~f' kriti~ch :7.ll beurteilen. 
Zunäch~t darf ich ~ngen. d.aß v.:ir Sn?..i.nldE>mnk-rnt~n 

wohl außeJ'halb des VerdRchtes stehen, den Flüchtlin
gen 11 icht helfen zu wollen. Ich glaube, eine sozial
demokratisch geführte Bundesregierung hätte keine 
! 6 Mom1te gebraucht, um ein vernünftigeres Lai::tf"n
ausgleichsgesetz für die Flüchtlinge herauszubringen 
als das vorliegende. 

(Abg, Dr. Gantenbcrg: Das müßte bewiesen werden! -
Abg. Schlick: Das ist eine billige Behauptung!) 

Das ist keine kühne Behauptung, 

(Abg. Schlick: Eine billige!) 

- aud1 keine billige. das ist sogar eine sehr t-"ure 
Sache für die Flüchtlinge gewesen, denn die Erschwer
nisse in den Verhandlungen kamen doch nir:ht ;:ius der 
Abs icht heraus, den Flüchtlingen weitgehend Hilfe zu 
leisten, sondern die Erschwernisse kamen doclt naher, 
daß die Bundesregierung einen Wf'g suchen mußte, um 
dem hintel' ihr s tehenden Hauptinteressenten einen 
V.'eg; ~u öffnen, der diesen Hauptinteressenten mög
lichst gering belastete. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Auseinandersetzungen gingen doch nicht um eine 
müglich~t gute Betreuung der Flüchtlinge, sondern sie 
;:;ing•m dod1 m erster Linie darnm, wie mun den 
Aktienbesitz und den übl'igen Großbesitz in Deutsch
land möglichst schonend ansprechen konnte. 

(Abg. SC'hlkk: Deshalb wird er doppelt versteuert! -
Beifall bei der SPD.) 

Si+> gingen doclt in erster Linie darum. wie man die 
!'ogenarmten quotalen Auffassungen durchsetzen konnte 
an;.;t1-1tt der ~n:;i:ialf'n AuffHj';i<ung1m und darum. daß 
man die Höchs tgrenze möglichst so hoch brachte, daß 
<n1d1 die früheren Grnßbesitzer an dem Lastenausgleich 

noch Interessiert waren und nidit die Hiich:;.tgrenze in 
einem Rahmen zu halten, der sozial vertretbar und 
gerechtfertigt war. 

Mit diesen ·Schwict·igkeiten hätte eine sozialdemo
kratische Regierung durch andere Vorent~heidungen 
sicherlich weniger zu rechnen gehabt. Wenn aber Bun
desregierung und Bundestag jahrelang gebrauchen, um 
die Geschichte nach ihren Wüns<:hen in Form zu brin
gen, dann muß man schon der Meinung deR derzeitigen 
Präsidenten des Bundesrates zustimmen, daß man 
dann nicht vom Bundesrat als Vei·treter der Länder 
verlangen kann, dann auf jede gründliche Beratung zu 
verzichten. 

(Ministerpräsident Altmeier; 
Das gibts ja gar nicht. Das ist absolut irrig!) 

- Verzeihen SIE>, Herr Mini~terpriiHident, es lrnnn 
auch sein, daß eR ein Delf'gierti?r <lel' Bundesr;:ites war, 
es kann der Finanzminister Träger von Hessen ge
wesen sein. Insofern ist Ihr Einwand richtig. Aber an 
sich haben Sie sich doch Mn 7.eHt>inwand vorhin eben
falls zur BE>grlind"ttng der Haltung der LandeRregierung 
zu üigeh gemacht.' Dieser Zeiteinwand ist 11lso nicht ge
rechtfedigt in Würdigung dE>r großen Bedeutung, die 
diese Frage auch für unser L~nd hat. 

Ich wm heutf' darauf verzichten, auf die einzelnen 
strittigen Probleme Pinzui(ehen, die dif' Uinder bei 
ihrer Meht·heitsbesehlußfassung bestimmt haben. 

(Abg. Schiilcr: Das ist j11 auclt Bunde:.sache!) 

' 
1 

- Dle Länder im Bundesrat. Herr Kollege. Im Bun-
. destag selbst sind die Länder bekanntlich nicht direkt 

! 
vertreten. Ich will nur darauf verweisen, daß, wenn 
das Land Rheinland-Pfalz glauute, aus Z.:,itnut sich 
Schleswig-Huistein anschließen zu müssen, dann darf 
man doch durnuf veI'Wl.!iscn. daß Länder wie Bayern, 
Niedersachsen rrüt den vielen F!u•..:ht!!ngen sicherHrh 
uhe1· hätten bestimmt sein mÜ!-i~t?n. mit Rücksicht auf 
Zeitnot auf die Anrufung des Vcrmittlungsansschusses 
zu verzichten wie unser Land. Sie haben aber dieses 
Moment der Zeitnot zurückgestdlt, weil die üb!"igen 
sachlichen Einwände, die der Sonderauss chuß erar-

' „ beitct hatte. diesen Länderregierungen zu schwerwie
gend ers1;hieuen, um sich dem Antrage von Sd1leswig
Holstdn anzuschließen. Übrigens war unsere Landes
regierung einmal der gleichen I'>Ieinung. 

(Abg. Markscheffel: Sehr gut!) 

Denn in einer Vedaut.h<lntng vom 6 .. Juni hat sie 
du~h l'lnen SpreC'her der Staatskanzlei erklärt, daß 
m::tn nach Beratung im Ministenat :r.u der Melmmg 
gekommen '.'ll!'i , t'laß da~ T .rmrl n„m vol'liegenden Ent
wurf nicht ohne weit.Pres zu'ltiminPn köm•P. 

(AbM. Schlick: D:oi~ ist gcändnt worden!} 

- We.nn man die Meinung geändert hat, Herl' Kol
lege, dann hat man sie ni<:ht geiindert mit Rücksicht 
aur d;.i::; Lru;teni:IUSli,lCiU~bgt::,dz Wld nicht mit Rüc.l\:sicht 

weil mnn abermal" ein€' Gclcgenht>i1 ~LH>hf'n wollte, die 
besondere Gefol~schaftstreue gegenüber der Bundes
regierung und deren Politik zn 1mtf>rstrPirhen. 

(Bplfii ll bl'i der SPD. -
Widf'r;~pn1 C'h bf'i den RPgiernn~~partt'i„n . ) 

' 1••·· 
Sinn unserer Cr.:1ßc·n Anfr~igt' i . ..; (. lw11te e1·neul fest

zustellen. l'lnl1 cll~:o;!? T.nnd0>11·ep,iN·ung. i<f"lbst dfl.nn. wenn 
diC !ntere;;r;pn dP;; T.<in(ip,_ einP A110<'!';> F.ntl"C'hPiOHl11( 
be<hn.p;en, die Landesintf'rf'F:sen hinter die Konzepti!Jol' 
der Bundesregierung zurüC'kstf'llt . Anders kann ich mir 
den Widers pruch zwh1dwn den Erkli\n1ng~n vom 
6 . • Juni und den späteren Entscheidungen der Landes
regierung nicht erklär~. 
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Wir fragen uns als Sozialdemokraten immer wieder, 
ob dieses besondere Treueverhältnis, Bundesregierung 
- Landesregierung Rheinland-Pfalz, ireendwo vorteil
haft sichtbar wird - die Frage der Wirkung für d~ 
deutsche Volk möchte ich hier unerörtert lassen, denn 
sonst kämen wir zur politischen Debatte über General
vertrag und Wehrbeitrag -. Ich möchte nur die Be
ziehungen zwischen Bund und Ländern würdigen. Wenn 
ich dieses Treueverhältnis besonders würdige, dann 
muß ich feststellen, daß trotz dieser besonderen Treue 
unsere derzeitige Landesregierung, im Gegensatz zu 
manch anderen Ländern, noch keinerlei Äquivalent er
halten hat. Es geht unserer Landesregierung so, wie 
es Im Leben öfter geschieht, daß, wenn man sich eines 
Gefolgschaftsmannes besonders sicher Ist, man dann 
glaubt, auf die Wünsche dieses Getolgsdlaftsmannes 
weniger Rücksicht nehmen zu braudlen als bei einem 
Ge!olgscha!tsmann, von dem man weW, er könnte 
kritisch Stellung nehmen. Die Landesreg'lerung hat 
uns ihrerseits wenl&e Tage später selbst in ihrer Be
kanntmachung vom 26. Juni das ne&atlve Vei:-halten 
der Bundesregieruni zu den Problemen des Landes 
bescheiniet. Sie hat zu der Mittelverteilung aus dem 
Sanierungsfonds ganz klar fest'gestellt, daß die Bun

fdesreglerung auch bei dieser Gelegenheit abermals die 
besondere Situation des Landes ~einland-Pfalz un
berücksichtigt gelassen hat. Wir wissen, daß das nicht 
nur bei dieser Frage geschieht, Wir haben uns heute 
morgen über eine andere Frage unterhalten .. Wir 
haben in der vorigen Landtagssitzung das Problem der 
M1Utär- und Besatzungsgeschädigten angesprochen. 
Auf keinem Gebiete hat die Bundesregierung durch ein 
verständnisvolles Verhalten gegenUber den Nöten 
unseres Landes das besondere Vertrauen d'er Landes
regierung, das sie in die Bundesregierung setzt, ge
rechtf ertlgt. 

Deshalb sind wir der Meinung, daß die Landes
regierung ihrerseits verpflichtet ist, die Vorgänge auf 
der Bundesebene gegenüber dem Bundesrat besondei:-s 
aufmerksam zu verfolgen. 

Ihre Meinung, Herr Minlstei:präsldent, das Ding sei 
zu kompliziert, um jetzt schon zu Einzelfragen Stel
lun& zu nehmen, vermag ich schon deshalb nicht zu 
unterstützen, da über die Einzelfragen im Sonderaus
schuß fast genau so lange verhandelt worden ist, wie 
diese Im Bundesrat zur Beratung standen. 

Im übrigen gestatten Sie dazu eine Bemerkung. Ich 
werde bei dem zweiten Punkt der Taeesordnung auf 
die Dinge noch zurückkommen. Heri:- Ministerpräsi
dent, ich kenne den Umfang Ihrer Arbeit und ich 
glaube, ich habe niemals die Gelegenheit versäumt zu 
betonen, daß ich Ihren persönlichen Einsatz in der 
Landesregierun& als Chef dieser Regierung außer
ordentlidl hoch schätze. Wenn einem in diesem Hause, 
dann dürfte mir der Fleiß bekannt sein, mit dem Sie 
Ihre Amtsgeschäfte .führen. Aber Sie sind Minister 
präsident. Sie sind Minister filr Wlrtscha.ft und Ver
kehr. Sie haben dazu eine Staatskanzlei neben Ihrer 
Regierungstätigkeit, ·die mehr Aufgaben hat als Staats- . 
kanzleien ln anderen Ländern. Niemand vermag über 
seine persönlichen Kräfte sich hinaus zu steigern. Das, 
was Sie bisher an Steigerungen vorgenommen haben, 
wird von jedem von uns mit Sorge beobachtet. Denn 
wir wissen, wie groß der Verschleiß aller Menschen im 
politischen Leben ist. Trotz aller Gegensätze zwischen 
Ihnen und uns haben wir manchmal die echte Sorge 
audl bezüglich der Arbeitsbelastung für Ihre Person. 
Wenn Sie in Fra&en des Lastenausgleiches nicht in die 
Einzeldetails einstei&en konnten, dann nehme ich Ihnen 
das nicht fUr übeL Ich habe das Protokoll des Bundes-
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ratsausschusses ausführlich gelesen. Ich muß Ihnen 
schon sagen, die Einzeldetails wären eine Aufgabe ge
wesen, die der Herr Finanzminister hätte wahrnehmen 
müssen. Der Herr Finanzminister hätte die Verpfiidl
tung gehabt, genau so wie die Finanzminister aller 
übrigen deutschen Bundesländer, bei dieser Debatte 
Ihnen zur Seite zu stehen. Ich glaube, dann wäre der 
letzte Einwand Ihrerseits hinfällig gewesen. Es kann 
nicht angehen, daß, gestützt auf solche Einwände, 
Dinge von Landes wegen nicht vorgetragen und er
örtert werden, die von sehr bedeutsamem Interesse 
sind. • 

Ich darf nur zu dem Problem der Erfa:;sung der Ver
mögen der öffentlichen Hand ein paar Sätze sagen. 
Sie wissen, daß gerade diese Sache auf unserer Landes
ebene außerordentlich strittig ist. Denn unsere Ge
meinden befinden sich auf der einen Seite zum Teil in 
einer Situation, wo sie glücklicherweise in einzelnen 
Geb.ieten unseres Landes erhebliche öffentliche Besitz
tümer haben. Auf der anderen Seite befinden sich 
unsere Gemeinden in einer Situation finanzieller Art, 
die ohne neue Steuern ihnen weitere finanzielle 
Belastungen nidlt zumutbar erscheinen lassen. Die 
Erlassung der Vermögen der öffentlichen Hand in 
der jetzt voi:-gesehenen Form, darüber sind sich wohl 
alle einig, setzt die Mobilisierung neuer Einnahmen, 
neuer Steuerquellen voraus und belastet dadurdl wie
der die gleichen Flüchtlinge in irgendeiner Form, die 
durch das Gesetz betreut werden sollen. Ich wollte 
nur die eine Frage anschneiden, die Sie hätte be
stimmen müssen, sich von unserem Lande aus den 
Bedenken anzuschließen, die der Bundesrat mit Aus
nahme von Schleswig-Holstein vorgetragen hat. Sie 
sagen, wir werden uns jetzt im weiteren Verfahren im 
VermitUungsausschuß den einzelnen Bedenken an
schließen, wir werden unsere Wilnsche vortragen. Ich 
weiß, daß das möglich Ist. Aber ich weiß auch, daß, 
wenn man zunächst gi:-undsätzlich zugestimmt hat, die 
Beachtung eigener Bedenken nachher in den Verhand
lungsgremien nicht mehr so schwerwiegend Ist, als 
wenn man von vornherein seine Bedenken geltend 
macht. 

Mit Rücksicht au! den Gesamtvorgang, Herr Mi
nisterpräsident, sind wir als sozialdemokratische 
Fraktion der Meinung, daß sowohl das föderalistische 
Prinzip, dem Sie in erster Linie anhängen, und die 
Interessen unseres Landes eine andere Haltung ver
dient hätten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vlseprlsldent Bögler: 

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Altmeier. 

MlnJsterprisldent Altmeler: 

Meine Damen und Herren! Ich will nidlt auf alles 
eingehen, was Herr Kollege Schmidt gesa&t hat. Ich 
bin ilun sehr dankbar für seine liebenswürdigen Be
merkungen in bezui( au! unsere Arbeit.sleistung. Ich 
darf Ihnen versichern, daß gerade das Lastenausgleichs
gesetz die gesamte Re&ierung lm Laufe der vergan
genen Monate - ich kann wohl sagen In jeder Sitzung 
- beschä!Ugt hat. Wir waren infolgedessen sehr wohl 
mit der Materie vertraut, dauernd auf dem laufenden 
und deshalb auch in der Lage, endgültige Stellung zu 
beziehen. Es ist audl falsch, Herr Kollege Schmidt, 
wenn Sie von Zeitnot gesprochen haben. Ich habe 
eine Zeitnot in dem Sinne, wie Sie mir geantwortet 
ha·ben, in meinen Ausführungen nicht erwähnt. Ich 
habe erklärt, daß der Bundestag sich 18 Monate lang 
mit diesem Gesetz befaßt h at . 
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(Vizept·äsident Wilms ü bernimmt das Präsidium.) Wenn ich gesagt habe, daß n;:ieh unsi>rer Oberzeu
gung und nach de1· Auff11s><1111g sehr vieler Fachleute 

Das ist absolut kein Vorwurf gegen den Bundestag, es nii:ht bd diesem Gesetz bleiben wird, dann nicht 
wobei kh feststellen darf - kh hiibe die vidcn Proto- etwa deshalb, weil das jetzige Gesetz unvollständig 
kolle gelesen; Sie hRben von einigen g1;>spr1X'l1Mi, · a~t" . ' . '\\·5rc:'"'son'~ern"'\veif"män eben Er fahrungen ):flmm~ln 
es gibt ,ganze Berge -, d tiB die Opposition dabei iiktiv muß, um dann im Laufe der Zeit zu diei:;er oder 
mitgewirkt hat und daß ~ ie ~c-hließlich dann au<:h Ver- jener' '.Y!'t-ä~u· Erjfän:tun~en be:tiehungsweise Verände-
antwortung für die Dauer von 16 Monat.en zu tragen r~IW":!!:. ·yo,'!'~~!~i'.;!;lm<'n . 
hat. E~ kann gar kein Vorwurf <:f'.'in, mclne Damen 
•.md Herren ! Wir wis!'!'n aus früheren Zeiten, daß ein Ren K.o~e Schmidt, ich will in diesem Augenblick 
gutei:; Gesetz in Dcut~l'hland oder in PreußPn , 'RRyPm Dicht .in ein.c D~batte über den :Fi.ideralismus ein treten; 
usw. schon bis ;i:u ;i:wei Jahrc zur Verab;ichledung viellt:il.:ht können wir das bei einer anderen Gelegcn-
urau(·h l<>. htrit tun. Warum Sie das hier i:ingedeutet h aben, ist 

mir nid1t recht versH\nctlirh gl!Worden: denn es sind 
(S·~ht' richtig! bei den Regierungsp::rrteten.) a~!e' im" Grundgesetz vorgf'S<'h t:> tlen B~.>timm1111gen -

Dabei handelte es si<'h um friroeMmltß1~e Aufgaben· auch in Abwägung der Interessen der Länder und Ge-
und nieht um ein Problem wie das des Lai;tenam- meinden gegenüber dem Bund - beachtet worden. Ich 
gleichs, das. wie ich eben schon ausgeführ t habe. über- kann also nicht zuF{eben, d aß nun dadurch, daß wir 
hauµt kein Vorbild hat. dem·5esett"7.tlr' Annahme ver-helfPn wollten. die Prin

zipien ,µ,nq , G.rµn.!isiHz e d t>s :Ftider~lismus - zu dem kh 
kh habe nicht von Zeit.not gegprochen, r.ondern' da- mich auch heute nach \Vic vor bcl<:t'nne - verletzt wor-

von. daß man für die eingehende Beratung d eR Ge- den wiiren. 
setz<.>s 16 Monate gebraucht hat. Es li;t auch un;i:tttrd- !' 

fend, wenn Sie sagen, der Bundesrat hätte nicht in i Aber, Hcn Kollt!ge Schmidt, Sie haben ein Wort 
wC'nigen Wot'hen oder in zwei, <iret Sitzungen da;:; 1 gesagt, das ~war wie ein Vorwul'f klang, das ich jedoch 
Gesetz verabschieden können. Es ist vielmehr richtig _ i nid1t als einen Vorwurf deuten möchte, sondern ge-
das wissen Sie aus Ihrer früheren Tätigkeit - , daß dt>T 1 wissermaßen als ein Lob. Sie ha ben gesa gt, die Lan-
Bundesrat schon im Februar 1951 efne'l he'9ondt:>rPn ·I desrec\e!'Un.Jr " so habe ich es mir hier notiert - würde 
Lastenausgl~ich~-Ausschuß eingesetzt und damals in l die Landesinteressen hlnter cüe Bundesinteressen s tel
zahl!osen Fällen zu dem er~ten Regierungsentwutf ! len. - · Das unterstreiche id1. meine Damen und Her-
stellung hewgt>n bzw. zahlreiche Andernn~<tantrfii;e be- ren! Wir sind nicht solche sturen Föderalisten, die nur 
schlf'<'sen hat. Es ist weltP.rhin ricll.tig, daß der Bundes- die Interessen der Länder i;ehen. 
rat von vornherein besc~hloß, mit seinPn Mitglt<!dem, ·(Lebhafter Bei fall b~ i der CDU.) 
die er besonders be:!:ekhnet hat, an den gesamten Aus-
schußberatungen des Bundest~gei:; teilnmehmen, um nein, wir sehen auch die Interessen des Bundes, das 
den Bundesrat laufend zu unterrichten und in einem heißt der Gesamtheit, wobei die Interessen der Ge-
engen Konnex mit der BerRtung des Gesetzes im Bun- samthe it vor den einzelnen Ländern den Vorrang ha-
destag zu bleibe'!'l. ben. Insofern sehe ich in dem „Landesinteresse hinter 

Bundesinte resse" - 'vie ich schon andeut„ t.e - keinen 
Sie, Herr Kollege Schmidt, wis~cn. wai: dM bedeutet; Vorwurf, sondern gewissermaßen eine Anerkennung. 

denn ich weise Sie darauf hin, daß Sie z. B . bei dem Es ist der Beweis dafür, daß wir das große Ganze 
131er-Gesetz in gleidler Eigenschaft an den ständigen sehen, und das ist ja schließlich unsere Aufgabe. 
Beratungen der Bunde,;tagsaus~hüc:c:e mitwirkt~n, ~o 
daß Sie laufend über die Verh1mdlungen berl('hte-n (Beifall bei den Regiernngsparteien.) 
konnten. die geführt worden sind. 

Also. von Zeitn0t in dem Sinne, <IRß wir keine 
.Zeit gehabt hätten. uns auf dem Riil'kwege nach Arti
kel 77 des Grundgesetzes mit der MateriP. zu besch§f:„ 
tigen, kann gar keine Rede sein. ~on<lt.>rn nur davon , 
daß das Gesetz dem Bundesrat die Verpflidltung auf
e rlegte. ihm cntwf'Cier stillschweigend zuzustimmen 
oder aber innerhalb der in Artikel 77 GG festgesetzten 
F risi :tu ~chließen, den Vermittlungsausschuß anzu
rufen. Das letzte hat der Bundesrat getan. Die Landes
regierung vertritt n<1ch wie vor den Standpunkt. daß 
nic-ht aus Zeitnot oder Kompliziertheit, sondern ein
fach darum, dem Gesetz endlich :rur Verklindung zu 
verhE>lfen. es richtig gewesen wäre, wenn der Bt.tndes
rat von der Anrufu!'g des Vennittlungssausschus~~ 
abgesehen hlitte. 

Die 41 Vorschläge, die jetzt vom Vermittlungsaus
~dwß beschlossen wurden, führen nicht dazu. daß 
:r.s:ende ine Leistung 711.~unsten der Flüchtlin,:te ver
bessc•rt wird, sondern in den meii:;t<'n Fällen da:i:u, daß 
die Einn<1hmen aus dem Gesetz verringert werden, 
wa3 a lso eine Leistungsminderung zur Folge hätt~, 

oder a~r es müßten neue Wege ge~u<'ht werden, um 
Einnahmen für das Gesetz zu erschließen, wenn die in 
ihm vorgesehenen Leistun~en bec;tehen bleiben sollen . 
.'\u~h 1111s dit>sem Grunde wäre es nach unst>rer Uber
:tl'Ugung ricli.tiger gewesen, dem Gesetz ohne Ver
mittlungsausschuß zur Annahme zu verhelfen. 

Vizepräsident Wllms: 

Da:; Wort hat der Abgeor·dnete Teschner von der 
CDU. 

Abg. Teschner: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Man 
wird es verstehen, wenn wir Vertriebenen die Debatte 
um den Lastenausgleich mit Hangen und Rangen ver
folgten. Es war und Ist uns klar: das, was wir ver
loren habi!n. kann uns niemand ersetzen. Ich denke 
dabei an die weiten Gebiete von der Oder-Neiße bis 
an die Memel, an die großen Städte Stettin, Breslau, 
Danzig, ' Königsberg: Ich derike aber RUdl an die Tau
sende mittlerer und kleinerer Rtfülte, die Hundert
tansend'~"'DOY'fE!~ "t:l'nd R öte: Ich denke an die Fabriken, 
die .Hao,dwElrk::i- und Handelsbetriebe. Ich e rwähne 
die Verluste ,der Deut.sehen aus dem Sudetengau, dem 
Baoat, dc1· .B<it.sch.ka, aus Siebcnbüi·gen und Buchen
land; jch füge hinzu die Verluste der vertr iebenen 
Deut~~ aus Polen, aus dem Baltik um, aus Rumä
nien und Rußland. .l!!s gibt niemand, der diese Verluste 
er~etzen kann. 

Es Jst ganz unmöglich, daß dc1· "\Virl~C'haft unserer 
Bundesrepublik ein~ ~olchf' Last zugemutet werden 
könnte, zumal aucli hier Krieg~~<"hiirlen zu verzeichnen 
sind, d1e hoch in die Milliarden gehen. Auch diese Ge
schädigten haben mit un!1 ein Anrecht auf einen Aus-
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1Ielch. Kein verantwortlicher Führer der Vertriebenen 
konnte und kann einen vollen Wertersatz zu Lasten 
der westdeutschen Wirtschaft fordern; denn diese 
Wirtschaft, die uns alle trägt, würde daran zerbrechen. 

Wir Vertriebenen haben hierbei noch ein ganz be
sonderes Interesse. Unser Besitz liegt im Oste~. Nie 
und nimmer werden wir den Rechtsanspruch auf un
sere alte Heimat und unseren Besitz dort aufgeben. Wir 
sind uns bewußt, daß wir einen Weg in die Heimat 
nur gehen können aus einem wirtschaftlich und poli
tisch starken Westen heraus. Wir wollen diesen Weg 
in Frieden gehen; wir wollen ihn als Kolonisatoren 
gehen wie unsere Vol"!ahren vor Jahrhunderten, die 
niemand im Osten verdrängt hat, sondern die eine 
bessere Wirtschaft im Osten erschlossen haben für uns 
und die dort Ansässigen. 

Mit Hangen und Banien verfolgten wir die Debatte 
des Bundestages, ob eine Synthese gefunden werden 
wilrde, die einerseits die hiesige Wirtschaft nicht ge
fährdet und andererseits den Geschädigten wirksame 
H1Ue bringt. Ersatz können wir nicht erhalten filr das, 
was wir verloren haben, aber unsere Existenz als 
Bauer, als Handwerker oder Gewerbetreibender muß, 
soweit das irgendwie möglich ist, erhalten oder wieder
hergestellt werden. 

Ohne Bauer, ohne Handwerker und obne den selb
sUl.ndig denkenden, handelnden und wirtschaftenden 
Menschen gibt es keinen Weg zurüdt nach dem Osten. 
Exlsteru.erhaltung und ,Existenzneugründungen waren 
und sind unabdingbare Forderungen der Vertriebenen. 
Wir sind dabei der Meinung, daß ein solcher Lasten
ausgleich zu&Ieich der hiesigen Wirtschaft neue Impulse 
eeben wird. Hat ·man solange mehr oder we~iger nur 
unsere Fäuste in Anspruch genommen, die das Ihre zum 
Autstiea der westdeutschen Wirtschaft beigetragen ha
ben, so 1ilt es jetzt, unsere Er!ahrungen und unser Kön
nen au! allen Gebieten der Betriebsführung zu niltzen. 

Ich habe be1·eits !rüber einmal von dieser Stelle aus 
au! das Anrecht der Vertriebenen auf Beteiligung an 
ihrer eigenen Versorgung hingewiesen. Um welche 
Größenordnung es sich hierbei handelt, muß jedem klar · 
werden, wenn er die Zahl zehn Millionen Vertriebene 
und FlüchU!llge hört. Es wird ein Ruhmesblatt in einer 
späteren Geschlchtssch!'eibung sein, daß dieser Torso 
unseres Vaterlandes es auf sich genommen hat, ein 
schier unmögliches Problem einer Lösung zuzuführen. 
Daß diese Lösung nicht alle Wünsche befriedigen 
kann, leuchtet jedem ein, aber daß eine Lösung über
haupt gefunden werden konnte, zeugt von der Kratt 
unseres Volkes, Wld daß der Mann, der unerschütter
lich diesen Kamp! führte, der CDU-Bundestagsabge
ordnete Dr. Linus Kather war, legt Zeugnis ab von 
der Kra!t der CDU. 

(Abg. Kuraner: Den hätte ich nicht zitiert! -
Abg. Markschef!el: Sie verbreiten hier 
Allgemeinplätze! - Unruhe im Hause.) 

Daß dieser Mann ein Nachbar aus meiner engeren 
Heimat ist, macht mich und meine Freunde ein wenig 
stolz. 

(Abg. Kuraner: Sie überzeugen uns trotzdem nicht!) 

Nach den dramatischen Vorgängen im Bundestag 
hofften die Vertriebenen und Geschädigten, daß der 
Bundesrat sich derselben Verantwortung bewußt sein 
würde wie der Bundestag. Leider war dies nicht der 
Fall. Nur zwei Länder, Schleswig-Holstein und Rhein
land-Pfalz, stimmten vor:behaltlos zu. Herr Minister
präsident, diese Zustimmung, die Sie als Chef der Lan
desregierung von Rheinland- Pfalz zum Lastenausgleich 
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gegeben haben, werden Ihnen die Vertriebenen und 
Geschädigten niemals vergessen. 

(Beifall bei der CDU. -
Abg. Markscheffel: Das sagen Sle bei den anderen! -

Unruhe und Widerspruch bei der SPD.) 

Ich darf an dieser Stelle und bei dieser Gelegenheit 
Ihnefl. den Dank aller derjenigen Vertriebenen und 
Kriegsgeschädigten aussprechen, die zugleich meine 
politisch~n Freunde sind. 

Ich darf weiter versichern, daß dieser Lastenaus
gleich die Zustimmung des weitaus größten Teils der 
Vertriebenen gefunden hat, ganz gleich, wo die ein
zelnen parteipolitisch stehen. Ich habe in der letzten 
Zeit Gelegenheit gehabt, an Vertriebenenversammlun
gen teilzunehmen, deren Leiter eingetragene Mitglie
der Ihrer Partei. der SPD, sind. Wir waren uns alle 
einig, daß dieser Lastenausgleich unsere Zustimmung 
findet. 

(Abg. Hertel: Deshalb die Demonstration in Bonn!) 

In der Fraktion, die diese Große Anfrage gestartet 
hat, ist der jetzige Vorsitzende des Bundes der Ver
triebenen im Lande Rheinland-Pfalz. Er wird nicht 
daran vorbeikommen, zu erklären, ob er für oder 
gegen diesen Lastenausgleich ist. Und wir Vertrie
benen werden demgemäß unsere Einstellung zu ihm 
einnehmen. 

{Unruhe und Widerspruch bei der SPD.) 

Im Bundestag stimmte die SPD gegen den Lasten
ausgleich, weil er angeblich den Geschädigten nicht 
genug bringt. So etwa hörten wir auch erst hier den 
Kollegen Schmidt. Im Bundesrat versuchen jetzt so
zialistische Einflüsse, dem Bund die Mittel !ür diesen 
nach der Meinung der Opposition unzureichenden Aus
gleich vorzuenthalten. Dieser milßte also dementspre
chend noclJ. schlechter werden. 

(Ab. Völker: Sagen Sie richtig, was Sie wollen! -
Lebhafte Unruhe bei der SPD. -

Glocke des Präsidenten.) 

Die Opposition des Bundestages bezeichnet die so
ziale Leistung als ungenügend. Wlr sind uns bewußt, 
daß wir uns ein Rentnerdasein nicht leisten können 
und auch nicht wollen. Bereits jetzt hört man unter 
den Einheimischen flüstern: seht, sie haben es nicht 
nötig, zu arbeiten. -

Die Opposition hat heute daran Anstoß genommen, 
daß die quotale Entschädigung nach oben nicht be
grenzt ist, auch Sie, Herr Schmidt. kh will nun ein
mal aufzeigen, wie die Dinge wh'klich liegen. Ein Mil
lionär - diese Gruppe von Bürgern war im Osten nicht 
stark vertreten - erhält als Kapitalentschädigung 
4 Prozent, also 40 000 DM. zahlbar im Laufe de1· 
nächsten dreißig Jahre. Ist er ein frilherer Industriel
ler, so weiß jeder, wie wenig Aussicht dieser Mann 
hat, mit 40 000 DM wieder einen Industriebetrieb auf
zubauen. Einen Landwirt, der einen Besitz von einer 
Million gehabt hat, gab es meines Wissens im Osten 
nicht. Wenn aber doch, so dar! ich darauf hinweisen, 
daß eine Siedlung von 15 Hektar heute hier rund 
80 000 DM kostet. Ein früherer Millionär könnte dies 
also gerade zur Hälfte finanzieren. Ein Bauernhof von 
100 Hektar im Osten hatte etwa einen Einheitswert 
von 100 000 Mark. Ein frilherer schuldenfreier Besitzer 
eines solchen Hofes erhält 8 Prozent quolale Entschä
digung, also 8000 DM. 

Fragen Sie bitte die Bauern von Sembach, Baum
holder und anderen Stellen, ob ihnen eine solche Ent
schädigung genügen würde. Trotz unserer größten Be-
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denken sagen wir ja; denn wir sehen den Lastenaus
gleich in der Sit'ht einer einmal möglichen Heimkehl' 
nach dem Osten. Dort ist unser Besitz, auf den wir 
niemals verzichten werden. 

Ein Vertriebener mit einem Verlust von 2000 Mark 
t-rhält 70 Prozent P.r.~atz, also 1400 Mark. Ich glau~, 
es kann niemand geben. der eine solche Staffelung 
als unsozial bezeichnen kann. 

(Sehr ri<'htig! bei riP.r CDU.} 

Gern würden wir mit der Opposüion gehen, wenn 
sie sagte. das alles sei wenig. Nun kann die Oppo
sition aber nicht gut im Bundestag den Lastenausgleich 
wegen zu geringet' L(dstung ablehnen und im Bundes
rat dann Anstrengungen machen, dieses Wenige noch 
zu veningern, Es geht im Bundesrat besonders auch 
um die Heranziehung des Besitzes der Länder und 
d er Gemeinden. Die Meinung der Geschädigten ist die, 
daß vor der Heranziehung des Privatbesitzes zunächst 
d i>r Be!<itz dt>r öffentliC'hen Hand verpflichtet sein soll, 
sowC'it es sich um den ·wirtschaftlichen Besitz handelt. 
Bevor der Bauernwald abgabcpfüchtig - wird, müßte 
es der St<lat!<- und Gemeindewald sein. 

(St:l1l" gut! bei der CDU.) 

Hi':'r könnte durch Naturalabgabe sofort Siedlungs
l1md bereitgestellt wPrden, um übe.r diese Siedlung 
selbst wieder Geld \n das Land hereinzuholen, das 
der La~tt>nsi11sp,JPkh dem Land abfordert. 

(Unruhe im HaUNC.) 

Von jehtff i!:it von mi1· die Auffassung vertreten wor
den, de1ß es einen Lastenausgleich gibt, der beiden 
Seiten dient; wenn diese1· Lastenausgleich richtig 
durchgeführt wird, kann unsere Wirtschaft hieraus 
neue Impulse empfangen. 

Zum Abschluß möchte kh noch einigen Gedanken 
Ausdruck geben. Für mich ist es kein Zufall, daß die
ser Lastenausgleich aus dem Schoße der CDU geboren 
wurde. Einen Ausli(!eich tlndet man nicht dnrt, wo ::m1< 
reinem Materialismus um Hab und Gut gerauft und 
dabei alles zerstört wird, so daß ischließlim niemand 
mehr etwas besitzt. 

{Abg. Sdunidt: Sagen Sie das 
nach der anderen Seite, nicht hierher!) 

Man braucht nur nach dem Osten zu schauen - des
halb schaue ich nach ria -, wo man den MaterialiS'rTlus 
zur Staatsreligion erhoben hat.. 

(Abg. Markscheffel: Jetzt geht's los!) 

Dort hat der Neid ge~übc1· jeglichem Re;;it7. dazu 
geführt, daß niemand m1>hr E'twas hat. 

(Abg. Markscheffel: D::..c; ist so, wie der kleine 
Moritz sich die m!lterifllistische Geschichtsauf- · 

fos:sun'! vori:tellt!) 

Allzuviel und allzu Schrecklime,; hahen wir Vertrie
bene df>!·t 1>rJ„ht., Wir lehnen einen solchen lVflltP.rialis
mu~ 11b. vV"''n ich ebE>n sagte. daß es für mich kem 
Zufall ist, daß der Lastenausgleich im Schoße der CDU 
e;cl.Ju1·en WLtt'de, so möchte ich noch hinzufügen, daß wir 
Vertriebene auch mit einer gewissen Zuversicht auf 
unse1·e RegiE'rung und unSE'ren Ministnrprüs.identen 
Pdt>r Altmeier geschaut haben Hier in Rheinland
Pfn lz v,ri.rd noch auR einer christlichen Haltung heraus 
Politik gE'macht. 

(Vi)'t>prih•ident Bögler übt:rnimmt das Pr5sidium.) 

kh rniichte meinen, eine sokhe Politik wird iiueh in 
diesem Falle dem Land zum Segen gereichen. 

{Beifall bei den Regierungsparteien.) 

1 

1 

Vizepr!isldent Bögl~r: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete SommE>rey von 
der FDP. 

Abg. Sommerey: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mich an das halten, wa.s durch die Große An
frat:e hP.ufo hiPI" bPZW('t•kt w11r<l<", 11pci dabei <li>n Stand
punkt. meiner Partei in~1>f;•rn :r.um Ausdrtt<'k bringen. 
als Ich der Reglerung in dieser Fi·.a~" für ihre Haltung 
unst>rcn -wärmsten Dl'lnk' nuR~r~cht>. \Vir, die wir für 
die globale Forderung der Vertriebetwn eingetreten 
sind, V.>"E'il wir selb<'r drüh4-'n nnRPl'Cn Bt:sitz. verloren 
haben und bemüht sind. nkht nur den Besit7. zu er
halten, sondern auC'h neuen Besitz zu schaffen, muß
ten selbstNerst;imliir-h die~en St::indptmkt einnehmen. 
Wir bemühen un~ auch, wie Sie wissen, mit Hilfe des 
Mitbestimmung,;rechts in den Betriebt•n. den Arbeitern 
Besitz zu verschaffen. Ich glaube, dies wird eines Ta
ges auch der Standpunkt der SPD sein; denn sie be
müht s;ich doch auch, den Arbeikrn mit H ilfe eines 
Eigenheims einen Bc:sit~ zu vermitteln. 

(U.unilie bei der SPD.) 

Also infolgedessen mÜ!SM!n wir j a wohl für den glo-
1.ialen Standpunkt eintreten und erhoffen dafür ihr 
Veratiindni:i. Wenn wii· abc1 fordern - und wir Ve1'trie
bcne mußten das ja leider tun -. so wiesen wir auf der 
andPrE"n Sr-ill' <lb<'!' audi. ct:iß mim nicht !>l.ändig nur 
Cnrci(•rn k ;,1111, nh1w cii(' Lngr OI"' Gt•l'.l':'n rl rn :>.11 beurtei
len, Wir stnd ja 1Pf1.ten F-nd~ Aber auch di<>jeni!;(en, d ie 
il~m<'1' wieder geben m ußtE"n. ah wir noch dort drüben 
waren. Info1gedes!'E"n i:<:t ~ klRr, daß wir un.~ere Forde
runp;t-n den Dlng'en anpaßten. \Vie RiP !'!ir'h hier im We
sten dflrbleten. Dn!> heißt. WPnn wir au!'h die ganzen 
Jahre der Beratung des Lt1::'tl:'nausgleichi:;ge~et:>.es mit 
Sorge folgten, und wenn diej(•nigen, die bittere Not 
leiden mußten, dringend und immer dringender nach 
.Bt:!t!lldütung dilo!:sCJ.' Bcra1ung1en s1.:hden , :;;o waren wir 
uns trotzdem darüi.Jer khu· - wie das der Herr Vorred
ner bereits gesagt hat und worüber wir uns alle einig 
sein dül'ften -, daß die Erhaltung der wesldeutschen 
Wirtschaft überhaupt die Durchftihrung des Lasten
ausgleicl1:sge:sel:i;e:s erst für die Daut:r der Zt!:it e1·mög
lirht. f,nfolg<'d('.;:.;1·11 ist es khlr, daß wir n icht einfach 
diktier!'TI - -..1.-ie es vielleicht die So:>.ialdemokrat.ie hi\tte 
t1,1n liJ:inl:lf:'ll •. Si~ J1<1l:H•n Ps ~ j;i vorhin nngi>deutet -, son
dern d:i'ß 'wir uns f!0.n K~pf <larühcr hah<'n :r.erbredwn 
mUssen, wif' wir den Au~glei<'h tatsächlich schaffen kön
nen, ohne diese Wirtsdiart :1.u l'.,,,r-,;liir"'n und doch den 
VeJ·tdebenen zi.1 ihrem Recht verhelfen, Aus diPsem 
Grunde gcr;;idc ist es SPhr nn1.uerkl"nn..,n, daß n<'bcn 
dem l!.:inrl SC'hl0:-:wig-Holst r in 111.1ch Rheinland-Pfal7. 
d·~m Last~nau::gleici\:'ge~elz $Ofort zugestimmt hat. 

1 
Nach n1.c.inen Inioi·mationcn ~ind die Beratungen im 

1 VermilUw1,g:iaus;>(:huß ja äln Freitdg zu Ende gegangen, 
1 und es l.J~;;t;:ht die Hoffnung, daß, wenn der Bundesrat 
1 . sich. d1~scr' 1:'nh~hcidtmg der fü:1'<1lun~e11 fügt, nunmehr 

1 

der Lastenausglckh endlich in Tätigkeit treten kann. 
ich he1be am Sonntag vor Vertrieueneu gesprud1eu und 
hetl.ie ~it.: ~~rrogt - es w~n·n ull..,rdings nicht Anhänger 
des BvD, sondern Anhiingcr der Landsmannschaften, 
die ja in erster Linie auf ihre Fahnen gesd1l'ieben haben, 
die Länqcr des Ostens iurückzugewinnen, die a lso meht· 
lwl turellP (}Pti~nki>n!'(i\n r," v<'rtr"t<'n -. 11n<i · :..HP h~ben 
m.ix' gesagt: Wenn er nur endlich kkimt:! Natürlich sind 
<IUCh i!llllWI' Pinj_gp <lm·1mh•t". Oie dr/ing"~ll. W<" i! ""~Sich 
in größerer Not befinden. 

Wenn ich aus den ganzen Ausführungen hier heraus
gehört habe, daß es das Bestreben der Regierung ge-
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wesen ist, dieses „Endllch" noch zu beschleunigen, so 
können wir alle, die wir vertrieben sind, dafür nur 
dankbar sein. 

(Bravo-Rufe und Bel.fall bei den Regierungsparteien.) 

Vfzeprisldent Bö&ler: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Paul Wolf von 

der SPD. 

Abg. Paul Wolf: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu
nächst möchte ich Herrn Teschner berichtigen bezüg
lich seiner Meinung, die er hier ausgesprochen hat, als 
er sagte: Herr Abgeordneter Wolf als der Vorsitzen.de 
de1· Vertriebenen-Organisation im Lande Rheinland
P!alz wird sich von dieser Stelle aus klar bekennen 
müssen, ob er zu diesem Lastenausgleich ja oder nein 
sagt. Als Vorsitzender einer Organisation, die über
parteilich und ilberkonfessionell arbeitet, und als poli
tischer Mensch habe ich zu dem Lastenausgleich eben 
auch meine politische Anschauung und gestatte mir des
halb, z.u diesem vorliegenden Entwurf im Bundesrat 
und Bundestag nein zu sagen. Dieses Recht muß mir 
genau so bleiben wie es Herrn .Kather bleibt als An
gehöriger der CDU im Bundestag, ja zu dem Entwurf 
zu saren, auch aus politischen Erwäiungen heraus. 

(Abg. Kuhn: Sehr cut!) 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Ausführungen der beiden letzten Redner haben sich 
im großen und ganzen von unserer Anfrage entfernt. 
Ich möchte jedoch bei dieser Gelegenheit einmal ganz 
klar herausstellen, um was es den Heimatvertriebenen 
bei dem Lastenausgleich geht. Wir haben auch im Osten, 
melne Damen und Herren, nicht nur Besitzende ge
habt. Es wkd Zeit, daß wir hier im Westen Deutsch
lands endlich einmal diese Tatsache klar herausstellen, 
nachdem man uns Uberall von der einheimischen Seite 
immer wieder entgegentritt und sagt: Ihr, die Ihr hier
her gekommen seid, bei Euch scheint es uns gerade, als 
ob Ihr alle Häuser oder Bauernhöfe besessen hättet! 
Auch bei uns hat sich der Großteil der Bevölkerung in 
abhängiger Stellung befunden, und es geht uns als 
Sozialdemokraten bei dem La.stenausgleich darum, ge
rade diesem Personenkre.is unserer Heimatvertriebe
nen hier eine wirksame Hilfe zuteil werden zu lassen. 

(Abg. Schl1ck: Die sind ja auch wesentlich besser 
gestellt als die übrigen!) 

Für uns ging es darum, meine Damen und Herren, 
eine Kriegsschadensrente in den Lastenausgleich hin
einzubauen, die es denen, die nicht mehr arbeiten kön
nen und die nicht auf Grund irgendwelcher Sozialver
sicherungsverhältnisse hier im Westen gesichert sind, 
ermö&licht, ihren Lebensabend in Ruhe und Zufrieden
heit zu v erbringen. Wenn der Entwurf der Bundesregie
runr eine gestaffelte Kriegsschadensrente, angefangen 
bei 14 DM pro Monat bis zu 70 DM im Höchstfall bei 
einem Schadensfall von 150 000 Reichsmark E inheits
wert vorsah, dann, glaube ich, meine Damen und Her
ren, waren wir im Recht, wenn wir gesagt haben, daß 
auch derjenige, der diesen Verlust nicht z.u verzeichnen 
hat, ohne weiteres einen Rechtsanspruch darauf hat, in 
.Westdeutschland eine Rente zu erhalten, die es ihm er
mögllcht, überhaupt leben zu können. Wir stehen au! 
dem Standpunkt, wer im Osten gearbeitet hat und 
wer nicht der Fürsorge bei uns zur Last gefallen wäre, 
der soll auch hier im Westen nicht der Fürsorge zur 
Last fallen, sondern er soll auf Grund seines Rechts-
anspruches eine Rente erhalten. ' 

. ' 

Es ging uns darum, meine Damen und Henen, allen 
Geschädigten, ohne Unterschied ihres Hausratvermö
gens, die Gelegenheit zu geben, s ich einen Haushalt zu 
schaffen. Zu diesem Haushaltscha!!en gehört es, daß 
zunächst einmal Wohnungen gebaut werden. Es genügt 
nicht, wie die Vertreter dei; quotalen Lastenausgleichs 
es immer wieder tun, nur denen wieder Wohnungs
eigentum zuzubilligen, die bei uns dieses wohnraum
mäßige Eigentum hatten. Denn Anspruch au.f Wohnung 
hat letzten Endes jeder Mensch. Darum geht es uns 
Sozialdemokraten. Deshalb war unser Verlangen, min
destens dasselbe im Lastenausgleich zur Verfügung zu 
stellen, das bisher im Rahmen der Soforthilfe - etwa 
900 Millionen DM jährlich - zur Verfügung gestellt wor
den ist, und nicht 300 Millionen DM, wie es der Lasten
ausgleich jetzt vorsieht. 

Es ging uns darum, allen - ich betone das ganz be
wußt -, die in der Lage und fähig sind zu arbeiten, die 
Möglichkeit an die Hand zu geben, sich hier wieder eine 
Existenz zu schallen, sei es in Form von Existenzauf
baudarlehen für die früheren Inhaber selbständiger 
Existenzen oder für jüngere Leute, die hier selbständig 
werden wollen, aber verstärkt natürlich auf dem Ge
biete der Arbeitsplatzschaffung in der bereits hier im 
Westen ansässigen Wirtschaft. Denn was liegt volks
wirtschaftlich näher, als die bestehende Wirtschaft die
ses Landes auszubauen und auszuweiten und so tat
sächlich den volkswirtscha!tlichen Nutzeffekt heraus
zuz!.ehen, wie er auch für das gesamte Volk vertreten 
werden kann. 

Ich glaube, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
daß ich mit diesen kurzen Ausführungen Ihnen den 
sozialdemokratischen Grundsatz eines Lastenausgleiches 
umrissen habe. Wenn der Herr Ministerpräs ident vor
hin hier sagte, daß dieses Gesetz keinen Vorläufer hat, 
daß man die Auswirkungen dieses Lastenausgleichsge
setzes eben erst studieren müßte, um an Hand von No
vellen dann Verbesserungen vorzunehmen, dann darf 
ich doch darauf verweisen, daß w ir seit 1949 das soge
nannte Soforthilfegesetz haben. Dieses Soforthilfe
gesetz hätte die Möglichkeit geboten, während seiner 
bisher.igen Laufzeit immer wieder zum Anlaß genom
men zu werden, um Verbesserungen in den Laste naus
gleich einzubauen. Wie der Entwurf jetzt VOl'liegt und 
wie er verabschiedet werden wird, ist es im großen und , 
ganzen gesehen weniger als eine verlängerte Sofort
hille. Alle Heimatvertriebenen sind immer wieder 
mit dem Hinweis auf das Lastenausgleichsgesetz ver
tröstet worden, wenn sie an der einen oder anderen 
Stelle abgewiesen worden sind. Meine Damen und Her
ren, es gehört einmal klar ausgesprochen von d ieser 
Stelle aus, daß das Lastenausgleichsgesetz wieder einen 
großen Prozentsatz .von Menschen aus den Betreuungs
aufgaben aussdlließen wird, genau so, wie es bei der So
forthilfe der Fall war. Ich erinnere deshalb nochmals 
daran, was ich von dieser Stelle aus bereits zweimal ge
fordert habe, daß das Land gerade für diesen Personen
kreis, der nicht unter dieses Gesetz zu bringen sein w ird, 
etwas tun muß, um diesen Menschen eine wirksame 
Hil!e zuteil werden zu lassen. Der Lastenausgleich, 
meine Damen und Herren, kann nur unter sozialen Ge
sichtspunkten gesehen werden. Ich möchte Herrn Tesch
ner bitten, diese Dinge einzusehen. Ich habe mir bisher 
immer vorgestellt, daß eine chr-lstliche Haltung von 
vorneherein elne soziale Haltung ist, 

(Zuru!e CDU: Ist sie auch!) 

und ich möcllte deshalb, Herr Teschner, daß auch Sie 
diese beiden Begriffe, sozial und christlich, so sehen, 
wie sie die größten Teile des deutschen Volkes sehen 
wollen, und nicht so, wie Sie sie immer im Hinblick au! 

„.\ 
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die Sozialdemokratisdte Parte i und Fraktion „christ
lich« apt)stroph·ieren und damit zum Ausdruck bringE'n 
wollen, daß wir alles andere wollen, nur k einen sO'?la
Jen und christlichen Lastem1usgleich. 

(Beifall bei der SPD.) 
So waren Ihre Ausführungen, die Sie hier gemadtt 

haben. k h f.inde überhaupt, daß die Helmatvet·trlebe
nen in ihrer Gesamtheit ein sdtlechtes ·Objekt sind, um 
mit ihnen ir!l~ndwt\ldw Politik in dieser Richtung zu 
treiben. kli habe e inmal von dieser Stelle aus ges~gt, 
meine Damen und H erren, da ß wir d ie poli.ti<:che Klug
heit der Heimatvert riebenen in We1ttdeutschland nur 
bewundern können und es sollte die A ufgabe aller drei 
Fraktionen di~ses Hauses sein, immer wiPctc>r und bei 
jeder Gi:legenheit dann1f him:uwelsen und durch diese 
Hinweis e bei der einheimi!\Ct\en Bevölkerung das Ver
ständnis dafür zu wecken. wie diese Hilfe angesetzt w er
den muß. 

(Abg. Schli{'k: Das hat <:1ie Landesreg!ernrig durch 
ih1·e Zustimmun~ zum Las tenausgleichsgesetz ge

tan'. - Abg. Smmictt: Oder auch nicht!) 
Ich glaube, in etwa klargelegt zu haben, daß nach 

meiner und unsere1· Auffassung dies nicht von der Lan
desregienmg erreicht worden ist, denn w enn die öffent
liche fümd - lassen Sie mich das abii:chließend sagen -
berange?.ogen werden soll in dem Maß!", wie das der 
Lasten ausgleichsentv:urf vorsieht, nämlich in Höhe von 
1,4 Milliarden DM jährlich, dann bedeutet das, daß die 
9 Millionen Heimatvertriebenen und die 6 oder 7 Mil
lionen Bombengeschädigten die ersten sind, die diese 
1400 Millionen DM aufzubringen haben für den Lasten
ausgleich, auf den nur sie Anspruch haben und den e i
gentlich die beza hlen müßten, denen der Zufall oder 
das Schicksal oder e ine Gottesfügung - nennen Sie es, 
wie Sie es wollen - alles gelassen hat. Das is t nämlich 
eine Tatsache, an der wir nicht vorbeigehen k önnen 
und die immer wieder das einzige unterstreicht: in dem 
heutigen [)('ut@C'hland bei dieser Wirtsdtaftsform g.ibt 
es nur e ines: Die Armen sind ärmer geworden, und 
die Reichen werden von TaR zu Tag reicher. 

(Abg. Schlick: Das ist eine Unwahrheit! - Wider
spruch bei den Regierungsparteien. - Beifall bei 

dN SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wnrt hat der Herr Ahgf'or<lnete Lahr von d e r 

FDP. 

Abg. Lahr: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich wollte 

eigen tlich zu diesem Thema nichtStellung nehmen. aber 
ein Zwist:h.cnrnf des Herrn Koliegen Schmidt vPranlaß t 
mich, hier ganz kurz einige Worte zu sagen, Herr K ol
lege Künig, Sie haben vorhin gelegentlidt einer An
s pradte hier erklärt, es sei Jhnen von seiten Ihrer Frak
tion gesagt wot·den. man solle anf ?.;wischenrufe nur 
dann eingehen. wenn sie gut simt Herr Kollege Schmidt . 
Sie haben einen Zwischenruf gf'macht; ich betrachte 
di~st;n Zwischenruf als gut. Dieser Zw!S<'henr11f lAu
teLe: Sagen Si!" ~ der ~n::leren Seite: Sie sagt<>n <iM 
Herrn 'l'e~chner. als e r davon ~pracll, daß nidtt alle Ver
miig~~n eriaUt seien. Ich glPubP. aber. der Blick, den 
Herr Teschner Ihne!!. zt• warf, war insofern bere<.h
tigt, a ls das Soforthilfegesetz das Vermögen der 
G ewerkschaften au!!nimmt. Ich glaube, der Blick von 
Herrn T eschner war auch insofern berechtigt, als m e i
ner Et'innerung n ach von selten der SPD ein Antrag 7.tt 
dem Lastenaus.gl eichsgesetz vorla~. da'l Vermögen der 
GewerkRchaften und auch der K onsumvereine aui;:i:u
lai-scn. 

tHört 1 Hör t! b ti i dE>r FDP.) 

Vfmeprlsldent Bögler: 

Das Wo rt hat der Herr Abg~rdnet.e Hert~l von der 
SPD. 

Abg. Hertel: 

Heer Präsident! Meine Da!!l.en und He r ren ! Es hätte 
der FDP gut ang~stand:m. den gut gcm,,.intcn, be,,;d1ei
dencn ·Zwischenruf des Herrn Kollegen Schmidt still 
hinzunehmen - um ~o mehr, wenn man ihm gar nichts 
entgegenzuset zen hat als die Forderung der Erfassung 
des Vermögens der G ewerkschaft,•n. Die H a ltung d er 
Sozialdemokratie bei den Beratungen über den Lastcn
uusgleicb. kann .sich n ach jeder Hinsicht sehen lassen. 
Wenn Si!;! .vrupagiert:u, <l1:1ü <l~s Vermögen d e r öffent
lic..~~n„Hand er!ußt \\'.U:d, dann übersehen Sie vollkom
men, ~ jede Gemeinde b is zur kleinsten Dol'fge
In;e~g~ . Ä~':l;~'il .<fül. karitativlite Anstalt ist, die es über
haupt gibt, denn jeder Bürgcrmcl~tet· ist ve1·pflichtet, 
j edem an ihn sich W!.?n :l~nden Menschen ohne Rück
sicht auf Herkunft, l'luf Konfession Odi::-r politische Zu
gehörigkeit zu helfen, und wir wi~st>n. dllß dte Gemein
den an der Grenze ih1·er Leistun!!:sfähigk<:>it sind. WPnn 
die Gemeinden nod1 w e iterhin belastet werde n durch 
den Lastenausgleich und wenn das. was an erhöhter 
Abgabe an den Eund abgeführt wird aus Landesmit
teln, f'lch auf dem Rüdcen der G emeinden abi;pielt und 
r1uswirkt. dann wird wahr~cheinlich ihre Lelstungs
f!ihigkeit noch vcrrln~ert. W~r hnt das Recht. mit den 
Gewerkschaften derart Schindlu<!er zu treiben , den 
Gewerki;d'J~fbn. die 1933 als N stc Opfer des Faschis
mus wurden und die Anspruch h ä tten auf Wiedergut
machung! 

(Beifall bei dcl' .<:;PD.) 

Suchen Sie dieJenigen hel'anzur.i>eh('n, die ihl'e Aktien 
1:1 umgestellt und in7.wl~chcn Kur !<gewinne bis zu 100 
v. H . e rzielt haben. Dort il't :m.rn.m~l»n d<'t' Hilf~bed ii rf
tigen mehr zu holen ah bd den Gewerk!«:hl'lften, dit' 
heute die Mitgliederbciträg<> 7u..;:~ mmenkrat7.en. um die 
Fürsorgepflicht zu erfüllen, die - -

(Protestrufe bei den Regierungspacteien.) 

Bund und Staat auf Grund ihrer ei~encn V~rfa.ssung 
oder aus bös.em Willen nkht zu erfüllen vermögent 

(Weit.e1·e le bhafte Protestn1fe bei d en Regierungl!
pa r tcien . - Beifall b C'i rler SPD.) 

Vlzeprä~ident 8ii1<ler: 

Das Wort ha t der Hen Fin:m z.-ninister Dr. N'lwaC'k. 

Finam:mlnl!lter Dr. Nowacl!: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! kh rnikhte 
nur ein paa r ku~·;i;e Wol'te 8 ::tgC'n. Zuer;;t eine kleine 
politischot> 'Bemerkung, Herr Kollege Schmidt. Idt weiß 
jetzt Wirklich nichl 11\t!hr, ob S ie nun noch Unitari.<?r 
s ind oder· ob Sie Föderalis t geworden s ind. Deern wenn 
Sie ;;ich H1s Verteid\ger d,es Föder111ismus auf.werfen 

(Abg. Schmidt: Habe ich nicht g e ta n!) 

und Sie df'lr CDU den Vorwurf m<1C'hen'. dilß s ie vom 
Föderatlsm:us abgew!rfiPn !;f'i , ::;o mii~<:Pn Sif' ei ~Pntlkh 

lhre Au rrassun;i: gew;,ncte11· h'JhM\, octPr aber ich m11R 
sagen, Sie können doch. wenn - :rnm mincl.~st en nA<'h' 
Ihrer Auffassung ..: in d iesem Fs ll<' die CDU unitari8ch 
gehandelt h.At. 1ht daraus keinem Vorwurf milchen , d <1ß 
sie sich plötzlich n1 Ihrer Aufrnsc;u n g bekannt h<ibe. 
Also ich verstehe die Logik lhr!'.'r Au~führun 'Ol~n in 
diesem Punkte überhaupt nicht. 

?-Tun wurde hier von rlem Herrn AhgN>rdneten Wolf 
r,esogt, er wolle wiede r zum Thema ;rn ri.ickkommen . 
Leider hat er d as :'licht getan , odel' aber es hat vorher 
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zwischen Ihnen und Herrn Wolf keine Abstimmung 
über das Thema stattgefunden. 

(Abg. Schmidt: Zwischen Herrn Lahr und Ihnen 
aber bestimmt auch nicht! - Heiterkeit.) 

- Das war doch sehr gut, was er gesagt hat! 
(Abg. Schmidt: Es interesaiert uns, daß Sie das 

unterstreichen! - Heiterkeit.) 

Und auch mit Herrn Hertel nicht! Sehen Sie Sie 
belde, Herr Hertel und Sie - und dann Herr W~lf - . 
Sie haben v,on ganz verschiedenen Dingen gesprochen. 
Sie und Herr Hertel haben erklärt, daß es au! Kosten 
der Gemeinden gln ge, wenn man dem Lastenausglelchs
'lesetz zustimme. 

Herr Wolf hat es so dargestellt, als ob die Bundes
ratsvorschläge darauf hingezielt hätten, daß nun die 
Leistungen für die Anspruchsberechtigten erhöOt wer
den sollten. 

Aber, Herr Kollege Schmidt und Herr Kollege Her
tel, Sie wissen doch selbst ganz genau, was der Bun
desrat gefordert hat. Durch die Forderung des Bundes
rates wurden doch nicht die Leistungen für die Be
trofrenen erhöht, sondern da sollten doch nur die Be
lastungen der ts!fentlichen Hand gemindert werden. 
Das hätte bedeutet, daß das Aufkommen um einige 
hundert Millionen DM verringert worden und damit 
Schwierigkeiten entstanden wären, wie man das Loch 
'11ecken sollte. 

(Abg. Hertel: 
Durch Erfassung schamlos ergatterten Besitzes! -

Widerspruch be i den Regierungsparteien!) 

- Sie sind. ja viel zu klug, als daß Sie in die Phra
seologie von vor dreißia oder fünfzig Jahren zurück
!allen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dazu kennen wir uns doch zu gut. 

(Abg. Hertel: Die Kursgewinne!) 

- Lieber Kollege Hertel! Die Kursgewinne haben ja 
nie zur Diskussion gestan~n, auch nicht in den Vor
schlägen des Bundesrates. Auch der Bundesrat hat es 
bei den ~O Prozent Aktienabgabe belassen, und zwar 
beim Aktienwert von dem Stichtag des 21. Juni 1948. 
Was dabei herauskommt, können Sie sich doch aus
rechnen. Das Ganze ist ein Betrag von zwei Millionen 
DM gewesen. Sie müssen sich doch einmal an die sach
llchen Dinge halten. Wir müssen unterscheiden, ob wir 
hier sachlich diskutieren wollen, wie die Dinge wirk
llch sind, oder ob wir hier Volksversammlungsreden 
halten wollen für kommende Wahlen in absehbat·er 
Zeit. 

(Lebhaf.ter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn wir aber sachlich diskutieren wollen, dann 
müssen wir uns an die gegebenen Tatsachen halten. 

Meine Damen und Herren! Was der Kollege Wol:! 
eewollt hat, . ist ganz etwas anders als das, was die 
Kollegen Schll)idt und Hertel gewollt haben. Die Kol
legen Schmidt und Hertel verlangen und machen der 
Landesregierung praktisch nur deshalb den Vorwurf, 
sie hätte dem Gesetz zu schnell zugestimmt, weil 
dadurch Belastungen der öffentlichen Hand entstehen. 
Der Kollege Wolf möchte eine größere Zuteilung an 
die Betroffenen haben. Eine größere Zuweisune an 
die Betroffenen wäre aber bestimmt nicht erreicht 
worden durch unsere Zustimmung .zu den Bundesrats
vorschlägen. Darum hat sich die Landesregier~ng ent
schlossen zu sagen: wlr wollen dem Gesetz zustirrunen, 
selbst wenn es für die öffentlid1e Hand an dieser oder 

jener Stelle bestimmte Belastungen hat; aber wir hal 
ten es für eine moralische Pflicht, daß nicht nur der 
private Bürger belastet wird, sondern daß auch dia 
öffentliche Hand in gleichem oder wenigstens in ähn
lichem Maße mitzieht. 
1 

(Beifall bei den Regierungspart eien .) 

Ich meine, daß das e in Standpunkt ist, der den Be
tro!fenen viel mehr Rechnung und Gerechtigkeit wid<?r
fahren läßt als jede andere Forderung, die darauf hin
ausgeht, die öffentliche Hand nach Möglichkl!it aus 
allen diesen Bindungen und Belastungt!n herauszu
ziehen. 

Soviel zu diesen Dingen. Also bitte (z.ur SPD), wenn 
Ste in nächster Zeit eine solche Anfrdge stellen, dann 
treffen Sie doch eine Sprachregt!lung In Ihrer Fraktion, 
damit uns klar werden kann, was Sie nun als wirk
liches Ziel bei einer solchen Anfrage verfolgen. 

(Abg. Völker: Sie brauchen uns keine Belehrungen 
zu geben! D;ts müssen Sie uns überlassen!) 

Nun möchte ich noch ein anderes Wort sagen. Herr 
Kollege Schmidt, Sie haben gemeint, der Finanzmini
ster hätte mehr als es vielleicht nach Ihrer Auf!assuni 
der Fall war, den MinisbrpräsidentP.n oder den Mini
sterrat in dieser Frage überzeugend unterrichten müs
sen. Ich darf Ihnen sagen, der Herr Ministerpräsident 
hat es auch schon ausgeführt: der Ministerrat hat sich 
tn mindestens einem Dutzend seiner Sitzungen m it 
diesen Problemen befaßt. Diese Probleme c;ind nicht 
von heute und von gestern, sondern sie stehen seit 
Monaten zur Diskussion an und seit Monaten haben 
sich auch die Landesregierung und die Mitglieder des 
Bundesrates und alle diese Instanzen mit d ieser Frage 
beschäftigt. Ich glaube kaum, daß Sie irgendeinem Mit
glied der Landesr egierung auch nur entfernt einen 
Vol"WUrf fahrlässiger Handlung machen können. 

Noch ein Wort muß ich sagen, weil Sie mich hier 
indirekt angesprochen haben. Sie haben die alte For
mulierung von einer. etwas nibelungenhaften Gefolg
schaftstreue der Landesregierung von Rheinland-Pfalz 
gegenüber der Bundesregierung wieder einmal zitiert. 
Sehr verehrter Herr Kollege Schmidt! Ich würde stür
mische Heiterkeit in den zuständigen Gremien in Bonn 
erregen, wenn ich dort mitteilte, daß man uns unter
stellt, In nibelungenhafter Treue der Bundesregierung 
zu folgen. 

(Abg. Volkemer: Sie woll!!n dod1 nicht sagen in 
sklavischer Art?) 

- Nein, weder sklavfaclter noch slawischer Art. Ich 
habe nicht ganz verstanden. - Sklavischer! - Neia, auch 
das will ich nicht sage,1.. 

(Lebhafte Heiterkeit im Hause.) 
Wir vertreten unseeem Standpunkt im Bundesrat und 

bei allen Besprechungen In Bonn. Wir vertreten lhn 
mit sehr großem Nachdruck. Ich hoffe, Ihnen das all
mählich klarmachen zu können, meine Herren von der 
Opposition, und zwar mit Erfolg. Ich sehe ein , daß das 
Anerkenntnis dieser Dinge für Sie etwas schwer fällt, 

(Abg. Völker: Wir müssen zuerst den Erfolg sehen , 
Herr Minister !) 

und Ihnen vielleicht nicht sehr bequem ist. Aber ich 
b in überzeugt, daß die Tatsachen, die ihre eigene und 
unabdingbare Sprache sprechen , eines Tages Sie doch 
dazu b'ringen müssen anzuerkennen, was wir in den 
Verhandlungen in ~onn für das Land erreichen und 
durchsetzen. Ich glaube, die Landesregierung selbst 
kann in aller Ruhe diese Entwlcldung abwarten. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

„ , , iHI~ 
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Vizepräsident Bögler: 

Das Wnrt hat der Herr Abgeot'dnete Lahr. 

Abg. Lahr: 

Meine Damen und Herren! Ich bitte ums Wort iu 
einet· ganz kurzen Bemerkung. 

Heute morgen haben Sie, Herr Kollege Hertel, ge
sagt: w<?nn man gegenteiliger Auffassung ist, weshalb 
sich dann so aufregen. Gute Ratschläge kann man aber 
nur dann geben, wenn man sie selber befolgt. Ich habe 
gesehen, Sie hHh('n sieh eben ganz erheblich aufgeregt. 

(Abg. Hertel: Weil ich 40 Jahre lang Gewerk
schaftler bin!) 

Sie haben erklärt, daß die öffentliche Hand freiblei
ben müßte, weil sie finanziell außerordentHch schlecht 
gestellt seL Gehen Sie doch einmal hinaus ins Land, 
Herr Kollege Hertel, und sehen Sie sich draußen die 
Bauern und Geschäftsleute an, ob die ,bessergestellt sind. 

(A!Jg. Diel: Sehr gut!) 

Sehen Sie sich das Bürgertum an, das heute danun 
ringt, die paar Pfennig für den Lastenausgleich aufzu
bringen. Sehen Sie sich die Dinge einmal von dieier 
St~ite im. Dann muß Ihnen eins gesagt werden, Herr Kol
lege Hertel: Wf'nn die Ein:>:elpcrsönlichkeit nicht mehr 
dazu in der Lage ist. dann hilft das auch der ganzen 
Gemeinrle nicht mehr. Die Gemeinden gründen sich auf 
die Finanzkraft der Eim:elpersönlichkeit. · 

(Abg, Kuhn: Das ist es ja doch!) 

Vizepräsident ßiigl~r: 

Das Wort hat <le>r Herr Abgeordnete Schmidt. 

Abg, lSd1midt: 

Meine Damen und Herl'en! Ich möchte meine kurzen 
Bemerkungen mit dem letzteren beginnen. Ich stelle 
hier fei;t, daß der Herr Kollege Lah1· gewissermaßen 
,;ein Bedauern angedeutet hat, daß das Gewerkschafts
vermögen nicht ebenfalls in den Lastenausgleich ein
bezogen wurde. 

(Abg, L«ht: Das haben Sie falsch verstanden, Herr 
Kollege Schmidt. Ich habe lediglich darauf hinge-

wif'~f'n, daß es frei ist!) 

- Schon der Hinweis, daß es frei sei, hat seine Bedeu
tung. kh vermag im Augenblick nicht zu prüfen, inwie
"'·ci t ein:> Gewcrkschattsvermögcn frei ist. Sofern das 
GcwPrk"schaftl<vf'rrnfiu;t•n l'\ber den Hichtlinien der 
ülfentlichf'n Hand entspricht, ist es ebenfalls belastet. 

Im ühri~f'n mömh~ i<'h feststellen. daß das Gewerk
schaftsaufkommen sich heute zum großen Teile zusam
men;;etzt aus den Beiträgen der Flücb.Uinge, die wie
dc>r in den BPtl'it>lwn t.i-itig sind. füe h..abcn also Ihrcrseit~ 
d(•n Wt111;wh, rlaß auch diese Beiträge der Flüchtlinge 
wieder dureh das Heranziehen des Gewcrksch.aftsauf
kommens lasb•n<rnsglf'khspflichtlg w<'rdcn soll. 

(Lebhaftf'r Wirlerspruch bei den Regierungs-
parteien.) 

- 'IY:irum t'f'~cn Sie von der CDU sich auf? Ich spreche 
doch mit rlen Ko!lf'gen von der FDP! Ich nehme an, 
meine Herren von der CDU, daß bei Ihnen die gewe1·k
:;drnftliche 'l'nidilinn norn nir·ht 1·estlos verlorengegan
gen ist . 

(Beifall hri der SPD.) 

Dnß bei der l<'DP keine gewerkschaftliche Tradition 
V•H'hnnden ist. darüber sind wir doch nicht erstaunt. 
Aber dafl der größte Teil Ihrer Fraktionsmitglieder eine 

gewerkischaftli!.:he Tn1dition besitzt, dRs i:.:t uns doch 
bekannt, und ist glüt:klicherweise hier im Hause noch 
manchml'll wirksam. 

(Abg, Schlick: Die alten Mitglieder zahlen doch 
ihre Beit1·äge. - Abg. Clau.;;: Die Beiträge sind doch 

.kein Vermögen. - Unruhe bei den Hegierungs-
parteien.l 

- Augenblick! Ich habe ja nicht von den Gewerkschaften 
gesprochen, sondern der Kollege Lahr hat das getan. 
Wenn man eine Dummheit macb1., muß man es sich ge
fallen l~en, daß man darauf aufmerksam gemacltt 
"\\'ird. 

Daß der . Herr. Finanzmin isicr dleser .Meinung des 
Herrn Kolh:•gen Lahr ausdrücklich beigetreten ist, haben 
wir veTmerkt. 

lm übrigen möchte ich dem Herrn Finanzminil;ter 
eines sagen. Ich weiß nicht, ob Sie in der Sitzung des 
Bundesrates anwesend waren, in der die Dinge disku
tiert wurden. Aus dem Protokoll vermag ich f:'ine An
wesenheit Ihrerseits nicht :r.u f'l'sC'hcn. Denn wenn Sie 
da gewesen wären, hätten Sie wissen müssen, da!.I sei
tens: der Mitglieder des Bundesrates, die die Anrufung 
des VcrmitUungsauss1.:hu:s:se:s wün:;('hten. ausdrücklich 
gesagt wume, daß es sich bei der Verweigerung zu der 
Zus1.Lmmung nlcht um eine Leistungsverrnindet'ung 
handele. Keiner der Bunde~ratsmitgliedl"r hat eine Lei
stungsverminderung gewollt, sondern es handelt sich 

i lediglich um eine Verschiebung der Aufknmmensselte. 
Daß sich hier die fylemungen immer gegenüberstehen 
werden, C'rgibt :sieh schon aiiein d1:n·Rus, daß die rechts 
von der CD lJ ~tehen(h•n Hegit'1·m1 i;:~llHt'leien in Bonn da
für gesorgt haben, daß RiE' ihrl'n Einfluß bei der CDU 
unte1· Aufwendung von allerlei Regi<>rungskI'is('ndro
hungen Jreltend mflehten. um rlen Pet':o:ont'nkreis. df'n 
Si.e L"'l er:;ter LLriie politi..s{!h zu ve::trcten haben, rnög-
1!C'h~t hPil hC'rau~zuhring·Pn . D'lrf \eh Sif' nur daran 
crlnnffn, daß die Fr!H(ti' doi'~· A~d r„nt>inhr>ziehung in d~t· 
bi:'lhl'r VorllegE>nd~n Fnrm al.<; <ii:'nkh;:i1· unzureichend 
empfünden Wllt'<lei' \Yei11'l' n;:it'f i<'h Sif> <'hinm <'dnnern, 
daß dte Frage der Großvermögen unr1 deren Beanspru
chung immer verschieden diskutiert worden ist und in 
dem Zusammenhang auch die Frage des sozialen La
stenau::<;gJe ichs. Tun Sie doch. bitte nicht so, als ob das, 
was skh heute Lastenausgleich nennt, ein sozialer Aus
gleich wäre. Es ist der Ausgleich, der ver.<;ucht wird 
zwischtm tj.1;n Int<;1·e:,;~cn, die die derzeitige wirtschaft
lidie GesellschaÜ glaubt vertreten zu müssen und denen 
durch die Schlild der gleichen Gesellschaft in diesen un
geheunm Notstand geratenen M''nschen. 

~ße~:fall bei der SPD.) 

Sie weigern sich. die Konscqu!'nzf'n fin.<1m:it>\ler Art 
zu z4ahen. .dle. i;hl1 aus Ihrer Politik ergeben haben. 

(Beifall lwi der SPD. - Abg, Pickt'!: DH" ist Pine 
Umrer.<;,..h/:imthPit 1\ 

V!z~1rr!'l<;li:'ll'nt 'Rllg1Pr: 

Dni:; Wort h<it r1N Hf'rr Aha•-n1·r1nPtl' Bo?nrl<'t'. 

Abg. Bender: 

Herr Präsident~ Meine Damen und Herren! Ich halle 
nicht 1~n~-:1!·t<'t, daf'I rliP~f'r Pi mkt dt>r Tagesot·dnung 
~kh M> aHs<lf'hl'\P"l wiirrl•·. u wl hatk auch nl('ht d\e 
Absicht P:ehabt, das \Vor!. ;i-11 Pr<Tt' <'if«n, w<>il cier La~t<>n
ausgleich nicht hierher gehilrt und wir auch diese 
Dinge hier nicht abi<c-hließcnd bdrnndcln können, ~on
dem .immer nu1· bruch:stüc.:kwci:se. 
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Es ist jetzt von seiten des Herrn Kollegen sclunidt 
das Wort gefallen, der „bestimmte Personenkreis" sei 
ziemlich heil herausgekommen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich einmal dieses 
Haus verlassen habe, wird man mir bescheinigen müs
sen, daß ich ebenso. wie ich es von Ihnen allen vor
aussetze, für mlch nichts gewollt habe! Ich werde mir 
deshalb erlauben, jetzt persönlich zu sprechen. · 

Ich bin aus diesem Kriege heimgekommen mit einem 
halben Auge. Ich habe noch von meinem kleinen Ver
mögen von vor dem Kriege etwas übrig behalten. Das 
meiste bestand aus Geldvermögen. Der Sachwertbesitz, 
nehmen wir ihn einmal ~n mit einer runden Zahl von 
100, !ällt zu 50 v. H. unter den Lastenausgleich, das 
sind von 100 000 DM 50 000 DM. Davon, weil Betriebs
vermögen, also Fabrik, Maschinen, Lager 6 v. H. pro 
Jahr mit Verzinsung gleich pro Jahr 3000 DM mal 30 
Jahre sind 90 000 DM von "einem verbliebenen Rest
vermögen von 100 000 DM; immer die Summe fiktiv 
angenommen. Wenn Ihnen das noch z.u wenig er
scheint, meine Damen und Herren, dann kann ich 
Ihnen nicht belfen. Das sind Aufbringungssummen 
neben der laufenden Besteuerung. 

Ein zweiter Fall. Mein Bruder ist 61 Jahre alt und 
hat im letzten Kriege seine drei Söhne verloren. Er 
wird zum Lastenausgleich herangezogen wie jeder
mann, der nichts verloren hat. Ich habe bis heute noch 
kein Wort der Klage gehört. Solnnge wir gesund sind, 
arbeiten wir, solange wir arbeiten, bringen wir auf filr 
den Staat. 

Das nur als zwei Beispiele, weil solche ebenfalls hier 
erwähnt wurden von solchen, denen geholfen werden 
muß. Deshalb habe ich diese Bei.spiele genannt, von 
denen, die geben müssen. Ich wollte Ihnen damit nur 
sagen, daß beim Lastenausgleich, .wie er dem Bundes
rat vorgelegt und vom Bundestag angenommen wor
den war, aus hunderttausend Mark Vermögen im Laufe 
von 30 Jahren 90 000 DM abgeführt werden müssen. 
Das mu.ß jeder hier im Hause wissen. 

Was nun die Haltung unserer Regie-rung anbetrifft, 
so scheue ich mich nicht, folgendes zu erklären. Als ich 
im Oktober des ver!losscnen Jahres hierher kam, ver
trat ich die Ansicht, daß wir soviel kleine Länderparla
mente nicht gebrauchen, ebenso nicht dte vielen Re
gierungen, und ich war jederzeit bereit, diese Zustände 
möglichst schnell zu ändern. 

Meine Damen und Herren (zur SPD gewandt)! Ich 
werde mich jetzt stark in den Gegensatz zu Ihrer Auf
fassung setzen, das weiß ich, aber ich spreche es trotz
dem aus. Ich habe gerade durch die Haltung unserer 
Regierung beim Lastenausgleich .und schon vorher im 
Bundesrat dieses Land Rheinland-Pfalz immer mehr 
schätzen gelernt und es pressiert mir gar nicht mehr 
mit seiner Auflösung, 

(Heiterkeit bel der SPD.) 
solange die Opposition jedes Mittel in Bonn und über
all einsetzt, um ihre Ziele z.u errelchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vlzeprllsldent Bögler: 
Meine Damen und Herren[ Wortmeldungen liegen 

nicht mehr vor. Damit ist der .Punkt 13 der Tagesord
nung erledigt. 

Wir kommen zum Punkt 15: 
Antrag der Fraktion der SPD betreffend Doppel
stellung des Finanzministers. - Drucksache II/339. 

Wird zur Begründung des Antrages das Wort ge
wünscht? - Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt. 

,„,. '„ .. • • , . 

~------------- --·--·------- --·-

Abg. Schmidt: 

Meine Damen und Herren! Um bei dem Herrn 
Finanzminister keine Mißverständnisse au!ko1nmen zu 
lassen, möchte ich einleitend ausdrücklich bemerken, 
daß wir den Antrag nicht gestellt haben aus den Ge
sichtspunkten heraus, den Finanzminister des Landes 
Rheinland-Pfalz zu einem möglichst langen ministe
riellen Leben zu verhelfen. Vielleicht haben wir ihn 
gestellt aus Sorge um die persönliche Lebensdauei:-. 
Wir haben ihn aus dem Gesichtsp1mkte gestellt, daß 
wir uns mit den Gegebenheiten des Grundgesetzes und 
der Landesver!assung vorerst abzufinden haben. In 
Grundgesetz und LandesverfElssung sind dem Finanz
minister besondere Funktionen, die für die Verwal
tung des Landes sehr bedeutsam sind, zugesprochen. 

Ich darf nur darauf verweise!l, daß sowohl im Grund
gesetz wie in der Landesverfassung besondere ,Ab
schnitte enthalten sind, die die Finanzverwaltung be
treffen. Besonders im Grundges(>b; sind immer wieder 
Bestimmungen enthalten, die in Wechselbeziehungen 
zu den Ländern stehen. Es ist ja auch für jeden, der 
die Geschäftsverteilung In e~ner Regierung kennt und 
sie zu überblicken vermag - das vermögen Sie ja alle, 
meine Damen und Herren - ganz. klar, daß -dem Finanz
minister irp. Rahmen der Landesregierung, ich möchte 
sagen neben dem Ministerpräsidenten, die Hauptau!
gabe zukommt. 

Deshalb war bei jeder Regierungsbildung die Frage, 
wer wird Finanzminister, immer von besonderem In
teresse, und zwar nicht nur vom Gesichtspunkte der 
Schwierigkeiten her, die mit dem Amt verbunden sind, 
und dem dadurch bedingten Arbeitsanfall, sondern alle 
Fraktionen haben bei den Regierungsbildungen insbe
sondere der Persönlichkeit und der Qualität des Finanz
ministers ihre besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 

Das hat selbstverständlich auch Geltung für den der
zeitigen Finanzminister unseres Lande3. Wir haben 
bisher nichts beantragt, das seine persönlichen Quali
täten in Zweifel ziehen könnte. Wir haben auch in un
serem heutigen Antrag auf ein derartiges Inzweifel
ziehen verzichtet, sondern wir haben in unserem Antrag 
dem Herrn Finanzminister ausdrücklich die Möglich
keit offengelassen, solange wie die derzeitige Regierung 
besteht, als Finanzminister sein Amt weiter zu verwal
ten. Wir sind nur der Meinung, daß die Amtspflichten, 
die für einen Finanzminister gegeben sind, so groß sind, 
daß sowohl persönlich wie materiell eine Verbindung 
zwischen Bundestagsabgeordnetem und Finanzminister 
eines Landes unmöglich ii:;t. • 

Ich will gar nicht von der doppelseitigen negativen 
Wirkung reden, sondern nur davon, daß sowohl die 
Bundes-- wie die Landesinteressen nicht in dem Um
fang und so wirksam wahrgenommen werden können, 
wie wir das von dem Finanzminister erwarten dürfen. 

·Der Landtag hat das Recht, sich dagegen zu wehren, daß 
wir nur einen halben Finam:minister haben. Man kann 
Minister in einer Landesregierung - außer dem Mini
sterpräsidenten - auf allen Ebenen sein und auch gleich
zeitig Bundestagsabgeordneter sein; man kann es nur: 
nicht als Finanzminister sein; denn nirgendwo wirken 
die Interessen so gegeneinander, und in keinem Ministe
rium müssen die Interessen des Landes gegenüber dem 
Bund so oft und so Intensiv wahrgenommen werden, wie 
das auf der finanziellen Ebene der Fall ist. 

Wären Sie Landesinnenminister geworden, dann 
könnte man sagen - wenn das auch bedenklich ist -, ein 
Innenminister hat doch sehr oft die Funktion der Er
gänzung des Bundesinnenministers. Das gilt für den 
Wirtschaftsminister erst r echt; für den Kultusminister 

! ____ -- " ' --' · ,1 .,, ~:tillll~ 



820 Stenographische Berichte des Landtages v<m Rheinland-Pfalz, rI Wahlpffioc\e 

mag diese Funktion sehr zweifelhaft sein, aber völlig 
unmöglich ist eine Verbindung von Bundesauftrag und 
Landesauftrag in einer Person beim Landesfinanz
rninistel'. 

Ich glaube, es ist die letzte Nummer der „StaRtl!i~ 

Zeit11ng", in der eine Zahi wieciergegeben !st, die diese 
Auffas~1mg, die wir hier vertreten. am stärksten unter
streicht. In dem Bericht der Staatl!-Zeitung .,Ein Jahr 
Dut1de5r<'lt'' wird festgestellt, dAß von den 40 Vorlagen, 
die den Bundesrat im letzten Jahre als Gesetz pa'.';!':ie'rt 
haben, 11a v. H. Vorlagen waren, die die Finanzpolitik 
betreffen, und daß von rlen 401 Sitzungen, die als Bun
desrat:>ausschußsitzungen stattgefunden haben, 28 v. H. 
alleine Sitzungen des Finanzausschusl.'t>'l wHren. Unter 
dieser Beam;pruchung und diesem starken Arbeitsan
fall wird auch der beste und gesündeste Mensch leiden 
müssen, insbesondere dann, wenn er gleichzeitig noch 
ein Amt in ::einer Person vereinigt, von dem wir wis!:len, 
daß die Besten und Gesünde::tf'n in den wenigen Jahren, 
in denen sie als Bundestagsabgeordnete tätig waren, 
zugrundegegangen sind. 

Man kann also die beiden großen bedeutsamen Funk
tionen nur verbinden, wenn man beide halb macht. Und 
um eine halb zu machi>n, dafür ist uns die Position des 
FilläH.mtini~lt·i·s zu be<ieutsam. Wie bedeutsam sie ist, 
erleben wir ja immer wieder. Ich glaube jetzt sagen zu 
müssen, daß die Funktion des Landesfinanzministers -
selbst wenn er sich im Bundesrat und in den Bundes
amschüsl"en auf Vertretung beschränkt - bedingt. daß 
er mindestens bei der Stellungnahme im Ministerrat zu 
den finanziellen Beziehungen zwischen Bund und Län
dern unvorbelastet sein muß. F:s kf'tnn nkht angehen. 
daß der Landesfinam:minister in seiner Tätigkeit als 
Finanzminister unter der Einwirkung der Beschlüsse 
stPht, die er viellf'icht einige Tage vorher im Rahmen 
:,;e;ner FDP-Bundestagsfraktion mit hat fassen helfen." 

Wil' haben in der Fr::ige der Inanspruchnahme der 
Vermögen- und Körperschart~teuet· hierfür ein tref
fende s Bei!'piel. Sie haben, Herr Finanzminister. in 
Ihrer Etatrede erklärt, <faß Sie sich nicht vorstellen 
könnlen, daß sich die Länder einen sokhen ma f;siven 
Zugriff des Bundes in ihre Kasse gdallen laF-sen wür
den, sondern sie würden sich mit Bller F.ntsmii>denheit 
zur Wehr setzen. Dieses Zurwehrsetzen w;ir Ihnen aber 
nicht m öglich, weil Sii> in einer Bundestagsfraktion sit
zen, die ihretseits den Zugriff aufs stärkste befürwortet 
hat. Und das Zurwehrsetzen Ihrerseits hat darin be
s tand('fi , daß Sie bei der entscheidenden Abstimmung im 
Buudei>tag als Abgeordneter gefehlt haben. Ich glaube, 
mit diesem l<'ehlen haben Sie selbst bekundet, wie pein
lich Ihre zwiefache Stellung m bestimmten Situationen 
i:;t. 

Aber schon allein der Umstand, daß Sie bei Fortfüh
l'ung der Debatte auf der Hunrlf'sn<.t.~ebene durch die 
Bt'schlü„se Ihrer Bunde~tagsfraktion gebunden sinrl, 
macht es Ihnen doch unmöglich, auf der zweiten Eben..:: 
dns zu ~agen, was von der Länderseite her zu sagen ist. 
"·''· ~ rli•''""m Grunde hHlten wir es für erforderlkh, daß 
Si<" im Int~resse des Landes sich sehr sehne!! für cl.ie etn~ 
oder andere r'unktion entscheiden. 

Sie ~ind ~bei' nieht nur Mini:::l.er der Finanzen, son
Ol'l'l1 Sit> sind auch gleich;r.eitig ;iuf un!';erer Landesebene~ 
Ministl'r für WiPrlf'nmfbau. Al„ 5olcher haben Sie in den 
lf'tztpn Mnn11tPn in die~er Abteilung Ihres Ministeriums 
eine Enhvicklung hingenommen, die meines Erachtens 
nur de:,halb erklärlich ist, weil Sie den Dingen infolge 
Ihrer Doppelbelastnng nimt die genügende Aufmerk
~nmke; t widmen konntf'n. Hi:itten Sie Ihre volle Auf
merksamkeit dieser Entwicklung widmen können, dann 
w iin-'n unse1·es Er«chtH1R die Ent.st'hPirl11ngen, die Sie 

gerade in der Hauptabteilung Wiederaufbau getroffen 
haben, nicht denkbar gewesen. Die Folge der meines 
Erachtens nicht ausreichenden Betreuung dieser Dienst
i;.telle ist. daß wir als Land .H.heinland-Pfalz auf der 

I" „Bunde~bcne 1n Wobnungsbuuangelegenheiten nicht 
mehr die Stellung haben, die wir einmal eingenommen 
haben. 

Es kann heute niemand mehr behaupten, wie das 
noch vor einem Jahr von dem BundE~swohnung,,;mini
ster Wildermuth - der leider so früh verstorben ist -
gesaitt wurde, daß wir das Land des Wohnungsbaues 
seien. Wir sind heute n~cht mehr das Land des Woh
nungsbaues, sondern wir sind tbs Lilnd der Bauruinen 
geworden. 

Wie .sehr sich die Dü1ge gewandelt haben, darüber 
nur zwei Zahlen. Im April 1951 wurden auf der Lan
desebene 931 Neubauten in Angriff genommen, im 
April 1952 ganze 301. 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Ich weiß, daß das nicht allein auf eine m:ingelnde 
Disposition in Ihrer Dlenst3telle auf Sie personlich 
7.urt\ck:r.uführen ist, lc-h WC'itl atwr. daß die fehlende 
Initiative gerade auf <iN' Rt•n<lP'<f'ben0 in dif'scr Frage 
zu Rückfällen führt. dle außerordentlich bedenklich 
sind. Ein jeder, der von um die Entwicklung aufmerk
llam beobachtet. spürt doch. wie der Bundesfinanz
minisrer auf dem bc-!<t<'n \'!lege ist, innerhalb von drei 
Jahren ein volles Baujahr einzusparen, und zwar da
durch. daß die für d>is Frühjahr vorgesehenen Mittel 
zunächst drei Monate und d:mn wieder drei Monate 
zurückgestellt werden. so daß wir erst im Herbst die 
Mittel in dem vorite~ehenen Umfang zur Verfügung 
haben werden, wenn die M:rnrC'r ihre 1dz1ge Arbeits
losigkeit durch die natürliche Arbeitslosigll;:~it fort
!letzen können. 

Wil" dürfen gerade von dem l"inRnzminist<>r Prwar
ten, daß er diesen Dingen 11eine stärk~te Aufmerksam
keit widmet. Ich glaube, Herr Fin;inzminii;te1", daß 
unsere Forderung, daU Sie sich für eines der· beiden 
öffentlichen Ämter entscheiden, mehr als bel'.'~chtigt 
ist. Was Sie tun, ist nidlt un~Pre Sache. Das ist Ihre 
ureigenste Sache, <1be1· Sie k<inYJcn nidll Fin<1uzminister 
des Landes und gleichzeitig Bi.mdesb'lgsabgeordneter 
sein! Sie können nur eins von beidPn richtig sein, oder 
beides können Sie nur halb sein 1 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lahr von der 

FDP. 

Abg. Lahr: 
Herr Präsident! Meme Damen und Hen-en ! ,?;u dem 

Antra~ dl'r SPD Drucksa<'hP IC•:{a9 habe ich folgende 
ErkH!rung meiner Fraktion ah7U>'f"h„n. Mf'ine ;<'raktion 
erkHirt in tiller Off-E>nhC'i~. d.H(~ !'ie ctie All.'liihung einer 
Doppelfunktion von vornhcrdn nkht als Tch>al7.u~tAn<l 
betrachtet hat. DiPl'C' ])cpp\'ifunk tinn kann daher ni<:ht 
Dauerzustand sein und ist auch nach unserer Auffas
·suni;t abi.\n.derungswüt·uig. 

Me111(' Fl"äktiM behält sich aber \'1'11', zu gegebener 
Zeit von sich 1:1uis die nolWl'tHlil'(e1l S1:hritte zu unter
nehmen. Verhältnisse, die hier nicht :wl' Debatte ste
hen und di~ hier nii.:ht behandelt werden ~ollen, hdben 
e.ine Kläruflg <:!er konkt·et zur Ertrten1ng stehenden 
Frage bisher nicht herbciführ<:'n la~sen. 

.,Jedenfalls und unter allen Um:;tänden aber lehnen 
wir e5 ab, uns die Regelung dieser Dingt! durch einen 
Antrag d"'I"' Opposition dieses Hauses vorschreiben zu 
lassen, 

(Widersoruch bei der SPD.) 
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Die Regelung wird auch ohne anderweitigen Anstoß 
von uns aus dann erfolgen, wenn es uns richtig und 
opportun erscheint. 

Perstsnlich möchte ich zu dleser Erklärung noch fol
gendel'J hinzufügen: Aus dem Antrag der SPD - und 
das hat ja auch der Hei.T Kollege Schmidt so halb und 
halb bestätigt - läßt sich eine Besorgnis für ein durch 
keinerlei innere Kon!likte getrübtes Wirken und da
mit für das Woh6ergehen des Herrn Finanzministers 
herauslesen. Da diese Besorgnis um den 'Herrn Finanz
minister auch indirekt meiner Fraktion zugute kommt, 
können wir unsere Dankbarkeit für soviel Wohlwol
len nicht verhehlen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Wir ktsnnen aber andererseits die Auffassung der 
SPD, daß diese Dinge lediglich auf den Finanzminister 
Bezug hätten, nicht teilen. Wir stehen auf dem Stand
punkt, daß das auch au! andere Minister zutrifft, deren 
Funktion mindestens ebenso wichtig Ist. Wir sind da
her über diesen Antrag erstaunt, da ja die SPD un
seres Wissens nach doch jetzt Gelegenheit hätte, die 
gleiche Menschenfreundlichkeit und Besol"gnis ihren 
eigenen Doppelfunktionären zukommen zu lassen. Ich 
erinnere Sfe, meine Damen und Herren - nur um einen 
Fall herauszugreifen -, an den badisch-wilrtternbergi
echen Wirtschaftsminister und stellvertretenden Mini
sterpräsidenten, Herrn Dr. Hermann Veit, der ja auch 
l!ein Bundestagsmandat nicht niedergelegt hat. Wir 
l!tehen auf dem Standpunkt. daß die Vertretung der 
wirtschaftlichen Interessen eines so großen· Landes 
beim Bund mindestens ebenso viele innere Konflikts
möglichkeiten in sich birgt wie die Vertretung der 
!inanziellen Interessen eines viel kleineren Landes wie 
Rheinland-Pfalz, es sei denn, daß auf die Vertretung 
der wirtscha!tlichen Interessen des Landes Bad~n
WUrttemberg keln allzu großer Wert gelegt wird. 

{Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vlzeprlsldent Bllaler: 

Das Wort hat der· Herr Abgeordnete Schmidt von 
der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Ich darf vom Platze aus sprechen. Ich möchte dem 
Herrn Kollegen Lahr nur sagen, daß ich ausdrUcklich 
erklärt habe: man kann die Doppelfunktion auf dem 
einen oder anderen Gebiete eventuell noch hinnehmen. 
Ich habe nicht gesagt, daß wir sie hier billigen WÜr
den. Aber, Herr Kollege Lahr, Sie sollten wissen, daß 
wir bei der Umbildung der Landesregierung, die sich 
nach der Bundesbildung ergab, die Frage eingehend 
erörtert haben, ob wir überhaupt noch ein selbstän
diges Wirtschaftsministerium au! der Landesebene be
nötlgten, weil wir uns alle klar waren, daß die wirt
schaftlichen Aufgaben und Funktionen eigentlich auf 
die Bundesebene übergegangen selen. Diese Erört•:mm
gen haben wir aber in keiner Minute mit dem Finanz
minister gepflogen. 

Vbeprlsfdent Bögler: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen :z:ur Abstimmung. Wer 
dem Antrag II/339 zustimmen will, den hitte ich, die 
Hand zu erheben! - Die Gegenprobe! - Das Ergebnis 
lst zweifelhaft. Ich bitte daher die Schriftführer um 
Auszählung. 

Ich darf wiederholen! Wer für den Antrag ist, den 
bitte ich, eine Hand :z:u erheben! - Die Gegenprobe! -
Der Antrag ist mit 48 gegen 32 Stimmen abgelehnt. 

(Unruhe im Hause.) 

- Entschuldigen Sie, e$ war vorhin zweifelhaft, weil 
nicht alle Hände hochgehoben waren. 

(Zurufe: Stimmenthaltungen?) 

- Stimmenthaltung! - Bei einer Stimmenthaltung. 

Wir kommen zum Punkt 16 der Tagesordnung: 
Antrag der Fraktion der SPD betrerrend Aus
gleichszulage tfir die Ruheste.ndsbeamten und 

131er-Personengruppen - Drucksache II/340. 

(Ministerpräsident Altmeier: Ich möchte für die 
Regierung eine Erklärung abgeben!) 

- Zu dlesem Antrag möchte der Herr Ministerpräsi-
dent. namens der Regieri~ng eine Erklärung 
Ich erteile ihm das Wort. 

Mlnlsterprlsldent AUmeler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der 
Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses vom 16. 
Juni 1952 hatte die Landesregierung bereits erklärt, 
daß sie die Auszahlung des)lalben Monatsgehaltes an 
die Ruhestandsbeamten des Landes und an die An
gehörigen der 13ler-Personengruppe, soweit sie dem 
Lande zugehören, ins Auge gelaßt hat, 

(Lebhafte Unruhe im Hause. - Glocke dec; 
Präsidenten.} 

Vlzeprisldent Bögler: 

Ich dar! wn Aufmerk...amkeit bitten! 

Mlnlsterprlsldent Altmeler {!ortfahrend): 

- daß aber die Bundesregelung abgewartet werden 
müsse, weil bekanntlich im vergangenen Jahr ein Ge
setz zu.stande gekommen ist, wonach die diesbezüg
lichen Leistungen der Länder und der Gemeinden nicht 
höher sein dürfen als die des Bundes. Nachdem die 
Bundesregelung in der Zwi!?chenzeit erfolgt ist, und 
zwar mlt der Maßgabe, daß an die eben genannten 
zwei Gl"uppen das halbe Monatsgehalt zum 1. Oktober 
gezahlt wlrd, hat die Landesregierung in ihrer letzten 
Sitzung die Auszahlung dieses halben Monatsgehaltes 
an die beiden Gruppen ebenfalls besclllos~en. 

Es ist Vorsorge getroffen, daß die Auszahlung bereits 
zum 1. August 1952 erfolgt. Die Landesreglerung be
trachtet deshalb diesen Antrag als erledigt. 

(Bei!all des Hauses.) 

Vlzepr!lsldent Bilgler: 

Das Wort hat der Herr Abgeo1·dnete Hertel. 

Abg. Hertel: 

Wir stellen mit Genugtuung fest, daß seit unserer 
Antragstellung durch den Beschluß des Ministerrats das 
Ziel unseres Antrages bereits erreicht wurde. Wir bit
ten das Haus, dazu noch festzustellen, daß sich die Be
rücksichtigung der davon berührten Personen auch auf 
die Witwen und Waisen und nicht nur aut die noch 
lebenden Ruhestandsempfänger selbst erstreckt. 

Vlzeprlsfdent Bagler: 

Meine Damen und Herrent Dann ist Punkt 16 der 
Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zum Punkt 1'1 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Filnrten Landesgesetzes zur 
.Änderung des Gemeindewahlgesetzes vom 21. 
September 1948 (GVBI. S. 348) In der Fassung vom 
14. Mirz 1951 (GVBI. S. 49) - Drucksache II/343. 

'h' j + ' ••,_• _r 11 _1 _ _ _ 4 - - ' - ' - · · ---· 
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Der Ältestenrat sdllägt Ihnen vor, die Vorlage an den 
Hauptausschuß zu überwE"isen. Widerspruch erhebt sich 
nidlt, dann is t so beschlossen. 

W ir korrunen i um Punkt 18 der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Befrei
untt der Jagdhundebesitzer von der Hundesteuer 

- Dr ucksache II/346. 

Zur Begründung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Motz von der FDP. 

(Abg. Völker: Zur Geschäftsordnung!) 

- Ich habe bereits das Wort erteilt, ich kann nachträg
lich keine Worterteilung mehr vornehmen. 

(Abg. Völke r : Zur Gesc.'i.äftsordnung immer!) 

- Nein, wenn das Wort bereits erteilt ist, nicht. 

Abg. Motz: 

Herr Pri:i~ident! Meine Damen und Herren! Herr Kol
lege Völker. es erübrigt sich, sich groß dBrilber aufzu
regen, denn wir haben uns heute in dieser Hunds
tagshitze schon genug aufgeregt, wenn man wirklich 
mal von einem Hund reden darf. 

(Abg. Völ~er: Machen Sie sich um meine Gesund
heit keinerlei Sorgen!) 

Die FDP hat den Antrag 11/346 eingebracht, der Ihnen 
hier vorliegt. Es Ist da leider ein kleiner redaktioneller 
Fehler unterlaufen, und :r.war muß es heißen: 

,,Die Landesregierung wird ersucht, Jagdhundebe
sitzer, welche vor dem Kreisjagdsachverständ-igen 
den Nachweis der Brauchbarkeit ihrer Hunde in der 
praktischen Jagdausübung für Schwarzwildbekämp
fung erbrachten, von der Hundesteuer zu befreien." 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, eine Angelegen-
heit, bei der man auf den Hund kommen kann, wlrd 
immer sehr gern auf die leichte Schulter genommen. 
Wir haben große Schäden durch Schwarzwild zu be
klagen, und ".lie K lagen hören ja , wie Sie alle wissen, 
niemals auf. Der getreueste Helfer des Jägers in der 
Schwarzwildbekämpfung ist doch der Hund, und zwar 
dieser kle ine Stöberhund, d. h. der Jagdterrier. der 
Dalxel, der Neu- Münsterländer und dergleichen Hunde. 
Es kommt für einen Jagdbesitzer nicht in Frage, daß 
zum B!!ispiel ein hochläufiger Hund unter diei1e Be
stimmung fallen soll. Wer Jäger ist oder etwas von 
Jagd versteht, der weiß, daß - wie es auch hier in der 
Begründung ausgeführt ist - durcll die schlechte Muni
tion, über die wir zur Zeit verfügen, sehr viel W'ild 
angeschossen wird und daß - wie es bei Wildschweinen 
von Natur aus schon üblich ist - es sogar Tiere gibt, die 
mit einem Herzsdluß noch 100 bis 150 oder 200 m ab~ 
wandern; wenn sie dann durch gute Hunde nicht ge
stellt werden könrnm , verludern sie und gehen der 
Volksernährung und der Häuteverwertung verloren. 

Aus diesem Grunde haben wir den Antrag elngc
brai:ht, daß für alle die Hunde, für die durch den Jagd
sachverständigen, d en Kreisjägermeister, der Nachweis 
der Bra uchbarkeit für d iesen Zwedt erbracht worden ist, 
von der Steuel' befre it werden sollen. Denn jeder Jäger, 
der sich mehr oder weniger der Schwarzwildbekämp
fung widmet, muß mehrere Hunde haben. und dle Aus
üliung diese r Bekämpfung bringt einen sehr starken 
Verlust dieser Hunde mit sich, weil dlese Hunde melst 
im Kampf mit dem Schwarzwild zu Schaden kommen 
und vielfach eingehe n. Deshalb ergibt :;ich immer wie
del' die Notwendigkeit zur Neubeschaffung dieser 

l 
1 

Hunde. Aus diesem Grunde möchte ich bitten, daß hier 
für die nächsten Jahre, in denen die deutschen Jäger 
mit der Schwarzwildbekämpfung sehr viel zu tun haben 
werden, eine Ausnahme gemacht wird, damit diese 
Jäger keine größere finanzielle Einbuße zu erleiden 
haben. 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat nunmehr zur Geschäftsordnung der 
Herr Abgeordnete Völker. 

Abg. Völker: 

- Nunmehr nicht mehr zur Geschättsordnung, sondern 
'Z\.I dem Antrag. Meine Damen und Herren, wir bltten. 
diesen Antrag abzulehnen, weil es sich hier um eine ur
eigenste Sache der Selbstverwaltung der Gemeinden 
handelt. Das Landesparlament hat sich nicht damit zu 
befa~'$en. 

1
. v„~~t~liiei::: 

:. Da$"'Wott'nat"der 'Herr Abgeordnete Diel von der CDU. 

1 

• • ' " ' · :.· " "" ::1::a: ' 1 . : : .~·: 

. ..t\,bg. Dlel: . „ . • . 

Im Gegensatz zu den Ausführungen, die der Herr 
Kollege Völker gemacht hat, bin ich der Auffassung, daß 
dieser Antrag im Kommunal-Ausschuß, also im Haupt
au.sscltuß, ~rnteu werden muß. Ich beantrage, Ihn die
sem Ausschuß zu überweisen. 

Vlzeprlsldent Bögler: 

Die Auffassung des Herrn Abgeordneten Völker is t 
1ür das bestehende Recht rid1tig, abe1· der Antrag könnte 
ja zur Änderung des Rechtes !ühren. Infolgedessen 
glaube ich, sollten wir beschließen, den Antrag d em zu
stän.digen Ausschuß zu überweisen. Dagegen erhebt 
sich kein Widerspruch - -

(Abg. Völker: Wir sinrl dRgegen !) 

Dann muß i<:h abstimmen lassen. Wer dafür ist, den 
Antrag dem Aus~chuß zu überweisen, den bitte ich, 
eine Hand zu erheben. - Die Gegenprobe! - Das erstere 
war die Mehrheit. 

Wir kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung: 

Antrag des PetUionsaussdm.s:ses betre(lend be
ratene Eingaben - Drucksache II.1342. 

Wortmeldungen Hegen nlC'ht vor. Wer dem Antrag des 
Petitlon::;ausi::l."husses seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Die Gegenprobe! -
Sttmmenthaltung~nr - Be i e iner Stin1)nenthaltung ist 
der Antrag angenommen. 

Meine Damen und Herren! Damit sind wir am Schlusse 
unserer Stt:r.ung angelangt. Ich darf noch bekannt
geben, daß vorgesehen ist, die nächste Plenarsitzung am 
9. September 1952 abzuhalten und daß die Ausschuß
arbeiten aber bereits mit dem 1. September 1952 wieder 
beginnen sollen. 

kh wünsche Ihnen allen gute E1·holung in den näch
sten Ferienwochen und für heute eine gute Heimfahrt. 
Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung: 16.28 Uhr. 
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